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Stärkung des Ehrenamts – 
eine von vielen Herausforderungen für 
ein modernes Prüfungswesen 

HUBERT ERTL 
Prof. Dr., Forschungsdirektor und 
Ständiger Vertreter des Präsidenten 
des BIBB 

Liebe Leserinnen und Leser, 

zentrale Abschlussprüfungen sind eine wichtige Basis für 
die Qualitätssicherung in der dualen Berufsausbildung. 
Sie stellen Praxisnähe und Transparenz von Berufsab­
schlüssen sicher. Nicht erst mit der BBiG-Reform werden 
Fragen des Prüfungswesens jedoch kontrovers diskutiert. 
Ziel dieser BWP-Ausgabe ist es, diese Fragen aus verschie­
denen Perspektiven zu beleuchten. Dabei lohnt sich der 
Blick über die Grenzen der deutschen Prüfungsrealität 
hinaus: Zwei Beiträge dieser Ausgabe geben Einblicke in 
aktuelle Entwicklungen in der Schweiz. 

Feststellung beruflicher Handlungskompetenz 
als Ziel von Prüfungen 

Berufliche Handlungskompetenz als Zieldimension der 
Berufsbildung ist nicht nur für den Lernprozess, sondern 
auch für die Kompetenzfeststellung in Prüfungen maßgeb­
lich. Dazu sind berufliche Problemstellungen zu modellie­
ren und in Prüfungsformate, wie sie in den Ausbildungs­
ordnungen vorgegeben sind, zu transferieren. Bei allen 
Veränderungen in der Berufsbildungspraxis müssen diese 
weiterhin Ausgangspunkt für Prüfungen bleiben. 
Ein wichtiger Treiber im Prüfungswesen ist ohne Zweifel 
die Digitalisierung – und zwar in zweierlei Hinsicht: Zum 
einen bieten digitale und virtuelle Formate neue Möglich­
keiten für die Modellierung von Aufgabenstellungen, die 
geeignet sind, die Entwicklung beruflicher Handlungs­
kompetenz zu prüfen. Zum anderen haben sich infolge 
des digitalen Wandels zentrale Aspekte beruflicher Hand­
lungskompetenz verschoben. So sind Systemverständnis, 
interdisziplinäre Kooperation und das Verständnis von 
ganzheitlichen Geschäftsprozessen wichtiger geworden. 
Beide Aspekte sind für die Aktualisierung von Prüfungsfor­
maten und -inhalten richtungsweisend und müssen stärker 
Eingang in die Prüfungspraxis finden. 

Zentrale Stellung von Gütekriterien im 
Prüfungsgeschehen 

Es herrscht weitgehend Einigkeit darüber, dass Prüfungen 
die Gütekriterien Objektivität, Reliabilität und Validität 
erfüllen müssen. Veränderungen der Prüfungsmodalitä­
ten, z. B. praktische Prüfungen statt wie bisher durch drei 
nur noch durch zwei Prüfende begleiten zu lassen oder 
die automatisierte Auswertung von Aufgaben im Ant­
wort-Wahl-Verfahren, dürfen die Erfüllung dieser Gütekri­
terien nicht beeinträchtigen. Hierfür ist ein systematisches 
Qualitätsmonitoring notwendig. 
Gerade angesichts der steigenden Zahl von Lernenden mit 
Flucht- und Migrationshintergrund bleibt die Verwendung 
von möglichst barrierefreier Sprache in Prüfungen wich­
tig. Erkenntnisse aus Forschung und Praxis müssen bei der 
Aufgabenformulierung einfließen. 

Ehrenamt und Prüferqualifikation stärken 

Hunderttausende ehrenamtliche Prüferinnen und Prüfer 
engagieren sich in Prüfungsausschüssen der zuständigen 
Stellen; ohne sie wäre das Prüfungswesen in der derzeiti­
gen Form nicht vorstellbar. Deshalb sind alle Maßnahmen, 
die auf die Stärkung des Ehrenamts abzielen, nachdrück­
lich zu begrüßen, unabhängig davon, ob diese in die Re­
form des Berufsbildungsgesetzes Eingang finden oder auf 
andere Art und Weise umgesetzt werden. 
Die Unterstützung gerade von ehrenamtlichen Prüferinnen 
und Prüfern bei der zeitgemäßen Gestaltung von Prüfun­
gen unter Einbezug moderner Medien muss mehr in den 
Mittelpunkt rücken. Hierzu müssen Angebote geschaffen 
werden, die digitale Möglichkeiten im Prüfungsgeschehen 
vorstellen und Prüferinnen und Prüfer in der Umsetzung 
begleiten. 
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Die gestreckte Abschluss- und Gesellenprüfung 

hat sich etabliert
 

KATRIN GUTSCHOW 
Wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Personenbezogene Dienstleistungsberufe, 
Querschnittsaufgaben« im BIBB 

BARBARA LORIG 
Wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Personenbezogene Dienstleistungsberufe, 
Querschnittsaufgaben« im BIBB 

2002 wurde die gestreckte Abschluss­

prüfung zum ersten Mal in fünf Beru­

fen erprobt, 2005 dann im novellierten 

Berufsbildungsgesetz (BBiG) und der 

Handwerksordnung (HwO) als alterna­

tive Prüfungsstruktur zur klassischen 

Zwischen- und Abschluss-/Gesellen­

prüfung aufgenommen. Doch wie 

viele anerkannte Ausbildungsberufe 

gibt es mittlerweile mit dieser Prü­

fungsstruktur? Und welche Anzahl an 

Neuabschlüssen in den Berufen nach 

BBiG/HwO steht dahinter? 

Gestreckte Abschluss- und 
Gesellenprüfung als alternative 
Prüfungsstruktur 

Um festzustellen, ob die berufliche 
Handlungsfähigkeit erworben wurde, 
endet die Berufsausbildung im dua­
len System mit einer Abschluss- bzw. 
Gesellenprüfung. In der Regel werden 
dabei mehrere Prüfungsinstrumente 
miteinander kombiniert. Traditionell 
findet diese aus mehreren Prüfungsbe­
reichen bestehende Prüfung zum Ende 
der Ausbildung statt. Nach der Hälfte 
der Ausbildung wird zur Ermittlung des 
Ausbildungsstands eine Zwischenprü­
fung durchgeführt, bei der es sich um 
eine reine Lernstandskontrolle handelt; 
das Ergebnis hat weder Auswirkungen 
auf die Fortsetzung der Ausbildung 
noch auf die Benotung der Abschluss-/ 
Gesellenprüfung. 
Im Unterschied dazu wird im Modell 
der gestreckten Abschluss- bzw. Gesel­

lenprüfung (GAP/GGP) diese auf zwei 
Prüfungszeitpunkte verteilt. Möglich ist 
dies in Berufen mit einer mindestens 
dreijährigen Ausbildungsdauer: Teil 1 
findet in der Regel am Ende des zweiten 
Ausbildungsjahrs statt und »kann daher 
nur Kompetenzen zum Gegenstand ha­
ben, welche bereits auch Teil der final 
zu betrachtenden Handlungskompe­
tenz sind« (BIBB-Hauptausschuss 2013, 
S. 11); Teil 2 am Ende der Ausbildung 
kann sich auf die während der gesam­
ten Ausbildungszeit zu vermittelnden 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähig­
keiten beziehen. Inhalte, »die bereits 
Gegenstand von Teil 1 der Abschluss­
prüfung waren, [sollen] in Teil 2 der 
Abschlussprüfung nur insoweit einbe­
zogen werden, als es für die Feststellung 
der Berufsbefähigung erforderlich ist« 
(ebd., S. 12). Der Anteil von Teil 1 am 
Gesamtergebnis, der jeweils in den 
Ausbildungsordnungen festgelegt wird, 
kann zwischen 20 und 40 Prozent be­
tragen. Teil 1 der Abschlussprüfung ist 
nicht eigenständig wiederholbar. 
Eingeführt wurde dieses Modell als Al­
ternative zur klassischen Prüfungsstruk­
tur. Insbesondere die Zwischenprüfung 
und ihre Stellung im Ausbildungsverlauf 
wurde Ende der 1990er-Jahre von eini­
gen Akteuren im Berufsbildungsbereich 
kritisiert: Trotz des hohen Aufwands 
sei ihre Bedeutung bei Betrieben und 
Auszubildenden gering, da nicht das 

Bestehen, sondern die reine Teilnah­
me Voraussetzung für die Zulassung 
zur Abschluss-/Gesellenprüfung sei. 
Das in einer Arbeitsgruppe im Rahmen 
des Bündnisses für Arbeit, Ausbildung 
und Wettbewerbsfähigkeit erarbeitete 
Modell einer gestreckten Prüfung (vgl. 
BMBF 2002) wurde erstmalig in den 
Labor- und Produktionsberufen der che­
mischen Industrie 2002 erprobt. Von 
2003 bis 2004 folgten Erprobungsver­
ordnungen in 21 Berufen (vgl. Rey­
mers/Stöhr 2004), bis die gestreckte 
Abschluss-/Gesellenprüfung 2005 als 
Abschluss-/Gesellenprüfung »in zwei 
zeitlich auseinanderfallenden Teilen« 
ins novellierte BBiG und die HwO auf­
genommen wurde. 
In den folgenden Jahren wurde die 
gestreckte Prüfung kontinuierlich in 
weiteren gewerblich-technischen Be­
rufen umgesetzt. Im kaufmännischen 
Bereich fand sie erstmals 2009 in den 
Berufen Kaufmann/Kauffrau im Einzel­
handel sowie Musikfachhändler/-in im 
Rahmen von Erprobungsverordnungen 
Eingang. 

Reichweite der gestreckten Ab­
schluss- und Gesellenprüfung 

2018 weisen von den 326 anerkannten 
Ausbildungsberufen 72 eine gestreckte 
Abschluss-/Gesellenprüfung auf (vgl. 
Abb.). Damit haben 22 Prozent der 

http://www.bibb.de/de/84666.php
http://www.bibb.de/de/berufeinfo.php/new_modernised_occupations_by_year
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Ausbildungsberufe im dualen System 
eine gestreckte Prüfung. 
Betrachtet man nun die Neuabschlüsse 
in den anerkannten Ausbildungsberu­
fen im Jahr 2018, so wird deutlich, dass 
hinter diesen 72 Ausbildungsberufen 
mit gestreckter Abschluss-/Gesellen­
prüfung eine sehr große Zahl von 
Auszubildenden steht. 2018 gab es 
523.716 Neuabschlüsse in den aner­
kannten Ausbildungsberufen im dualen 
System, davon entfallen 204.192 – das 
sind 39 Prozent – auf Berufe mit ge­
streckter Prüfung (zur Datengrundlage 
vgl. Infokasten). 
In der Rangliste der Neuabschlüsse 
2018 finden sich auf den ersten zwan­
zig Plätzen neun Berufe mit gestreckter 
Abschluss-/Gesellenprüfung; allein auf 
den ersten drei Plätzen stehen mit den 

Kaufleuten für Büromanagement, den 
Kaufleuten im Einzelhandel sowie den 
Kfz-Mechatronikern und Kfz-Mechat­
ronikerinnen Ausbildungsberufe mit 
dieser Prüfungsstruktur. 

Fazit 

Die Anzahl an Ausbildungsberufen mit 
gestreckter Prüfung ist seit 2002 be­
ständig gestiegen. Damit nimmt die 
Zahl der Auszubildenden, die nach 
diesem Modell geprüft werden, konti­
nuierlich zu. Das geht auch darauf zu­
rück, dass in den Ordnungsverfahren 
die Prüfungsstruktur der gestreckten 
Prüfungen für einige der ausbildungs­
stärksten Berufe umgesetzt wurde. Eine 
große Herausforderung im Vorfeld von 
Ordnungsverfahren hinsichtlich der 

Entscheidung über die Prüfungsstruktur 
besteht darin, Ausbildungsinhalte zu 
identifizieren, die zum Zeitpunkt von 
Teil 1 bereits abschließend vermittelt 
werden können. s
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Fallstricke auf dem Weg zu kompetenzorientiertem Prüfen
 

Erfahrungen aus der schweizerischen Berufsbildung 

HEINER KILCHSPERGER 
Dr., bis Juli 2019 Dozent für 
Berufspädagogik am 
Eidgenössischen Hochschul­
institut für Berufsbildung 
EHB, Zollikofen, Schweiz 

Das Berufsbildungsgesetz von 2004 wollte in der schweizerischen Berufs­

bildung eine größere Vielfalt an Formen ermöglichen, um die Handlungs­

kompetenz der Berufslernenden zu überprüfen. Impulse für Entwicklungen 

konnten zwar gesetzt werden, die Vieldeutigkeit dieser Impulse und des zu­

grunde liegenden Kompetenz-Konzepts ließ einige Entwicklungen aber auch 

versanden. Der Beitrag geht der Frage nach, wo anspruchsvolle pädagogische 

Konzepte Entwicklungen wirklich bestimmen und die Prüfungskultur prägen 

und wo sie unter dem Druck administrativer, finanzieller oder institutioneller 

Interessen zu leeren Legitimationsformeln verkommen. 

Neue Handlungsspielräume und ihre Nutzung 

Im Alltag der schweizerischen Berufsbildung ist der Begriff 
Lehrabschlussprüfung immer noch selbstverständlich und 
beliebt. Das Berufsbildungsgesetz verwendet jedoch seit 
2004 den Begriff Qualifikationsverfahren. Es will damit 
zum Ausdruck bringen, dass Prüfungen nur eine Form un­
ter anderen sind, um festzustellen, ob eine Person über die 
berufsspezifischen Handlungskompetenzen verfügt. Auch 
andere Qualifikationsverfahren, wie etwa die Validierung 
von Bildungsleistungen, sollen so entwickelt und staatlich 
anerkannt werden können. Neue Begriffe signalisieren in 
der schweizerischen Diskussion Absichten und Entwick­
lungsrichtungen. Sie bleiben aber oft vage und unver­
bindlich und lassen viel Interpretationsspielraum. Das gilt 
auch für das Handlungsfeld »Prüfen«: die Begrifflichkeit 
des Berufsbildungsgesetzes (»berufliche Qualifikationen«) 
und die Leitidee der propagierten Entwicklungen (»Hand­
lungskompetenz«) eröffnen schon ein Spannungsfeld. 
In den letzten zehn Jahren hat das Staatssekretariat für Bil­
dung, Forschung und Innovation (SBFI) zwei Berichte  in 
Auftrag gegeben (vgl. Kägi 2010; Fitzli u. a. 2013): Sie 
sollten Klarheit schaffen, wie der Übergang von der tradi­
tionellen Lehrabschlussprüfung zum modernen Qualifika­
tionsverfahren umgesetzt wurde. 
Übereinstimmend stellen beide Studien fest, dass der mit 
dem Berufsbildungsgesetz von 2004 eröffnete Handlungs­
spielraum kaum genutzt wird: In den umgesetzten Prü­
fungsbestimmungen zeigt sich wenig Innovation. Die un­
tersuchten Berufe zeigen zwar vielfältige Kombinationen 
von Prüfungsformen, -bedingungen und deren Gewich­
tung (vgl. Tab. 1), es zeigt sich aber, dass die Festlegung 

der Prüfungsformen und deren Gewichtung sich nicht an 
den spezifischen Charakteristiken der Berufe (an ihren 
spezifischen Kompetenzen) orientiert: Der Freiraum wird 
also nicht berufsspezifisch, sondern willkürlich genutzt. 
Gleichzeitig erzeugt diese Vielfalt in der Umsetzung einen 
großen administrativen Aufwand. Die Empfehlung, eine 
beschränkte Anzahl von Prüfungskonstellationen vorzuge­
ben, aus denen die zuständigen Berufsorganisationen aus­
wählen können, wurde bis heute nicht umgesetzt. 

Verständnis und Operationalisierung von 
Handlungskompetenz 

Weitere Herausforderungen ergeben sich bei der Anwen­
dung des Kompetenz-Konzepts. Der stärkere und klarere 
Einbezug von Methoden-, Sozial- und Selbstkompetenz ist 
nach Aussage der beiden Studien noch nicht wirklich ge­
lungen: Die Erfassung und Beurteilung dieser Kompeten­
zen stärkt zwar den Praxisbezug, wird aber immer noch 
als schwierig gesehen. Nach Einschätzung der Befragten 
hat dadurch die Subjektivität der Bewertung der Leistung 
der Lernenden zugenommen (vgl. Fitzli u. a. 2013, S. 50). 
Zugespitzt wird die Problematik dadurch, dass die verwen­
deten Konzepte rund um den Begriff »Kompetenz« vielfäl­
tig, teilweise oberflächlich und oft wenig präzise sind. 
•	 Mit Fach-, Methoden-, Sozial- und Selbstkompetenz 

werden analytisch vier Kompetenzbereiche unterschie­
den, die in ihrem Zusammenspiel Handlungskompetenz 
ausmachen sollen. Vorausgesetzt wird dabei, dass sich 
diese Kompetenzbereiche in den beruflichen Aufgaben 
jeweils isoliert und einzeln beurteilen lassen. Doch ge­
hören die methodischen Kompetenzen einer Kauffrau 
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nicht zum Kern ihrer fachlichen Kompetenzen, und ist 
die soziale Fähigkeit, sich mit Eltern über die Erziehung 
ihrer Kinder auszutauschen, nicht zentral für die Kom­
petenz eines Fachmanns Betreuung in einer Kinderta­
gesstätte? Die Isolierung der Kompetenzbereiche führt – 
so zeigen eigene Erfahrungen – auch zu praktischen 
Schwierigkeiten: Wird in der Ausbildungspraxis ab­
strakt von Sozialkompetenzen gesprochen, so wird der 
Begriff implizit mit eigenen Vorstellungen von angemes­
senem, etwa schulkonformem, Verhalten gefüllt oder 
auf wenige, meist zufällig gewählte und eher alltags- als 
berufsbezogene Indikatoren eingeschränkt. Beide Wege 
öffnen – in unterschiedlicher Weise – der Subjektivität 
der Beurteilung Tür und Tor. 

•	 Unklarheiten birgt auch das Konzept Handlungskompe­
tenz: Diese – so wird postuliert – zeigt sich in der erfolg­
reichen Bewältigung einer beruflichen Handlungssitua­
tion und wird mit den drei Aspekten Kenntnisse, Fähig­
keiten/Fertigkeiten und Haltung erläutert. Beschreibun­
gen beruflicher Handlungssituationen sind Grundlage 
der Bildungspläne und der Abschlussprüfungen, in de­
nen diese als reale oder zumindest realitätsnahe berufli­
che Situationen inszeniert werden (vgl. Zbinden-Bühler 
2010). Dies kann dazu verführen, Handlungskompetenz 
auf das korrekte Ausführen von Tätigkeiten zu reduzie­
ren. In den Blick kommen so direkt beobachtbare As­

pekte von beruflichen Handlungen, die in Indikatoren-
listen erfasst werden. Das erleichtert die Beurteilung der 
Abfolge und Qualität einzelner Schritte, verloren geht 
damit allerdings der mit dem Kompetenzbegriff ange­
mahnte Anspruch, die selbstständige, situationsadäqua­
te und variable Problemlösung zu beurteilen. 

Herausforderungen für die Prüfungspraxis 

Die im Berufsbildungsgesetz formulierten Grundlagen für 
berufliches Prüfen eröffnen Freiräume für die Gestaltung 
von Qualifikationsverfahren, geben aber keine pädago­
gischen Leitlinien für die erwünschte Innovation vor. Die 
Diskussion um Kompetenzorientierung versucht, diesen 
Freiraum inhaltlich zu füllen, schafft aber nur teilweise 
Klarheit. Im Alltag des beruflichen Prüfens mischen sich 
deshalb Prüfungstraditionen und Spuren von Kompetenz­
orientierung. 
Die folgenden Beispiele geben einen sehr punktuellen 
Einblick in diese alltägliche, mehrdeutige Prüfungspraxis 
und -kultur der schweizerischen Berufsbildung zwischen 
Beharrungsvermögen und Innovation. Sie zeigen Versuche, 
wie – ausgehend von unterschiedlichen pädagogischen 
Konzepten beruflicher Kompetenz – Prüfungen und Prü­
fungsaufgaben entwickelt werden und welche traditionel­
len Muster dazu überwunden werden müssen. 



 

T H E M E N S C H W E R P U N K T 	  B W P  6 / 2 0 1 9  8 

Entwicklung von Prüfungsaufgaben und Unterrichts­
entwicklung verbinden 

Realistische Situationsbezüge zu schildern und diese mit 
offenen Aufträgen zu verbinden, ist eine anspruchsvolle 
Aufgabe. Das zeigt die Analyse einer Vielzahl von schrift­
lichen Prüfungen berufskundlicher Fächer, die ein Team 
des EHB im Auftrag einer Berufsschule durchgeführt hat 
(vgl. Scharnhorst 2018). In den meisten der vorgeleg­
ten Prüfungen haben die geschilderten Praxissituationen 
eher die Funktion der Veranschaulichung von Theorie und 
geben Anlass zu Wissensfragen. Sie könnten aber auch als 
Ausgangsmaterial genutzt werden, das mithilfe von Theo­
rie und Konzepten wahrgenommen und gedeutet wird und 
aus dem schließlich situationsspezifische Handlungsmög­
lichkeiten formuliert werden, wie im folgenden Beispiel für 
den Ausbildungberuf Fachfrau/-mann Betreuung verdeut­
licht wird (vgl. Tab. 2). So wird die Fähigkeit geprüft zu 
erkennen, was am Fall der Fall ist, wie Regeln und Theorie 
situationsangemessen ausgewählt und kontextualisiert 
werden. 
Der Weg zu solchen kompetenzorientierten Prüfungsauf­
gaben ist weit und mit Schwierigkeiten gepflastert. Es ist 
aufwendig, geeignetes Ausgangsmaterial (Beschreibun­
gen, Fotos, Videos etc.) zu sammeln oder selber herzustel­

len. Das ist nicht nur methodische, sondern vor allem fach
didaktische Arbeit, die von folgenden Fragen geleitet wird: 
•	 Welches sind zentrale Erfahrungen und Herausforde

rungen im gewählten Handlungsfeld? 
•	 Welche Alltagsschemata nehmen die Lernenden für

die Bewältigung der beruflichen Handlungsprobleme 
zu Hilfe? Welche Risiken und Grenzen sind mit diesen 
Alltagsschemata verbunden? Mithilfe welcher Theorien 
und Konzepte können diese Alltagsschemata erweitert 
und differenziert werden? 

•	 Welche Aspekte des handlungsleitenden Denkens (wahr  
nehmen, deuten, Hypothesen entwickeln, entscheiden, 
Wirkung beobachten und einschätzen) können mit wel
chen Theorien und Konzepten gestärkt werden? 

Zwei Punkte sind zu betonen: Erstens sind Situationsschil
derungen in kompetenzorientierten Aufgaben authentisch, 
offen und mehrdeutig zu formulieren (vgl. Bensch 2014, 
bes. S. 148). Sie sollen mindestens auf der Ebene des hand
lungsleitenden Denkens zur Bewältigung herausfordern 
und nicht nur Anlass für Wissensfragen sein. Zweitens sind 
solche anspruchsvollen Aufgaben nur sinnvoll, wenn der 
Unterricht auch die vorausgesetzten Kompetenzen auf
gebaut hat. Die Verbindung mit fachdidaktischer Unter
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richtsentwicklung ist also zwingend. 
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Praktische Prüfung zwischen Betriebsnähe und 
Vergleichbarkeit 

Angesichts des bildungspolitischen Drucks auf Zentralisie­
rung und Vergleichbarkeit von Prüfungen – besonders aus­
geprägt bei den Maturaprüfungen an den Gymnasien – ist 
es erstaunlich, dass sich in der schweizerischen Berufsbil­
dung eine praktische Prüfungsform etablieren konnte, die 
auf betriebsspezifische, also individuelle Praxis setzt und 
mit dem »betrieblichen Auftrag« in Deutschland vergleich­
bar ist (vgl. Infokasten). 
Für die Einführung dieser neuen Prüfungsform wird ein 
Konglomerat von Gründen genannt: Die Prüfung hat im 
betrieblichen Kontext einen praktischen Nutzen, sie ent­
spricht der starken Integration der Lernenden in den eige­
nen Betrieb und seine Arbeitsprozesse, die Aufgabe erfor­
dert selbstständiges Arbeiten und Problemlösen, im realen 
betrieblichen Kontext werden immer auch Methoden-, 
Sozial- und Selbstkompetenzen mitgeprüft etc. Dieses Ne­
beneinander unterschiedlichster Begründungen ist wenig 
stabil und pädagogisch schlecht fassbar, hat aber trotzdem 
eine fruchtbare Praxis ermöglicht. 
Die Rahmenbedingungen für die IPA unterscheiden sich 
(z. B. bezüglich Zeitdauer) in den unterschiedlichen Be­
rufen, sie müssen aber den einheitlichen staatlichen Vor­
gaben (vgl. BBT 2007) entsprechen. Die Regelungen ori­
entieren sich weniger an den (unklaren) pädagogischen 
Zielsetzungen, sondern eher an den mit dieser Prüfungs­
form verbundenen Beurteilungsproblemen: So soll die Ge­
nehmigung der Aufgabenstellungen durch betriebsexterne 
Fachleute sicherstellen, dass diese einerseits den Vorgaben 
des berufsspezifischen Bildungsplans entsprechen, ande­
rerseits Vergleichbarkeit und ähnliches Anforderungsni­
veau garantieren. Das Führen eines Arbeitsjournals soll 
das Problem »Fremdhilfe« entschärfen. Die Kombination 
von Beurteilung durch betriebsinterne Ausbilder/-innen 
und externe Expertinnen/Experten soll den spezifischen 
betrieblichen Bezug und die nötige Objektivität ausbalan­
cieren. Die Prüfungsform IPA wird von den Berufsverbän­
den zum größten Teil als Fortschritt gesehen und ist in der 
schweizerischen Berufsbildung mittlerweile weit verbrei­
tet. Unabhängige und pädagogisch interessierte Evalua­
tionen zur entsprechenden Prüfungspraxis fehlen jedoch 
bislang. 

Klinische Expertise einschätzen 

Der Aufbau klinischer Expertise ist ein zentrales Ziel der 
Ausbildung von Pflegefachleuten, die im schweizerischen 
Bildungssystem auf der Tertiärstufe angesiedelt ist. Das 
Erkunden und Einschätzen von Patientensituationen, das 
Bestimmen der sich daraus ergebenden Aufgabe und die 
Umsetzung der entsprechenden pflegerischen Handlun­
gen in mehrdeutigen, unvorhersehbaren und stresserzeu­
genden Situationen bildet den Kern solcher Expertise (vgl. 
Infokasten). 
Als methodischer Rahmen für die Überprüfung dieser 
Kompetenzen wurde – vor allem am Berner Bildungszen­
trum Pflege – die Objective Structured Clinical Examina­
tion (OSCE, vgl. Harden u. a. 1975) übernommen und 
weiterentwickelt (vgl. Schlegel 2018). Diese Prüfungs­
form umfasst einen Parcours von Stationen, an denen die 
zu Prüfenden an »standardisierten Patienten« pflegerische 
Aufgaben bewältigen müssen. Exemplarisch lassen sich 
daran einige Herausforderungen kompetenzorientierten 
Prüfens diskutieren: 
•	 Bei der Aufgabenerstellung für die Prüfungsstationen 

ist der Bezug zu den curricularen Kompetenzen und 
Lernzielen der Ausbildung zentral. Entscheidend ist 
allerdings die Qualität dieser Kompetenz- und Lernziel­
formulierungen (und ihre konsequente Umsetzung in 
der Ausbildung!). Wenn darin klinische Expertise zum 
Ausdruck kommen soll, darf sich die Kompetenzformu­
lierung nicht in der Beschreibung der Tätigkeit (z. B.: 
»führt ein Assessmentgespräch im Rahmen der Infor­
mationssammlung«) erschöpfen, sondern muss auch 
fachliche Qualitätsanforderungen und Handlungszu­
sammenhänge enthalten (z. B.: »erfasst durch Beobach­
tung und gezielte Gesprächsführung relevante Einfluss­
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faktoren und zieht entsprechende Folgerungen für die 
Pflegeplanung«). 

• Herausfordernd ist die Umsetzung solcher Kompetenz
formulierungen in Beurteilungsinstrumente. Für die 
OSCE-Stationen sind das teilweise Checklisten für die 
Bewertung klinischer Fertigkeiten. Checklisten haben 
die Tendenz, einfach den richtigen Vollzug einer Tä-
tigkeit abzubilden (»erläutert Sinn und Zweck des Ge
sprächs«). Ihre Kompetenzorientierung gewinnen sie 
erst, wenn darin Kriterien aufgenommen werden, wel-
che den Qualitätsanspruch an die Handlung enthalten 
(»respektiert die Wahnwelt, ohne darauf einzusteigen, 
und weist auf die Realität hin, ohne zu verletzen«) oder 
das handlungsleitende Denken einbeziehen (»erkennt 
Ressourcen des sozialen Netzes zur Unterstützung pfle-
gender Angehöriger«). Häufig wird auch mit Kompe
tenzrastern gearbeitet (vgl. Keller 2011). Gleichzeitig 
wird dadurch der Interpretationsspielraum der Beurtei
lenden ausgeweitet. Klinische Expertise – so muss hier 
festgestellt werden – kann nicht ohne fachliche und 
pädagogische Expertise der Beurteilenden erfasst und 
eingeschätzt werden! 

Wo steht die Prüfungskultur in der   
schweizerischen Berufsbildung? 

Die Öffnung von Lehrabschlussprüfungen zu Qualifika­  
tionsverfahren und die Ausrichtung auf Kompetenzen ha-
ben in der Prüfungskultur der schweizerischen Berufsbil-
dung einige fruchtbare Entwicklungen angestoßen, aber 
auch zu folgenlosen Ansprüchen und Begriffsproklamatio
nen geführt. Der Begriff der Kompetenzorientierung ist viel-
deutig und diffus geblieben, entsprechende Umsetzungen 
bleiben teilweise an der Oberfläche. Notwendig sind aus 
meiner Sicht nicht in erster Linie große theoretische Ent
würfe, sondern Diskussionen um konkrete Umsetzungen: 
Formulierungen von berufsspezifischen Handlungskom-
petenzen, Entwicklung und Konzipierung von Aufgaben

stellungen und Beurteilungsinstrumenten, Rückkopplung 
von Prüfungsergebnissen in Unterricht und Ausbildung 
etc. Idealerweise sind konkrete Entwicklungsprojekte in 
der Ausbildungspraxis und die Ausbildung von Berufs
bildungsverantwortlichen, besonders die Prüferqualifi- 
zierung (vgl. Berchtold in diesem Heft), der Ort solcher 
Diskussionen. An den da gemachten Erfahrungen müssen 
sich konzeptuelle pädagogische Klärungen orientieren. 
Hilfreich wäre dazu vertieftes Wissen über die alltägliche 
Prüfungspraxis in der Berufsbildung. Auswertungen er
folgen bislang ausschließlich durch die direkt Beteiligten 
und orientieren sich an den unmittelbaren (meist admi
nistrativen und organisatorischen) Problemen. (Quali
tative) Studien und Evaluationen von wissenschaftlicher 
Seite könnten die Diskussion zum Thema Prüfen vertiefen 
und konkretisieren: An welchen Konzepten orientieren 
sich Prüfende bei der Konstruktion von Aufgaben? Wel
che Merkmale von Kompetenzorientierung finden sich 
in schriftlichen Prüfungsaufgaben und mündlichen Prü
fungsverläufen? Welche kognitiven Prozesse werden bei 
den Lernenden mit kompetenzorientierten Aufgaben tat-
sächlich ausgelöst? Wie lassen sich kompetenzorientierte 
Ausbildungs- und Prüfungskulturen beschreiben? 
Nicht zu übersehen ist aber auch, dass der Entwicklung 
einer kompetenzorientierten Prüfungskultur gesellschaft
liche Entwicklungen entgegenstehen: Eine zunehmend 
zu beobachtende instrumentelle Einstellung der Lernen
den zur Schule (und auch zur Berufsbildung), die das 
Abschlusszertifikat als Lohn für die in der Ausbildung ge
forderte Anstrengung sieht und dieses auf seinen Tausch-
wert reduziert, unterläuft den subjektbezogenen Ansatz 
der Kompetenzorientierung (vgl. Hurrelmann/Quenzel  
2012, S. 116  f.). Resignation ist allerdings nicht angezeigt. 
Die Beispiele zeigen, dass Schritte hin zu einer Prüfungs
kultur möglich sind, in der Kompetenzen wahrgenommen 
werden und die auf Rückmeldung an die Lernenden, auf 
Rückkopplung zu Lernen und Ausbilden und auf konkre
ten Dialog mit den Lernenden ausgerichtet ist. 
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Während sich im allgemeinbildenden Bereich im Zuge von Gerechtigkeits­

und Qualitätsüberlegungen Bestrebungen zur Zentralisierung von Prüfungen 

abzeichnen, wird in der Berufsbildung aktuell über mehr Dezentralisierung 

beraten. Im Beitrag werden vor diesem Hintergrund Kritikpunkte an zentra­

len Abschlussprüfungen diskutiert und den Vorzügen gegenübergestellt. Im 

Ergebnis legt der Forschungsstand für das derzeitige Prüfungswesen einen 

substanziellen Grad an Plausibilität nahe. Gleichwohl ergeben sich Entwick­

lungsperspektiven, die abschließend aufgezeigt werden. 

Anlass und Problemstellung 

Während Gerechtigkeits- und Qualitätsüberlegungen im 
allgemeinbildenden Bereich aktuell zu Zentralisierungsbe­
strebungen von Bildungsabschlüssen führen (z. B. Zentral­
abitur), werden in der Berufsbildung auf mehreren Ebenen 
Dezentralisierungsüberlegungen des Prüfungswesens vo­
rangetrieben (vgl. u. a. KMK 2017; für die IG Metall: Res­
sel/Kiesecker 2019). Die zentrale Durchführung von 
Prüfungen durch die Kammern ist bis dato Grundpfeiler 
der beruflichen Bildung in Deutschland und trägt zu ihrem 
guten (inter-)nationalen Ruf bei. Dennoch beschäftigen 
sich verschiedene, kritische Beiträge aus der berufsbilden­
den Forschung und Praxis mit der Frage, ob und inwie­
weit zentral durchgeführte Abschlussprüfungen berufli­
che Handlungskompetenzen gültig zu erfassen vermögen 
(vgl. u. a. Breuer 2002; Haasler 2007; Klotz/Winther 
2017). Die IG Metall schlägt in ihrem Diskussionspapier 
gar eine Ablösung der zentralen Prüfungen durch alter­
native Prüfungskonzepte in den Betrieben (schriftliche 
Reporte, Fachgespräche, Berufsschulnoten) sowie eine 
Benotung durch die beruflichen Schulen vor (vgl. Ressel/ 
Kiesecker 2019, S. 23–25; auch Ressel in diesem Heft). 
Auch wenn einzelne Kritikpunkte am zentralen Prüfungs­
wesen durchaus berechtigt erscheinen, bieten dezentrale 
Prüfungskonzepte unseres Erachtens aufgrund von Objek­
tivitäts-, Reliabilitäts- und Validitätsproblematiken keine 
geeignete Alternative. Vielmehr sollten berechtigte Kritik­
punkte am zentralen Prüfungswesen dazu beitragen, die­
ses weiterzuentwickeln. 

Kritik an schriftlichen Abschlussprüfungen 

Aktuell erfolgen berufliche Prüfungen im dualen System 
meist auf Basis von zwei Säulen: einer zentral durchge­
führten Prüfung auf Kammerebene und einer dezentralen 
praktischen Prüfung (i. d. R. auf betrieblicher Ebene). Die 
zentrale Prüfung wird durch eine Prüfungskommission er­
stellt und durch die zuständigen Stellen (meist Industrie- 
und Handels- oder Handwerkskammern) abgenommen. 
Die Kritik an diesem zentralen Prüfungsverfahren bezieht 
sich insgesamt auf vier Kritikbereiche. 

Aufgabenstandardisierung 

Es wird kritisiert, dass mit identischen Aufgaben für unter­
schiedliche Auszubildende keine »auf den Geschäftspro­
zess des Ausbildungsbetriebs bzw. des Berufs bezogene 
Handlungskompetenz und das Handeln im betrieblichen 
Gesamtzusammenhang geprüft werden« könne (Ressel/ 
Kiesecker 2019, S. 22). Dass sich zentrale Zwischen- und 
Abschlussprüfungen auf berufliche und nicht auf die jewei­
ligen betrieblichen Abläufe des Ausbildungsunternehmens 
stützen, hat jedoch gute Gründe. So soll nach § 38 BBiG 
durch die Prüfung die berufliche und nicht die betriebli­
che Handlungskompetenz nachgewiesen werden – auch 
wenn davon auszugehen ist, dass diese Konzepte mit­
einander korrespondieren. Die Forderung, dass das Prü­
fungswesen stärker als bisher durch die Betriebe organi­
siert wird, könnte jedoch dazu führen, dass überwiegend 
in Abhängigkeitsverhältnissen geprüft wird: So weist Weiß 

(2011, S. 38) darauf hin, dass die Leistungen der Ausbil­
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dungsverantwortlichen unternehmensintern auch daran 
gemessen würden, wie die Auszubildenden bei Prüfun­
gen abschneiden. Umgekehrt dürfte auch die Abhängig­
keit der Auszubildenden von ihren Ausbildungsbetrieben 
und den Ausbilderinnen und Ausbildern in der Tendenz 
steigen. »Soweit die betrieblichen Arbeitsaufträge in den 
Leistungserstellungsprozess einbezogen sind, kommt das 
Interesse des Betriebes hinzu, eine hinreichende Güte der 
Leistungserstellung zu sichern, was einer objektiven Da­
tengewinnung nicht dienlich scheint« (Nickolaus 2011, 
S. 163). Schließlich lässt sich gemäß Weiß (2011, S. 44), 
bezugnehmend auf Mechnich/Ebbinghaus (2003, S. 35), 
resümieren, dass im Arbeitszusammenhang die Eigenleis­
tung der Prüfungskandidatinnen und -kandidaten nicht 
immer zweifelsfrei festzustellen sei. 

Konstruierte Aufgaben 

Ressel/Kiesecker kritisieren zudem, dass die meisten 
Prüfungen mithilfe von »konstruierten Einheitsaufgaben« 
durchgeführt werden (S. 4). Damit könnte suggeriert wer­
den, dass zentrale und damit einheitliche Testaufgaben 
grundsätzlich stärker konstruiert wirken als uneinheitlich 
bzw. dezentral durchgeführte Prüfungsverfahren und dass 
es alternative Prüfungsformen gäbe, die nicht konstruiert 
werden müssten. Unumstritten aus didaktischer Perspek­
tive ist jedoch, dass Authentizität per Definition und un­
abhängig von der gewählten Prüfungsmethode und der 
Zentralitäts- versus Dezentralitätsfrage immer inszeniert 
werden muss (vgl. Achtenhagen/Weber 2003). Auch 
Prüfungsaufgaben an beruflichen Schulen und in Ausbil­
dungsbetrieben werden dort (mit enormem Aufwand für 
die beteiligten Akteure) »konstruiert«. Ob dezentrale Prü­
fungsvarianten, die z. T. retrospektiven Charakter und eine 
hohe Sprachbasierung aufweisen (z. B. Reflexionsaufsätze, 
Reporte, Fachgespräche) weniger konstruiert auf Auszu­
bildende wirken als die derzeitigen, zentralen Aufgaben, 
darf angezweifelt werden. Natürlich kann mit zentralen 
Prüfungen, anders als mit dezentralen, betrieblichen Prü­
fungsaufgaben, keine individuelle betriebliche Realität 
abgebildet werden, sondern lediglich eine mögliche Be­
rufsrealität. Gerade darin liegt jedoch das Ziel zentraler 
Prüfungen. Denn damit lässt sich berufliche Handlungs­
fähigkeit unabhängig vom jeweiligen Ausbildungsbetrieb 
modellieren, um auch in neuen Arbeitskontexten, z. B. 
nach einem Arbeitgeberwechsel, kompetent zu handeln. 

Wissen statt Kompetenz 

Ein weiterer Kritikpunkt bezieht sich auf eine vorrangige 
Orientierung an Sach- oder Buchwissen (vgl. Ressel/Kies­
ecker 2019, S. 21). Dabei steht Wissen beruflicher Hand­
lungskompetenz nicht entgegen, sondern bildet die Basis 

jeder beruflichen Handlung. Nickolaus (2011, S. 164) 
formuliert hierzu: »Unzureichend reflektiert scheint [...] 
das Bemühen, unter keinen Umständen in den Verdacht 
zu geraten, man wolle ›nur‹ Wissen abprüfen.« Wissen ist 
eine notwendige Voraussetzung zur Lösung betrieblicher 
Anforderungen. Eine gedankliche Entkopplung von Wis­
sen einerseits und Handeln andererseits ist somit nicht 
zielführend, zumal sich auch in diversen empirischen Un­
tersuchungen ein hoher korrelativer Zusammenhang zwi­
schen beruflichem Fachwissen und beruflicher Problem­
lösefähigkeit in situativen Aufgaben über verschiedene 
berufliche Domänen hinweg gezeigt hat (vgl. Nickolaus 
2011). Was kritisiert werden kann, ist eine Orientierung 
an Sach- und Buchwissen ohne konkreten Handlungsbe­
zug auf ein situativ eingebettetes berufliches Problem (vgl. 
Nickolaus u. a. 2011). 

Mangelnde Authentizität von Test- und 
Aufgabendarbietung 

Eine Reihe an Einwänden bezieht sich schließlich auf die 
Darbietung des Test- und Aufgabenformats. Dabei wird 
die Papierbasierung bemängelt, die nicht oder nur sehr 
eingeschränkt eine Nutzung digitaler Werkzeuge (insbe­
sondere Internetnutzung) ermöglicht (vgl. Ressel/Kies­
ecker 2019), was i. d. R. nicht den realen Bedingungen an 
einem berufstypischen Arbeitsplatz entspricht. Ein wei­
terer Kritikpunkt bezieht sich auf eine unzureichende Er­
fassung sozialer Kompetenz in Form von Kommunikation 
und Zusammenarbeit in Prüfungssituationen (vgl. ebd.). 
Angesichts der Zielsetzung, Rückschlüsse auf das indivi­
duelle Kompetenzniveau zu erhalten, ist dies selbstredend 
nicht möglich. Die Aussagekraft der gegenwärtigen zent­
ralen Abschlussprüfungen ist in der Tat vorrangig auf be­
rufsfachliche und methodische Aspekte begrenzt. Zudem 
werden Multiple-Choice-Aufgaben kritisiert, die auf reine 
»Wissensabfragen« ohne Handlungsbezug abzielen (vgl. 
ebd., S. 4; auch Weiß 2011). Dagegen werden gut kons­
truierte Multiple-Choice-Aufgaben situiert und plausible 
Fehlervarianten (typische Fehler) durch entsprechende 
Antwortoptionen modelliert. Die Aufgabenlösung erfolgt 
daher frei, was einer offenen Aufgabe und deren Kor­
rektur anhand klarer und detaillierter Bewertungsraster 
entsprechen kann. Reetz/Hewlett (2008) bieten zu 
dieser Thematik eine hilfreiche Merkmalsliste für Prü­
fungsaufgabenersteller/-innen, die »gute« von »schlech­
ten« Multiple-Choice-Aufgaben begründet voneinander 
abgrenzt. Erfordert die Handlungsdurchführung dagegen 
argumentativ-sprachliche Kompetenzen bei der Entschei­
dungskommunikation, so sind offene Aufgabenformate zu 
favorisieren. Dieser Forderung wird mittlerweile verstärkt 
nachgekommen, indem mehr offene und situierte Aufga­
ben aktivitäts- und entscheidungsorientiert eingesetzt 



 

  

 

 

 
 

B W P  6 / 2 0 1 9  T H E M E N S C H W E R P U N K T  1 3  

werden. Schließlich wird eine mangelnde Orientierung an 
Arbeits-und Geschäftsprozessen beanstandet (vgl. Ressel/ 
Kiesecker 2019, S. 21; auch Breuer 2002). Im kaufmän­
nischen Bereich konnte in den vergangenen Jahren durch 
eine stärkere Situierung und eine bessere Abfolge der Prü­
fungsaufgaben die Geschäftsprozessorientierung gestärkt 
werden (vgl. z. B. Klotz/Winther 2016). 

Vorzüge zentraler Prüfungen und validitäts­
stützende Befunde 

Im Folgenden soll nun den Vorzügen des derzeitigen Prü­
fungssystems Raum gegeben werden, die sich den Güte­
kriterien Objektivität, Reliabilität und Validität zuordnen 
lassen. Breuer (2002) verdeutlicht grafisch, dass diese 
Konzepte nicht als Komponenten eines »magischen Drei­
ecks« der Testtheorie zu verstehen sind, bei dem man durch 
Aufgabe einer Komponente an anderer Stelle hinzuge­
winnt. Vielmehr liegt ein taxonomischer Zusammenhang 
vor (vgl. Abb.). Dies bedeutet für dezentrale Prüfungsva­
rianten, dass bei Aufgabe des Kriteriums der Objektivi­
tät (z. B. durch Darbietung verschiedener Aufgaben oder 
Durchführung und Bewertung durch verschiedene Perso­
nen) auch Reliabilität und Validität des Prüfungskonzepts 
nicht mehr realisierbar sind. Denn hierdurch entstehen Be­
urteilungsfehler, die auch die inhaltliche Aussagekraft der 
Prüfung berühren, da bei der Kompetenzerfassung auch 
die Varianz durch verschiedene Aufgabenanforderungen 
sowie unterschiedliche Bewertungseinschätzungen der 
Prüfer/-innen abgebildet werden. 

Objektivität 

Der Argumentation von Breuer (2002) folgend, besteht 
ein wesentlicher Vorzug zentraler Abschlussprüfungen 
in der Gewährleistung identischer Aufgaben für alle Aus­

zubildenden sowie in einer objektiven Testdurchführung. 
Dies ist eine notwendige – wenn auch nicht hinreichen­
de – Voraussetzung für valide Prüfungen. Objektivität ist 
nicht nur eine Frage der Fairness gegenüber Auszubilden­
den, sondern auch eine wichtige Voraussetzung für die 
Vergleichbarkeit der Testergebnisse. So können zum einen 
Unternehmen die Leistungen von Bewerberinnen und Be­
werbern aus verschiedenen Regionen besser einschätzen, 
was der Mobilität von Beschäftigten dienlich ist. Zum an­
deren wird durch von außen gesetzte Standards erreicht, 
dass sich die Aufgabenstellungen und -bewertungen nicht 
am Niveau der jeweiligen Berufsschulklasse oder Ausbil­
dungsgruppe orientieren. Damit werden Referenzgrup­
peneffekte vermieden, wie sie im allgemeinschulischen 
Bildungssystem zu Problemen führen (vgl. Trautwein/ 
Lüdtke 2010). Ein weiterer Vorzug der derzeit praktizier­
ten, zentralen Prüfungspraxis ist die hohe Transparenz des 
Prüfungsgeschehens. Sowohl die Testaufgaben als auch 
die Testergebnisse sind öffentlich zugänglich. Die Prüfun­
gen sind damit in hohem Maße justiziabel. Nicht zu un­
terschätzen ist zudem die Feedback-Funktion: Sowohl die 
Auszubildenden als auch die an der Ausbildung beteiligten 
Akteure (Ausbilder/-innen, Lehrkräfte, organisierende 
Stellen) erhalten durch die verfügbaren Statistiken ein dif­
ferenziertes Bild ihrer Stärken und Schwächen in verschie­
denen Prüfungsbereichen und können ihre Ergebnisse ver­
gleichen. Schließlich sei auf den für Ausbildungsbetriebe 
geringen Arbeitsaufwand verwiesen. 

Reliabilität 

Ein weiterer Vorteil der zentral durchgeführten schriftli­
chen Abschlussprüfungen liegt in der Generierung weitge­
hend reliabler, d. h. zuverlässiger, Testergebnisse. So zeigen 
Forschungsbefunde von Klotz/Winther (2017), dass 
sich durch eine ausgewogene Verteilung von Aufgaben­
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schwierigkeiten über die Testaufgaben hinweg für verschie
dene Kompetenzniveaus zuverlässige Einstufungen in Be
zug auf Notenabstufungen und Bestehensentscheidungen 
treffen lassen. Die Einhaltung des Reliabilitätskriteriums  
muss dabei keineswegs zu kleinschrittigen Aufgaben füh
ren. Auch große und problemreiche Handlungskontex
te lassen sich in schriftlicher Form über offene Aufgaben 
abbilden und über detaillierte und mehrdimensionale 
Bewertungsschemata reliabel auswerten. Reichhaltige 
Scoring-Beispiele bietet z.  B. das DomPL-IK-Projekt, das 
sich mit der Modellierung kaufmännischer Kompetenzen 
befasst (vgl. Rausch u. a. 2016): Konzeptionell wird dabei 
zunächst ein multidimensionales und aufgabenübergrei
fendes Kompetenzmodell ausdifferenziert. Danach werden 
aufgabenspezifische Kodierleitfäden entwickelt, um die 
komplexen Lösungen der Schüler/-innen in Subkategorien 
zu kodieren. 

Validität 

Der Inhaltsvalidität der zentralen schriftlichen Abschluss
prüfungen wird durch transparente und klare Bezüge zu 
den beruflichen Curricula grundsätzlich entsprochen. For
schungsbefunde aus dem kaufmännischen Bereich deute
ten bei der Gewichtung der Inhalte für den Prüfungszeit
punkt 2008 darauf hin, dass Leistungserstellungsprozesse 
im Verhältnis zum curricularen Gewicht anderer Inhalts
bereiche unterrepräsentiert sind (vgl. Winther 2011); 
hier wurde durch die Aufgabenstelle für kaufmännische 
Abschluss- und Zwischenprüfungen (AkA) nachgebes
sert. Forschungsbefunde zur Strukturvalidität, d.  h. zur 
empirischen Faktorstruktur des den Prüfungen zugrunde 
liegenden Kompetenzkonstrukts, liegen leider nur für we
nige Ausbildungsberufe und auch nur für ausgewählte Prü
fungsbereiche vor. Im kaufmännischen Bereich lassen sich 
domänenverbundene (allgemeine mathematische und 
sprachliche) Kompetenzen sowie domänenspezifische bzw. 
berufsfachliche Kompetenzdimensionen für Prüfungsauf
gaben nachweisen (vgl. z. B. Klotz/Winther 2015), die 
zum Lösen realer beruflicher Probleme am Arbeitsplatz 
benötigt werden. Ähnliche Strukturen in Form allgemei
ner Basiskompetenzen (inkl. Mathematik und Sprache) 
und berufsfachlicher Kompetenzen lassen sich im gewerb
lich-technischen Bereich in arbeitsplatznahen Simulatio­  
nen identifizieren (vgl. Abele 2014). Das Validitätskrite
rium der Instruktionssensitivität, das im Wesentlichen be
schreibt, ob die Prüfung nicht nur einen Kompetenzstand 
erfasst, sondern den Kompetenzerwerb während der Aus
bildung abbildet, wurde für schriftliche Prüfungsaufgaben 
im Stile des Prüfungsbereichs »Geschäftsprozesse« geprüft. 
Dabei wurde deutlich, dass die Prüfungsinhalte innerhalb 
der Ausbildungsdauer erlernt werden und keineswegs zu 
Ausbildungsbeginn durch »Testintelligenz« zu lösen sind 
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(vgl. Deutscher/Winther 2018). Ein Manko im Bereich 
der beruflichen Prüfungsforschung stellt die Erforschung 
der prognostischen Validität dar, die Aufschluss darüber 
geben würde, inwieweit die Ergebnisse der Abschlussprü­
fungen kompetentes berufliches Handeln im späteren Be­
rufsleben vorhersagen. 

Fazit und Entwicklungsperspektiven 

Die hier nur punktuell angeführten Analysen zu den Gü­
tekriterien legen insgesamt einen substanziellen Grad an 
Plausibilität für das derzeitige Prüfungsgeschehen in Be­
zug auf die Erfassung von Fach- und Methodenkompetenz 
nahe. Zudem sprechen die mit der derzeitigen zentralen 
Prüfungspraxis beschriebenen Vorteile dafür, auch zu­
künftig überwiegend zentral und standardisiert zu prü­
fen. Alternative, dezentrale Prüfungsformen können einen 
wertvollen zusätzlichen Beitrag – insbesondere für die 
durch Abschlussprüfungen nur eingeschränkt abbildbaren 
Sozialkompetenzen – leisten. Diese Alternativen sollten 
auf berufliche Handlungsdurchführung (z. B. Kundenge­
spräche) und weniger auf retrospektive Aufgabenreflexio­
nen in Schriftform fokussieren. 
In Bezug auf mögliche Entwicklungspotenziale lassen sich 
einige der skizzierten Kritikpunkte an den zentralen Prü­
fungen konstruktiv wenden: So könnte der Kritik einer 
mangelnden Authentizität der Test- und Aufgabendarbie­
tung durch den Einsatz digitaler Assessment-Tools begeg­
net werden, wie sie zurzeit im Rahmen der Ascot+-Projek­
te des BMBF fortgeführt werden (vgl. Lohmeyer/Velten 
in diesem Heft). In diesem Rahmen könnten berufliche 
Aktivitäten, die den Umgang mit Information und die 
Navigation in IT-Systemen erfordern, über realitätsnahe 
Anwendungsprogramme modelliert werden. Daneben 
würde eine Trendwende zu digitalen Prüfungen auch eine 
Erhöhung der Auswertungsobjektivität ermöglichen (Ma­
chine-Learning-Ansätze zur Unterstützung offener Aufga­
benkorrekturen). Eine weitere Entwicklungsperspektive 
ist die Etablierung eines systematischen Qualitätsmonito­
rings: Würden Fragebogeninventare zur Ausbildungsqua­
lität in den Betrieben und an den Berufsschulen mit den 
Prüfungen gemeinsam eingesetzt, würde dies belastbare 
Erkenntnisse zum Qualitätsstand und zu Verbesserungs­
potenzialen im Lernprozess liefern. Diese Veränderungen 
betreffen sowohl die Erstellung der Aufgaben als auch de­
ren technische Umsetzung und Auswertung und erfordern 
daher eine Professionalisierung in der Erstellung und Ad­
ministration der Prüfung. s
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Forschungs- und Transferinitiative ASCOT+ startet
 
mit sechs Projekten 

NATALIA LOHMEYER 
Projektleiterin der Forschungs- und Transfer­
initiative ASCOT+ im Arbeitsbereich »Personen­
bezogene Dienstleistungen, Querschnitts­
aufgaben« im BIBB 

STEFANIE VELTEN 
Wissenschaftliche Begleitung im Rahmen der 
Forschungs- und Transferinitiative ASCOT+ im 
Arbeitsbereich »Kompetenzentwicklung« 
im BIBB 

Seit Mai 2019 werden im Rahmen der Transferinitiati­

ve des Bundesministeriums für Bildung und Forschung 

(BMBF) sechs Projekte gefördert, die computerbasierte 

Lern- und Testinstrumente wissenschaftlich entwickeln 

und in Ausbildungs- und Prüfungskontexten erproben. 

Der Beitrag erläutert Hintergrund und Zielsetzung der 

Initiative. Zudem werden die geförderten Projekte be­

nannt und deren möglicher Beitrag zur Lösung aktueller 

Herausforderungen in der Ausbildungs- und Prüfungs­

praxis skizziert. 

Was ist ASCOT+? 

ASCOT+ steht für »Technologiebasierte Kompetenzmes­
sung in der beruflichen Bildung« (engl. Technology-based 
Assessment of Skills and Competences in VET). Ziel der Ini­
tiative ist es, die Kompetenzentwicklung von Auszubilden­
den zu unterstützen, Lehr-/Lernprozesse in der betrieb­
lichen und berufsschulischen Ausbildung zu verbessern 
sowie Prüfungen kompetenzorientiert weiterzuentwi­
ckeln. Dabei werden die in der Vorgängerinitiative ASCOT 
(2011–2015) entwickelten Kompetenzmodelle und com­
puterbasierten Messverfahren zur Validierung sowohl 
berufsfachlicher (domänenspezifischer) als auch berufs­
übergreifender Kompetenzen, wie soziale und kommuni­
kative sowie allgemeine Problemlösekompetenzen, aufge­
griffen und weiterentwickelt. Eine Erkenntnis aus der ersten 
ASCOT-Initiative ist, dass die eingesetzten Messverfahren 
grundsätzlich geeignet sind, große Ausschnitte beruflicher 
Handlungskompetenzen objektiv und valide festzustellen. 
Das »+« betont den Praxisbezug, d. h. die Einbindung von 
Praxispartnern von Anfang an: bei der Begutachtung der 
Projektanträge, in der Begleitung der Projekte, als Projekt­

partner sowie beim Transfer der Ergebnisse in die Ausbil­
dungs- und Prüfungspraxis. Neu bei ASCOT+ ist, dass das 
Spektrum der gemessenen Kompetenzdimensionen erwei­
tert wird, beispielsweise um die kollaborative Diagnose­
kompetenz im Ausbildungsberuf Kfz-Mechatroniker/-in 
(d. h. gemeinschaftliche Kfz-Fehlerdiagnose) oder um die 
Bewältigungskompetenz psychischer Belastungen bei Pfle­
geberufen. Zudem sollen Kompetenzen nicht nur summa­
tiv erfasst werden, sondern auch im Ausbildungsverlauf 
gezielt ausgewählte Kompetenzen trainiert und Lernzu­
wächse abgebildet werden können. 
Das BIBB ist vom BMBF mit der Durchführung von ASCOT+ 
betraut. Mit seiner Expertise in der Kompetenzforschung 
sowie in der Ordnungsarbeit, unterstützt es die Projekte 
fachlich bei ihren Forschungs- und Entwicklungsaktivitä­
ten. Durch die vorhandenen Kommunikationsstrukturen 
und Netzwerke in der Ordnungsarbeit fungiert das BIBB 
als Plattform für den Dialog mit Sozialpartnern und der 
Prüfungspraxis. Beispielsweise soll durch die regelmäßi­
ge Ausrichtung von Workshops und Tagungen eine konti­
nuierliche Vernetzung zwischen Fachleuten aus den Be­
rufsfeldern, Sozialpartnern und Bildungsforscherinnen 
und -forschern gefördert werden. 

Welche Projekte werden gefördert? 

Sechs Projekte sind im Mai und Juni 2019 mit einer drei­
jährigen Laufzeit gestartet. Gefördert werden jeweils zwei 
Projekte im Schwerpunkthema Transfer in Lehr-Lern-Situa­
tionen und Transfer in das Prüfungswesen und in die Ord­
nung anerkannter Ausbildungsberufe. Zudem nehmen zwei 
Projekte beide Themen in den Blick (vgl. Abb.). 
Drei Projekte widmen sich kaufmännischen Ausbildungs­
berufen, zwei den gewerblich-technischen Berufen und ein 
Projekt den Pflegeberufen (vgl. Infokasten). 



 

 

B W P  6 / 2 0 1 9  T H E M E N S C H W E R P U N K T  1 7  

Was ist das Besondere an der ASCOT+-Initiative? 

Im Fokus der Initiative ASCOT+ steht der Transfer der ent­
wickelten Instrumente und der Erkenntnisse in die Praxis. 
Dies umfasst sowohl »klassische« Transfermaßnahmen wie 
Publikationen und Veranstaltungen als auch die nachhal­
tige Nutzbarmachung der Projektergebnisse (z. B. kosten­
freie Verbreitung von Schulungseinheiten auf Basis einer 
Open-Source-Lizenz). 
Ein wichtiger Multiplikator für den Praxistransfer ist die 
im Rahmen von ASCOT+ eingerichtete Begleitgruppe aus 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie Fach­
leuten aus der Bildungspolitik und -praxis (u. a. Gewerk­
schaften, Kammern, Arbeitgeberverbände, Aufgabener­
stellungsinstitutionen, Ministerien). 
Parallel erarbeitet das BIBB ein übergreifendes Trans­
ferkonzept als Rahmenmodell für die wissenschaftliche 
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Begleitung in ASCOT+. Ziel des Konzepts ist es, auf der 
Grundlage aktueller Transfertheorien und -modelle so-
wie bestehender Praxisanforderungen gemeinsam mit 
den Projekten ein einheitliches Transferverständnis zu 
erarbeiten. Unter anderem wurden in einem Workshop 
2019 zusammen mit Vertreterinnen und Vertretern der 
ASCOT+-Begleitgruppe sowie in Interviews mit Expertin-
nen und Experten für die relevanten Berufsbereiche zen- 
trale Anforderungen der Ausbildungs- und Prüfungspraxis 
identifiziert. Das Transferkonzept ermöglicht eine struktu
rierte und gleichzeitig für jedes Projekt individuelle Refle
xion von Transfermaßnahmen und -potenzialen über die 
gesamte Projektlaufzeit hinweg. 

Welche Herausforderungen der Prüfungspraxis  
greift ASCOT+ auf? 

Zu den aktuellen Herausforderungen im Prüfungswesen 
zählen die Gewinnung von ausreichend Prüfungspersonal 
und eine attraktive Gestaltung des Prüferehrenamts vor 
dem Hintergrund zunehmender Arbeitsverdichtung (vgl. 
Zipter 2019). Zudem zeigt sich ein Spannungsfeld zwi-
schen dem Anspruch, Ordnungsmittel, Ausbildungs- und 
Prüfungspraxis kompetenzorientiert zu gestalten, und der 
Anforderung, Unterricht und Prüfungen mit vertretbarem 
Aufwand durchzuführen. Auch im Hinblick auf die Quali-
tät der Kompetenzmessung – i.  S.  d. in diagnostischen Kon
texten üblichen Gütekriterien Objektivität, Reliabilität und 
Validität (vgl. Nickolaus 2011; auch Deutscher/Win
ther  in diesem Heft) – besteht nach wie vor Forschungs- 
und Entwicklungsbedarf für geeignete Instrumente in der 
beruflichen Bildung. 
Der Einsatz von computerbasierten Messinstrumenten 
kann dabei ein Lösungsansatz sein, das Prüferehrenamt 
teilweise zu entlasten und zukunftsfähig zu gestalten so-
wie die Kompetenz- und Handlungsorientierung zu ver
bessern. Zum einen ermöglichen solche Instrumente das 
gleichzeitige und standardisierte Testen großer Gruppen 
und eine ggf. (teil)automatisierte Auswertung, zum ande-
ren kann der Prozess der Aufgabenerstellung digitalisiert 
und durch entsprechende Datenbanken mit Referenzauf
gaben bereichert werden. Eine Verbesserung der Kompe-
tenz- und Handlungsorientierung kann im Prüfungswesen 
durch die Darbietung authentischer Aufgabenformate und 
eine Orientierung an Geschäftsprozessen erreicht werden. 
Ein geeignetes Medium hierfür können beispielsweise 
Computersimulationen mit integrierten Testaufgaben sein. 
Typische Arbeitssituationen, die von Auszubildenden das 
Denken in komplexen Abläufen und Zusammenhängen er

fordern, können authentisch am Bildschirm simuliert wer-
den; konkrete Kompetenzerwerbsprozesse können erfasst 
und gefördert werden (vgl. BMBF 2015). 
Die in ASCOT+ geförderten Projekte bieten unterschiedli
che Lösungen an, um den skizzierten Herausforderungen 
zu begegnen. Entwickelt werden u.  a. 
• eine Online-Plattform, die die kompetenzorientierte 

Prüfungsaufgabenerstellung Schritt für Schritt unter
stützen und standardisieren soll, 

• ein Trainingsprogramm, mit dem das Prüfungspersonal 
in der computerbasierten Entwicklung kompetenzorien­  
tierter Aufgaben geschult werden soll, 

• vollständig computerbasierte Tests, die an die Rahmen
bedingungen der Prüfungspraxis angepasst werden. 

Wie geht es weiter? 

Die Aktivitäten in den sechs Projekten sind angelaufen und 
wurden bei einem ersten Projekttreffen im November 2019 
vorgestellt, bei dem auch das Transferkonzept diskutiert 
wurde. Für 2021 ist eine Fachtagung geplant, auf der die 
Projekte Gelegenheit haben, ihren Zwischenstand einem 
breiteren Fachpublikum zu präsentieren. 
Abschließend bleibt festzuhalten, dass ASCOT+ vor der 
Herausforderung steht, in nur drei Jahren zusammen mit 
Vertreterinnen und Vertretern der Berufsbildungspraxis 
und der Wissenschaft innovative Impulse für die Berufsbil
dung zu setzen, die zur Verbesserung der Lehr-/Lernpro-
zesse in der Ausbildungspraxis sowie der Prüfungspraxis 
in einzelnen Ausbildungsberufen beitragen können, und 
auf übergreifender Ebene langfristig ein Wegweiser sein 
zu können für die Zusammenarbeit zwischen Forschung 
und Praxis. 

 
s

Weitere Informationen: www.ascot-vet.net 
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Berufliche Abschlussprüfung zur dualen Kompetenz­
prüfung weiterentwickeln
 

THOMAS RESSEL 
Leiter des Ressorts Bildungs- und 
Qualifizierungspolitik beim IG Metall-Vorstand 

Die Abschlussprüfungen in der dualen Berufsausbildung 

stehen unter einem enormen Modernisierungsdruck. 

Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 

(BMBF) geförderte Projekt »Arbeitnehmerbeauftragte im 

Prüfungswesen in der digitalen Arbeitswelt« (APdA) hat 

sich mit diesen Veränderungen ausführlich beschäftigt 

und mit dem Diskussionspapier zur »Dualen Kompe­

tenzprüfung« einen Vorschlag zur Weiterentwicklung der 

Prüfungen im dualen System vorgelegt. Hintergründe 

und zentrale Forderungen werden im Beitrag vorgestellt. 

Aktuelle Herausforderungen im Prüfungswesen 

Die Digitalisierung der Arbeit sowie vorhandene Problem­
stellungen im Prüfungswesen erfordern ein grundsätzli­
ches Nachdenken über die Zukunft der Prüfungen. Durch 
die Digitalisierung gewinnen Kompetenzen, wie beispiels­
weise interdisziplinäre Zusammenarbeit, das Entwickeln 
von Systemverständnis oder das berufliche Handeln in vir­
tuellen Umgebungen, an Bedeutung. Prüfungsinstrumente 
müssen dafür geeignet sein, diese Kompetenzen im berufli­
chen Handeln festzustellen. 
Die aktuellen Problemstellungen im Prüfungswesen sind 
vielfältig. So beklagen Ausbildungsbetriebe in der Industrie, 
dass sie die Auszubildenden meist über mehrere Wochen 
hinweg vor allem auf die schriftlichen Prüfungen vorbe­
reiten müssen, denn das in der gesamten Ausbildungszeit 
erlernte Wissen muss für eine punktuelle schriftliche Prü­
fung wieder präsent sein. Das ist praxisfern, denn im spä­
teren beruflichen Handeln aktivieren Fachkräfte dieses 
Wissen anlassbezogen und außerdem kostet es wertvolle 
Ausbildungszeit. Eine solche Prüfung belastet Betriebe und 
Auszubildende gleichermaßen. 
Ein weiteres Problem ist es, überhaupt noch ausreichend 
Prüfer/-innen zu finden. Für die Gewerkschaften ist dies 
besonders schwer, denn viele potenzielle Arbeitnehmer-
vertreter/-innen sind Ausbilder/-innen, die wiederum oft 

über Direktkontakte der zuständigen Stellen zu den Aus­
bildungsbetrieben bereits erfasst sind. Bei Arbeitnehmer-
vertreter/-innen im Prüfungswesen nehmen auch Klagen 
zu, dass sie nicht mehr vom Betrieb freigestellt werden und 
Urlaub oder Gleittage nehmen müssen. 
Die Berufsschulen problematisieren bereits seit Jahren, 
dass ihre Rolle als dualer Partner in den Prüfungen nicht 
wertgeschätzt wird. Sie haben zwar viel Arbeit mit den 
Prüfungen, aber die Lernergebnisse werden nicht unmit­
telbar berücksichtigt. 
Es gibt also genügend Gründe, um die aktuelle Prüfungs­
praxis zu hinterfragen. Die Prüfungsexpertinnen und -ex­
perten der IG Metall im Projekt APdA (vgl. Infokasten) sind 
angesichts der beschriebenen Herausforderungen der Fra­
ge nachgegangen, was überhaupt mit der Abschlussprü­
fung nachzuweisen ist und wie dieser Nachweis effizient 
gestaltet werden kann. Hierzu haben sie sich ausführlich 
mit den Vorgaben für die Prüfungen in den Ordnungsmit­
teln und der Prüfungspraxis in der Industrie beschäftigt. 

https://wap.igmetall.de/17904.htm
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Was soll die Abschlussprüfung leisten? 

§ 38 BBiG beschreibt, was zu prüfen ist: »Durch die Ab­
schlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüfling die beruf­
liche Handlungsfähigkeit erworben hat.«, »die erforderli­
chen beruflichen Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen 
beruflichen Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt und mit 
dem im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die 
Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist«. Ge­
naue Beschreibungen der nachzuweisenden Handlungsfä­
higkeit finden sich in den jeweiligen Ausbildungsordnun­
gen. Bei den industriellen Metall- und Elektroberufen (vgl. 
Verordnungen insbes. § 3) bedeutet das: Sie umfasst die im 
Ausbildungsrahmenplan aufgeführten Fertigkeiten, Kennt­
nisse und Fähigkeiten und schließt selbstständiges Planen, 
Durchführen und Kontrollieren sowie das Handeln im be­
trieblichen Gesamtzusammenhang ein. Sie soll prozessbe­
zogen erworben werden und ist in einem Einsatzgebiet zu 
erweitern und zu vertiefen, das zur ganzheitlichen Durch­
führung komplexer Aufgaben befähigt. 

Wie sieht die Prüfungspraxis im industriellen 
Bereich aus? 

Ein großer Teil der Prüfungen erfolgt mittels zentral er­
stellter konstruierter Prüfungsaufgaben. Diese können 
aber Geschäftsprozesse des Ausbildungsbetriebs sowie 
die notwendige berufliche Handlungskompetenz, also das 
Handeln im betrieblichen Gesamtzusammenhang, nicht 
bzw. nur eingeschränkt abbilden. Insbesondere schriftli­
che Prüfungsaufgaben werden den Anforderungen nicht 
gerecht; sie sind überwiegend papierbasiert und von den 

betrieblichen und beruflichen Realitäten mitunter weit 
entfernt. So ist es beispielsweise nicht möglich, die neue 
Anforderung in den Metall- und Elektroberufen, »in inter­
disziplinären Teams kommunizieren, planen und zusam­
menarbeiten«, schriftlich festzustellen. 
Auch hinsichtlich des Einsatzes digitaler Werkzeuge und 
Medien stößt die gängige Prüfungspraxis an ihre Grenzen. 
In der betrieblichen Praxis und im beruflichen Handeln 
werden heute selbstverständlich Computer unterschied­
lichster Art (PC, Tablet, Smartphone etc.) eingesetzt, in 
Prüfungen hingegen kaum und es ist meist sogar explizit 
verboten, diese zu nutzen. 

Diskussionsimpuls zur Zukunft der Prüfung 

Mit dem Diskussionspapier »Duale Kompetenzprüfung« 
will das Prüferprojekt der IG Metall einen Impuls für den 
Diskurs aller relevanten Akteure geben. Es wird vorge­
schlagen, die Abschlussprüfung zu einer dualen Kompe­
tenzprüfung weiterzuentwickeln. Anders als bisher soll die 
berufliche Handlungskompetenz primär im beruflichen 
Handeln in authentischen Situationen festgestellt werden. 
Weiter wird vorgeschlagen, auch Kompetenzfeststellungen, 
die an Berufsschulen stattfinden, zu berücksichtigen. Dies 
findet bereits heute im Verlauf der Ausbildung mit Tests 
bzw. Klausuren an den Berufsschulen statt, wird aber nicht 
berücksichtigt. Da diese Kompetenzfeststellungen in den 
Berufsschulen sehr unterschiedlich gehandhabt werden, 
braucht es für deren Berücksichtigung bundeseinheitliche 
Standards. Solche Standards ließen sich allerdings schaf­
fen – vorausgesetzt, die Bundesländer verständigen sich. 
Gegenüber der heutigen Abschlussprüfung sollen die Prü­



 

B W P  6 / 2 0 1 9  T H E M E N S C H W E R P U N K T  2 1  

fungen zukünftig kompetenzorientiert stattfinden und es 
sollen Kompetenzfeststellungen an den beiden Lernorten 
Betrieb und Berufsschule berücksichtigt werden. Dabei 
gilt: Was an einem Lernort bereits festgestellt wurde, muss 
am anderen Lernort nicht noch mal geprüft werden. 
In der Abschlussprüfung soll die berufliche Handlungs­
kompetenz in tatsächlicher beruflicher Handlung am 
Lernort Betrieb nachgewiesen werden. Sie soll weiterhin 
von Prüfungsausschüssen bei den zuständigen Stellen ab­
genommen werden. An den Berufsschulen sollen anhand 
bundeseinheitlicher Kompetenzstandards im Verlauf der 
Ausbildung Kompetenzfeststellungen vorgenommen wer­
den. Diese würden das Ergebnis der Abschlussprüfung 
um den schulischen Kompetenznachweis ergänzen. Das 
Ergebnis der Abschlussprüfung und die ermittelten Kom­
petenznachweise sollen gemeinsam mit dem Berufsab­
schlusszeugnis ausgewiesen werden (vgl. Abb.). 

Der Vorschlag: Duale Kompetenzprüfung 

Die neue Abschlussprüfung 

Die Abschlussprüfung findet anhand von authentischen 
beruflichen Aufgaben statt. Sie müssen sich auf betrieb­
liche sowie berufliche Situationen und durchgeführte 
Handlungen beziehen. In den Ausbildungsordnungen 
werden zukünftig zu prüfende berufliche Handlungsfel­
der beschrieben, beispielsweise drei Handlungsfelder, die 
bis zum Teil 1 der Prüfung ausgebildet werden, und fünf 
Handlungsfelder bis zum Teil 2 der Prüfung. Während der 
Ausbildung schreiben Auszubildende zu den jeweiligen 
Handlungsfeldern und den von ihnen ausgeführten be­
ruflichen Handlungen Reporte (Berichte). Diese dienen 
auch zur Reflexion des Ausbildungsprozesses. Die Reporte 
sind dem Prüfungsausschuss drei Monate vor der Prüfung 
(jeweils bei Teil 1 und 2) zur Genehmigung vorzulegen. 
Damit wird sichergestellt, dass die Reporte den Anforde­
rungen genügen. Der Prüfungsausschuss wählt aus dem 
Pool der eingereichten Reporte jeweils für Teil 1 und Teil 2 
aus und führt ein Fachgespräch. Im Fachgespräch wird die 
Plausibilität der vom Prüfling durchgeführten beruflichen 
Handlung überprüft und somit festgestellt, ob Ausgebilde­
te als Fachkraft kompetent handeln können. 
Diese Form der Prüfung sollte als Prüfungsinstrument, 
auch im Hinblick auf die bestehenden Instrumente Betrieb­
licher Auftrag, Betriebliche Projektarbeit und Fachaufgabe, 
in der Hauptausschuss-Empfehlung 158 neu beschrieben 
werden. Aus berufsspezifischen Gründen kann es notwen­
dig sein, weitere Prüfungsinstrumente einzusetzen, die 
ebenso neu zu definieren sind: Prüfungsstücke bei gestal­
terischen Berufen, Gesprächssimulationen bei kommuni­
kativen Berufen, Arbeitsproben zum Nachweis spezieller 
Fertigkeiten oder ggf. schriftliche Ausarbeitungen. 

Der neue schulische Kompetenznachweis 

Der Kompetenzerwerb im Berufsschulunterricht wird 
ausbildungsbegleitend und nach einheitlichen Kompe
tenzstandards von der Berufsschule festgestellt. Die Kom
petenzstandards können aus den Lernfeldern des Rahmen
lehrplans gebildet werden und beispielsweise mit einem 
Staatsvertrag abgesichert werden. Die Prüfungsaufgaben 
müssen den Anforderungen der Kompetenzstandards 
entsprechen und können von den Berufsschulen gestaltet 
werden. Allerdings ist eine Qualitätssicherung erforderlich, 
die gewährleistet, dass die ggf. dezentral an Berufsschulen 
entwickelten Aufgaben den Standards genügen. Lehrkräf
te von Berufsschulen wirken heute bereits wesentlich in 
der Aufgabenerstellung mit, ohne dass die Leistung, die 
die Berufsschulen im Lernprozess erbringen, bei der Kom
petenzfeststellung gewürdigt wird. 

Das gemeinsame Berufsabschlusszeugnis 

Die Ergebnisse der Lernprozesse der Berufsschule und des 
Betriebs stehen gemeinsam auf dem Berufsabschlusszeug
nis. Es setzt sich zusammen aus 
1. den Ergebnissen der Abschlussprüfung, die sich aus den 

Rechtsfolgen für das Ausbildungsverhältnis ergeben. 
Dieses wird vom Prüfungsausschuss unterzeichnet. 

2. den Ergebnissen der Kompetenznachweise der Berufs
schule, die der zuständigen Stelle übermittelt werden. 
Hierfür könnte es ein landesweit abgestimmtes Doku
ment geben, in dem die bundeseinheitlich festgelegten 
Kompetenzstandards aufgeführt sind. Unterzeichnet 
wird es von der zuständigen Lehrkraft und der Schullei
tung, die für die Kompetenzfeststellung stehen. 

Das Berufsabschlusszeugnis wird von der zuständigen 
Stelle den Ausgebildeten übergeben. 

Zum weiteren Vorgehen 

Die IG Metall hat im Hauptausschuss beim BIBB vorge
schlagen, einen Arbeitsprozess zur Zukunft der Prüfungen 
unter Beteiligung der KMK zu starten. Es sollte spätestens 
Anfang 2020 ein erster Workshop stattfinden, um sich ei
nen Überblick zu den Einschätzungen der unterschiedli
chen Akteure zu verschaffen. Davon ausgehend kann ein 
Bearbeitungsprozess vereinbart werden. Beispielsweise 
könnte modellhaft eine Erprobung im Berufsfeld der in
dustriellen Metall- und Elektroberufe vorgenommen wer
den. Auf dieser Grundlage könnten die Hauptausschuss­  
empfehlung 158, die Ordnungsmittel und ggf. das BBiG 
angepasst werden. 
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»Ohne Prüfer keine Fachkräfte« 

Rekrutierung und Qualifizierung von Prüferinnen und Prüfern bei der IHK Flensburg 

METTE LORENTZEN 
Geschäftsbereichsleiterin Ausbildungsberatung 
und Prüfungskoordination, Industrie- und 
Handelskammer zu Flensburg 

PETRA VOGT 
Pressesprecherin, Leiterin Information und 
Kommunikation, Industrie- und Handels­
kammer zu Flensburg 

Die IHK Flensburg benötigt zur Besetzung ihrer 213 Prü

fungsausschüsse und zur Durchführung von rund 2.300  

Aus- und Fortbildungsprüfungen eine große Zahl Prü

ferinnen und Prüfer. Für diese ehrenamtliche Aufgabe  

müssen Fachkräfte motiviert werden und Unternehmen  

bereit sein, Beschäftigte freizustellen. Im Beitrag wird  

erläutert, mit welchem Bündel an Maßnahmen die frist

gerechte Rekrutierung gelingen kann. 

Prüfungsausschüsse adäquat und rechtssicher  
besetzen 

Jedes Jahr beenden rund 2.000 junge Fachkräfte mit einer 
Abschlussprüfung bei der IHK Flensburg erfolgreich ihre 
Berufsausbildung. Zusätzlich legen mehr als 300 Absol
ventinnen und Absolventen eine Fortbildungsprüfung ab. 
Dahinter steht ein hoher organisatorischer und personeller 
Aufwand – nicht nur für die IHK als koordinierende Stel
le, sondern besonders auch für die ehrenamtlichen Prü
fer/-innen. 
Im staatlichen Auftrag beruft die IHK Flensburg – so wie 
alle insgesamt 79 IHK bundesweit – in ihrem Bezirk Prü
fungsausschüsse. Diese sind nach den Vorgaben des Be
rufsbildungsgesetzes (BBiG) paritätisch besetzt mit Arbeit
geber- und Arbeitnehmervertreterinnen und -vertretern in 
gleicher Anzahl. Daneben muss jeweils mindestens eine 
Lehrkraft der berufsbildenden Schulen mitwirken. Im Be
reich der Ausbildung sind über die IHK Flensburg 1.102 Prü­  
fer/-innen in 165 Prüfungsausschüssen organisiert; in der 
Weiterbildung sind es 340 Prüfer/-innen in 48 Ausschüs
sen. Zusammen nehmen sie im Jahr rund 2.500 Prüfungen 
ab. Die Berufung und Zusammensetzung ist in den Para
grafen 39, 40 und 41 des BBiG geregelt. Prüfungsausschüs

­
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se handeln als Organ der IHK in ehrenamtlicher Tätigkeit; 
sie werden für jeweils fünf Jahre berufen. 
Zur aktuellen Berufungsperiode, die am 1. Oktober 2019 
begonnen hat, musste frühzeitig eine Vielzahl von Perso­
nen motiviert werden, neben ihrer regulären Berufstätig­
keit Zeit und Energie in eine verantwortungsvolle ehren­
amtliche Tätigkeit zu investieren. 

Wer kann Prüfer/-in werden? 

Unterstützt vom Berufsbildungsausschuss hat die IHK 
Flensburg, angelehnt an die internen Qualitätsstandards 
der DIHK-Organisation und nach Vorgaben des BBiG, die 
Voraussetzungen für die ehrenamtliche Prüfertätigkeit 
festgelegt (vgl. Infokasten). 
Die Frage, ob interessierte Personen über die erforderliche 
Sachkunde und Eignung verfügen, entscheidet die IHK als 
zuständige Stelle nach pflichtgemäßem Ermessen in eige­
ner Verantwortung – eine Entscheidung, die viel Finger­
spitzengefühl erfordert. 

Schwierige Rahmenbedingungen 

Die Aufgabe, eine so große Zahl an Personen mit spezifi­
schen Voraussetzungen zu akquirieren, ist für sich schon 
anspruchsvoll. Zusätzlich gibt es Aspekte, die die Suche 
noch aufwendiger machen. Dazu zählt die Tatsache, dass 
nicht alle Beschäftigten, die gerne Prüfer/-in werden 
möchten und die nötigen Voraussetzungen mitbringen, 
dafür auch die Unterstützung des Arbeitgebers erfahren. 
Die Prüfertätigkeit ist ein persönliches Ehrenamt; durch­
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schnittlich sechs bis acht Tage pro Jahr müssen investiert 
werden, um es auszuüben. Die Entscheidung des Arbeitge­
bers, Beschäftigte für diese Zeit freizustellen, ist freiwillig, 
und längst nicht jedes Unternehmen ist dazu bereit – unab­
hängig von der Betriebsgröße. 
Viele bisherige Mitglieder der Prüfungsausschüsse beklei­
deten ihr Amt bereits über Jahrzehnte, hatten zum Teil 
längst das Rentenalter erreicht und – bei allem persönli­
chen Engagement – den unmittelbaren Kontakt zur Be­
rufspraxis verloren. Für die aktuelle Berufungsperiode 
beabsichtigte die IHK Flensburg daher, eine neue Prü­
fer-Generation zu gewinnen. 

Marketing und Mentoring 

Mit einem Vorlauf von gut einem Jahr haben die Mitarbei­
ter/-innen des Geschäftsbereichs Ausbildungsberatung 
und Prüfungskoordination der IHK Flensburg mit den Vor­
bereitungen der Neuberufung begonnen. Ebenso frühzeitig 
haben die Verantwortlichen über Abteilungsgrenzen hin­
weg über den bevorstehenden Ablauf der Prüfungsperio­
de informiert. Von Anfang an wurde auf den persönlichen 
Kontakt zu Mitgliedsunternehmen und Prüferinnen und 
Prüfern gesetzt, der an den unterschiedlichsten Stellen in 
der IHK besteht. So konnten aktive Prüfer/-innen sensibi­
lisiert und in Betrieben dafür geworben werden, Beschäf­
tigte für eine Prüfertätigkeit freizustellen. Dieser Appell an 
die Unternehmen war auch Inhalt eines Mailings im Na­
men des IHK-Präsidenten und des Hauptgeschäftsführers, 
das den Start der eigentlichen »Prüferkampagne« bildete. 
Tenor: Wer Fachkräfte braucht, sollte auch dazu beitra­
gen, Ausbildung und Prüfung zu ermöglichen. Oder knap­
per: »Ohne Prüfer keine Fachkräfte«. Die Gewerkschaften 
wurden über ihre Vertreter/-innen im Berufsbildungsaus­
schuss über den Bedarf an Arbeitnehmervertreterinnen 
und -vertretern in den Prüfungsausschüssen informiert 
und kontinuierlich auf dem Laufenden gehalten. 
Eine Reihe von Marketingmaßnahmen hat dabei gehol­
fen, den Appell »Prüfer werden. Nachwuchs fördern« im 
gesamten IHK-Bezirk zu streuen. Zum Einsatz kamen ein 
Flyer, vertiefende Informationen auf der IHK-Webseite, ein 
Erklärfilm im Zeichentrick-Stil, Plakate, Anzeigen, Aufkle­
ber, Give-aways, großformatige Fassadenbanner und ein 
Realfilm mit Szenen und Interviews aus der Praxis. Alle 
Elemente waren einheitlich gestaltet, wobei ein Key Visual 
für Wiedererkennungswert und Aufmerksamkeit sorgte: 
Eine »Prüfergruppe« im Comic-Look warb durchgängig 
für das Anliegen. Diese für den IHK-Zusammenhang un­
gewöhnlich emotionale Art der Ansprache fiel auf und rief 
eine positive Resonanz hervor. 
Die IHK hat weitere Argumente für eine Prüfertätigkeit 
gegenüber der rein sachlichen Information betont. Hervor­
gehoben wurde zum einen, dass dieses Ehrenamt eine per­

sönliche Bereicherung sei, zum anderen, dass über die Prü­
fertätigkeit die Chance bestehe, im fachlichen Austausch 
mit Kolleginnen und Kollegen über Neuerungen im Berufs­
feld auf dem Laufenden zu bleiben. Davon profitieren auch 
die Betriebe, die Prüfer/-innen beschäftigen und Vorteile 
aus deren wachsenden Netzwerken ziehen können. 
Durchgängig betont wurde die Wertschätzung des freiwil­
ligen Engagements. Diese wurde auch ausdrücklich denje­
nigen Prüferinnen und Prüfern gegenüber zum Ausdruck 
gebracht, die aus Altersgründen ihr Amt nicht weiter aus­
üben. Ihr über Jahre angesammeltes Erfahrungswissen 
sollte nicht verloren gehen. Die IHK hat ihnen daher eine 
Mentorenfunktion übertragen. Erfahrene Prüferinnen 
und Prüfer beraten und begleiten den Prüfernachwuchs 
in der Anfangszeit bei den Vorbereitungen und der Durch­
führung von Prüfungen, unterstützen aktiv und geben ihr 
Wissen an die nächste Generation weiter. Damit werden 
zum einen ein Know-how-Transfer sichergestellt und zum 
anderen die geleistete Arbeit und langjährige Erfahrung 
gewürdigt. Unternehmer, die Beschäftigte als Prüfer/-in­
nen freistellen, können dies mit einem digitalen Siegel 
(»Unsere Mitarbeiter engagieren sich als Prüfer bei der IHK 
Flensburg«) werbewirksam kommunizieren. 
In den Monaten März bis Oktober stand die Prüfer­
kampagne im Mittelpunkt der IHK-Kommunikation über 
alle Kanäle: im IHK-Magazin und den sozialen Medien, 
über Presseinformationen und auf Veranstaltungen. Der 
traditionelle Sommerempfang der IHK Flensburg mit rund 
700 Gästen widmete sich ebenfalls dem Fachkräfte- und 
Prüferthema. Mit einem großen Prüfertag im Oktober 
endete die Kampagne und begann die neue Periode – mit 
Vorträgen, Workshops, einem allgemeinen Kennenlernen, 
der Auszeichnung langjähriger Prüfer/-innen sowie der 
Ehrung der prüfungsbesten Azubis des letzten Jahrgangs. 

Erfolgreiche Rekrutierung 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass gerade die 
Maßnahmenvielfalt zum Erfolg geführt hat. Bereits einige 
Wochen vor Beginn der neuen Berufungsperiode hatten 
sich genügend interessierte Fachkräfte bei der IHK ange­
meldet. Es hat sich bewährt, in der Kommunikation eine 
modernere Sprache zu sprechen und sich zudem auf die 
Bedürfnisse einer jüngeren Prüfergeneration einzustellen, 
indem die Registrierung und alle wesentlichen Prozesse 
rund um die Prüfertätigkeit digitalisiert wurden. In Zeiten 
einer generell nachlassenden Bereitschaft zum ehrenamt­
lichen Engagement hat die Strategie, die Prüfertätigkeit 
möglichst attraktiv zu »vermarkten« und die Wertschät­
zung dieses wichtigen Amtes deutlich zu betonen, sehr gut 
funktioniert. s
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Prüferqualifizierung in der Schweiz
 

Aus- und Weiterbildung von Prüfungsexpertinnen und -experten durch das EHB 

PHILIPP BERCHTOLD 
Fachbereichsleiter Prüfungsexperten PEX des 
Eidgenössischen Hochschulinstituts für 
Berufsbildung EHB, Zollikofen, Schweiz 

Im Auftrag des Bundes bietet das EHB Kurse für  Prüfungs

expertinnen und -experten und Chefexpertinnen und  

-experten in Qualifikationsverfahren der beruflichen  

Grundbildung an. Im Beitrag werden die verschiedenen 

Kursangebote vorgestellt, die die am Qualifikationsver

fahren beteiligten Fachkräfte auf die unterschiedlichen  

Aufgaben und Funktionen vorbereiten. 

Zu den Akteuren der Qualifikationsverfahren 

Jeder Beruf wird in der Schweiz mittels Bildungsverord
nung sowie Bildungsplan (curriculare Gliederung der be
ruflichen Ausbildung) definiert. Die Bildungsverordnung 
regelt den Beruf grundsätzlich, dazu gehört insbesondere 
der Bildungsplan, welcher die konkreten Ausbildungsin
halte bzw. die zu erwerbenden Kompetenzen umschreibt. 
Diese Kompetenzen werden im Verlauf der beruflichen 
Ausbildung periodisch überprüft und benotet; am Schluss 
der jeweiligen Ausbildung wird im Rahmen des Qualifika
tionsverfahrens (Lehrabschlussprüfung) umfassend über
prüft, ob die Lernenden über die erforderlichen Kompeten
zen verfügen. Werden sämtliche Bestehensnormen erfüllt, 
wird das eidgenössische Fähigkeitszeugnis (EFZ) oder das 
Berufsattest (EBA) ausgestellt. 
Prüfungsexpertinnen und -experten (PEX) und Chefex
pertinnen und -experten (CPEX) werden durch die jeweils 
zuständige kantonale Behörde ernannt und erhalten damit 
den Auftrag, Prüfungen oder Teile von Prüfungen der Qua
lifikationsverfahren ihres Berufs vorzubereiten und durch
zuführen. 
PEX sind oft Berufsbildner/-innen (sie sind für die prak
tische Ausbildung der Lernenden zuständig), andere sind 
als Lehrpersonen an Berufsfachschulen tätig. Sie führen 
die Prüfungen des Qualifikationsverfahrens durch und be
urteilen die in der Bildungsverordnung definierten berufli
chen Handlungskompetenzen. 

­

­

­
­

­

­
­
­

­

­
­

­

­
­

Die CPEX sind für den organisatorischen Ablauf des Quali­
fikationsverfahrens ihres Berufs zuständig und führen da­
bei die PEX. Zudem sind sie für die Qualität des Qualifika­
tionsverfahrens verantwortlich und stellen die Verbindung 
zur kantonalen Behörde sicher. Eine wichtige Rolle kommt 
den durch den Kanton beauftragten Prüfungsleiterinnen 
und -leitern zu. Sie verantworten für alle Berufe die rechts-
konforme und reibungslose Durchführung der Qualifika­
tionsverfahren. 
Die folgende Abbildung stellt das Zusammenspiel der oben 
beschriebenen Akteure dar und nennt deren Hauptauf­
gaben. 
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Kursangebot für PEX und CPEX 

In Zusammenarbeit mit den kantonalen Behörden sowie 
den Organisationen der Arbeitswelt (OdA) entwickelt das 
EHB bedarfsorientierte Kursangebote für PEX und CPEX. 
Abbildung 2 stellt das aktuelle Kursangebot gruppiert nach 
Grundausbildung und Weiterbildung dar. 

Basiskurse für PEX und CPEX 

Basiskurse richten sich i.  d.  R. an neu ernannte PEX. Für 
die Ausübung ihrer Tätigkeit ist der Besuch des Basiskur
ses Pflicht. Die Kursteilnahme ist kostenlos; die Kantone 
entschädigen die Teilnehmenden bei nachgewiesenem 
Kursbesuch. Die Basiskurse dauern einen Tag und um
fassen acht Lektionen. Das EHB stellt für die Teilnahme 
am Basiskurs ein Testat aus; ein Kompetenznachweis zur 
Überprüfung des erworbenen Wissens wird nicht durchge
führt. Federführend werden die Kurse durch EHB-Kurslei
ter/-innen durchgeführt, oft werden diese durch erfahrene 
Prüfungsleiter/-innen unterstützt. Bei den Basiskursen für 
PEX werden folgende Kompetenzen bzw. Inhalte vermit
telt: 
•	 Grundlagen zur Durchführung der Qualifikationsver

fahren und PEX-Rolle, 
•	 Mandat, Rechte und Pflichten sowie Verhalten bei Qua

lifikationsverfahren, 
•	 Qualifikationsbereiche und Prüfungsformen, 
•	 Bestehensregeln, Notenberechnung, Notengewichtung, 
•	 Protokollführung und Prüfungsbeschwerden. 

Die Rahmenbedingungen der Basiskurse für CPEX sind mit 
denen des Basiskurses für PEX identisch; vermittelt wer
den die folgenden Kompetenzen: 

­

­

­
­

­

­

­

­

•	 Planung, Leitung und Organisation des Qualifikations
verfahren im jeweiligen Berufsfeld, 

•	 Führung von PEX-Teams, 
•	 Gestaltung der Prüfungseinsichtnahme, 
•	 Behandlung von Rekursen und Beschwerden, 
•	 Wahrnehmung des Funktionsgeheimnisses. 

Berufsspezifische Kurse für PEX 

Das Staatssekretariat für Bildung, Forschung und In
novation (SBFI) des Eidgenössischen Departements für
Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) schreibt eine 
periodische Überprüfung der Bildungsverordnung und
des Bildungsplans jedes Berufs vor. Diese 5-Jahres-Über
prüfung wird durch eine von den Verbundpartnern Bund,
Kanton und OdA eingesetzte Kommission durchgeführt.
Sie überprüft, inwiefern die bestehende Bildungsverord
nung und der entsprechende Bildungsplan den wirtschaft
lichen, technologischen, ökologischen und didaktischen 
Entwicklungen des jeweiligen Berufs noch gerecht werden. 
Der zu erstellende Bericht schlägt anschließend eine Total-, 
Teil- oder keine Revision der Bildungsverordnung und des 
Bildungsplans vor. Eine Total- oder Teilrevision erfordert 
i.  d.  R. Anpassungen des Qualifikationsverfahrens, was
zu einem Weiterbildungsbedarf der betroffenen PEX und 
CPEX führt. 
In den berufsspezifischen Schulungen setzen sich die
teilnehmenden PEX und CPEX mit den Neuerungen der 
reformierten oder revidierten Bildungsverordnung so
auseinander, dass sie die Qualifikationsverfahren in Über
einstimmung mit den neuen gesetzlichen Grundlagen und 
in der gewünschten Qualität umsetzen können. Die Rah
menbedingungen (kostenlose Teilnahme, Entschädigung 
durch Kantone, acht Lektionen, Testat, kein Kompetenz
nachweis) sind identisch mit denen der Basiskurse. 

­

­
 

 
­
 
 

­
­
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Für diejenigen PEX, die den Basiskurs, aber noch keinen 
berufsspezifischen Kurs besucht haben, bietet das EHB 
Kurse passend zu den Bedürfnissen dieses Zielpublikums 
an. Diese Bedürfnisse werden in einer Planungssitzung 
mit der für den Beruf zuständigen OdA ausgearbeitet. Die 
Kurse dienen in der Regel dazu, vorhandenes Wissen auf
zufrischen, machen PEX mit neuen Hilfsmitteln und An
leitungen zu Qualifikationsverfahren o.  Ä. vertraut und 
ermöglichen auch einen Erfahrungstausch untereinander. 

Berufsspezifische Kurse für PEX   
in Validierungsverfahren 

Das schweizerische Bundesgesetz über die Berufsbildung 
(BBG) ermöglicht seit 2004 eine berufliche Grundbildung 
durch eine nicht formalisierte Bildung. Dabei werden in
formell erworbene berufliche Handlungskompetenzen in 
einem Validierungsverfahren überprüft. In einem Dossier 
dokumentieren die Kandidatinnen und Kandidaten, dass 
sie über die erforderlichen Handlungskompetenzen eines 
bestimmten Berufs verfügen. Die Trägerschaft (OdA) des 
Berufs muss entsprechende Regelungen und Ausführungs
bestimmungen erstellt haben, um dieses Validierungsver
fahren (VAE) anwenden zu können. 
Mit der Durchführung der VAE kommen auf die betroffe
nen PEX neue Aufgaben zu: In erster Linie überprüfen sie 
die eingereichten Dossiers, führen Gespräche mit den Kan
didatinnen und Kandidaten und erstellen einen Beurtei
lungsbericht. Daraus ergeben sich die folgenden Kursziele: 
•	 Die Teilnehmenden kennen die Prinzipien der Validie

rung und des Validierungsverfahrens ihres Berufs, 
•	 sie können die Kompetenznachweise mithilfe des einge

reichten Dossiers überprüfen und beurteilen, 
•	 sie können das notwendige Gespräch führen und proto

kollieren und 
•	 sie können abschließend die Beurteilung vornehmen 

und begründen. 

Berufsspezifische Kurse für PEX in VAE sind mindestens 
zweiteilig, wobei jeder Kurstag mindestens sechs bis acht 
Lektionen umfasst. Die Kurse werden vor der ersten und –  
bei Bedarf – vor der zweiten Durchführung des VAE ange
boten. In der Regel werden infrage kommende PEX durch 
die Kantone nominiert und der Kurs erst dann angeboten, 
wenn der Teilnehmerkreis feststeht. Auch hier fallen keine 
Kurskosten für die Teilnehmenden an. Das EHB stellt wie 

­
­

­

­
­

­

­
­

­

­

­

­

üblich ein Testat aus. 

Vertiefungskurse und Weiterbildungen nach Maß 

Vertiefungskurse bilden zielgruppengerecht PEX und 
CPEX weiter. Für PEX besteht aktuell ein Kursangebot 
zum Themenfeld »mündliches Prüfen«. Für CPEX wird 
ein Kurs zum Erfahrungsaustausch und zur Weiterbildung 
im Bereich Entwicklungen der Qualifikationsverfahren, 
der Prüfungsplanung und -leitung und der Führung von 
PEX-Teams angeboten. Diese beiden Kursformate sind als 
Weiterbildung Teil des EHB-Leistungsauftrags, damit bun­
desfinanziert und für die Teilnehmenden wiederum kos­
tenfrei. Weiterbildungen nach Maß sind auf individuelle 
Kundenbedürfnisse ausgerichtete Kursangebote und nicht 
Teil der engeren PEX-Ausbildung und damit für Teilneh­
mende kostenpflichtig. 

Evaluation der Kursangebote, Rekrutierungs­
schwierigkeiten und Ausblick 

Sämtliche durchgeführten Kurse werden nach einem syste­
matischen Verfahren (i. d. R. Online-Befragung) evaluiert. 
Der dabei erhobene allgemeine Zufriedenheitsindex lag in 
den letzten drei Kursperioden jeweils bei einem erfreulich 
hohen Niveau von über 90 Prozent. 
Insgesamt kann die PEX- bzw. Prüferqualifizierung durch­
aus als bewährtes Erfolgsmodell und als wichtiger Bau­
stein für die hohe Qualität der schweizerischen beruflichen 
Grundbildung bezeichnet werden. Nichtsdestotrotz muss 
der kontinuierlichen Weiterentwicklung der PEX-Ausbil­
dung und Schwierigkeiten bei der PEX-Rekrutierung in 
manchen Berufsfeldern Rechnung getragen werden. Der 
Aufwand der PEX-Tätigkeit ist zeitintensiv und nicht im­
mer mit der individuellen Arbeitsbelastung vereinbar. Die 
aktuell methodisch-didaktisch eher konservativ ausge­
richtete Ausbildung wird in den kommenden Kursperio­
den (insbesondere bei den Präsenzveranstaltungen) in 
Richtung blended learning weiterentwickelt. Dem Aufbau 
einer online-basierten PEX-Community, im Sinne einer 
Service-Plattform, wird viel Potenzial beigemessen, kann 
sie doch die nebenberuflich tätigen PEX und CPEX in ih­
rer Tätigkeit zielgerichtet unterstützen und dem EHB als 
ideales Kommunikationsvehikel zu den Expertinnen und 
Experten dienen. 

Weitere Informationen zu den Kursformaten und -inhalten unter 


www.ehb.swiss/pex
 

s
 

www.ehb.swiss/pex
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Sprachsensible Gestaltung von mündlichen Prüfungen – 
eine Gratwanderung zwischen Empathie 
und Prüfungskonformität?
 

PATRIZIA GRÜN 
Leiterin Ausbildung bei der IHK Ulm 

ARMIN SPEIDEL 
Flüchtlingskoordinator, IHK Ulm 

META CEHAK-BEHRMANN 
Dr., Leiterin der Fachstelle für berufsintegriertes 
Sprachlernen (FaberiS), Frankfurt 

Mit der steigenden Zahl von Prüflingen, die Deutsch als 

Fremd- oder  Zweitsprache erworben haben, sind Prü

fer/-innen immer häufiger mit Situationen konfrontiert, 

in denen die mündlich resp. praktisch zu prüfende Fach

kompetenz  aufgrund sprachlicher  Hürden nur schwer  

einzuschätzen ist. Die IHK Ulm hat gemeinsam mit der  

Frankfurter Fachstelle für berufsintegriertes Sprachler

nen (FaberiS) ein Seminar  für Prüfer/-innen angeboten,  

in dem diese Thematik behandelt wird. Hintergründe,  

Konzeption des Seminars und erste Umsetzungserfah

rungen werden im Beitrag vorgestellt. 

Herausforderung »Sprache« in der   
mündlichen Prüfung 

Die Sprache von Prüfungen ist komplex, unpersönlich und 
abstrakt. Sie stellt bereits viele in Deutschland aufgewach
sene junge Menschen vor große Herausforderungen; für 
junge geflüchtete Menschen ist sie trotz fachlicher Kompe
tenz häufig eine nur schwer zu bewältigende Aufgabe. Als 
Vermittlungsmedium darf Sprache in Prüfungen jedoch 
nicht die Feststellung der Leistung beeinflussen. 
Wie damit umzugehen ist, wird derzeit unterschiedlich 
eingeschätzt: Zur fachlichen Unterstützung können in den 
Prüfungen je nach Abschluss verschiedene Hilfsmittel ein
gesetzt werden, die der Chancengleichheit dienen. Zum 
Ausgleich sprachlicher Defizite sind sie allerdings wenig 
erfolgversprechend. Wörterbücher Deutsch – Herkunfts
sprache können wegen des Grundsatzes der Gleichbe
handlung nicht zugelassen werden. Ihr Nutzen ist darü
ber hinaus fraglich, denn in der begrenzten Prüfungszeit 

­

­

­

­

­

­

­

­
­
­

könnten zwar unbekannte (Fach-)Begriffe nachgeschlagen 

werden, nicht aber die Übersetzung komplexer Satzgefüge. 
Das Instrument des Nachteilsausgleichs zur Herstellung 
der Chancengleichheit (Art. 3 GG) gilt nur für behinderte 
Menschen (§ 65 Abs. 1 BBiG) und greift nicht, denn eine 
geringere Sprachkompetenz stellt nach aktueller Ausle­
gung keine Behinderung dar. 
Einziger Ansatzpunkt bleibt die sprachliche Gestaltung 
der einzelnen Prüfungsteile: Die ohnehin schon emotio­
nal stark belastete Prüfungssituation soll nicht zusätzlich 
durch eine unnötig abstrakte und komplexe Prüfungsspra­
che überfrachtet werden. Ziel muss sein, die Prüfungssitua­
tion sprachsensibel so zu gestalten, dass alle Prüfungsteil-
nehmenden gleiche Chancen haben und ihre Leistung op­
timal abrufen können. 

Sprachkompetenz versus Fachkompetenz? – 
Die Kernfragen des Seminars 

Welche Handlungsmöglichkeiten stehen dem Prüfungs­
personal zur Verfügung, um die Verständlichkeit in münd­
lich-praktischen Prüfungen zu optimieren, ohne die Prü­
fungsqualität zu beeinträchtigen? Ausgehend von dieser 
Frage bot die IHK Ulm im Frühjahr 2019 ein Seminar zum 
Thema »Sprachsensible Prüfungsgestaltung« an. Ziel war 
es, Prüfer/-innen ein erstes Instrumentarium anzubieten, 
wie unnötige Sprachbarrieren vermieden und mögliche 
sprachliche Irritationen identifiziert werden können – ge­
rade damit im Sinne der Chancengleichheit die Aussage­
kraft der Prüfung über die zu prüfende Fachkompetenz 
erhalten bleibt. Drei Fragen standen dabei im Fokus, die 
nachfolgend erläutert werden. 

Welche sprachlichen Elemente können als Sprach­
barrieren wirken? 

Fachsprache ist zentraler Bestandteil der zu prüfenden be­
ruflichen Handlungskompetenz (vgl. Schlenker-Schul­
te/Wagner 2006, S. 193). Ihre Einbettung in unter­
schiedliche Kommunikationssituationen und in schwer 
aufzulösende sprachliche Konstrukte führt jedoch häufig 
dazu, dass eine Aufgabenstellung trotz vorhandenem 
fachlichem Wissen nicht bzw. nicht hinreichend erfasst 
und bearbeitet werden kann. Gegenüber der schriftlichen 
Prüfung, deren textoptimierte Gestaltung bereits seit meh­
reren Jahren diskutiert wird (vgl. Schlenker-Schulte/ 
Wagner 2006; auch Bethschneider/Settelmeyer in 
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diesem Heft), sind in der praktischen Prüfung auch münd
lich anspruchsvolle kommunikative Situationen zu bewäl
tigen – meist zusätzlich zu einer schriftlichen Aufgabe. Ge
fordert ist ein breites Spektrum sprachlicher Kompetenz, so 
z.  B. ein rasches Leseverstehen, das gedankliche und verba
le Formulieren der Antwort, ein geübtes Hörverstehen, um 
die Fokussierung mündlich gestellter Fach- und Nachfra
gen möglichst zügig zu ermitteln, sowie die Fähigkeit, ggf. 
auch individuelle Besonderheiten in der Sprechweise und 
im Sprechfluss der Prüfer/-innen einzuordnen. Denn ein 
Prüfungsgespräch besteht nicht allein aus rein fachlicher 
Kommunikation: Bereits die Anfangsphase enthält eine 
Mischung aus alltags-, umgangs-, verwaltungs- und fach
sprachlichen Formen, die bei den jeweiligen »Einstiegsritua­  
len« (Vorstellung, Ablaufdarstellung, formale Belehrung, 
ggf. atmosphärische Lockerung usf.) verwendet werden. 
Der weitere Verlauf eines Prüfungsgesprächs hängt von 
zahlreichen Faktoren ab, nicht alle Bereiche sind planbar. 
Prüfer/-innen können jedoch dafür sensibilisiert werden, 
welche sprachlichen Phänomene Irritationen hervorru
fen können (z.  B. Mehrdeutigkeiten, Redewendungen,
unvollständige Sätze, dialektale Färbungen), ihr eigenes 
Sprechverhalten daraufhin überprüfen und im Gespräch 
nachsteuern, wenn sie entsprechende Irritationen wahr
nehmen. Die Verständlichkeit kann u.a. reguliert werden 
durch die Länge (resp. Kürze) und Präzision der Fragefor
mulierung, die Vermeidung unnötiger Einschübe, Zusatz­  
aussagen oder Füllwörter, durch klare Akzentuierungen, 
Sprechpausen und die Anpassung des Sprechtempos. 
Die sprachsensible Steuerung des Prüfungsgesprächs
bedarf in der Regel einiger Übung. Eigene sprachliche 
Muster, langjährige Fachroutine und berufliche Spezifika 
erfordern ein hohes Maß an Selbstreflexion, um die eige
nen Sprachgewohnheiten im Prüfungsgeschehen anzupas
sen. Vorbereitend können Fragen, Aussagen und mögliche 
Nachfragen auf die genannten Faktoren hin überprüft wer
den. Als hilfreich empfanden die Seminarteilnehmenden 
auch kleine Merkzettel, die während der Prüfung an die 
wichtigsten Regeln erinnern. Neben den oben genannten 
Punkten können sie ganz individuelle Hinweise enthalten, 
z.  B.: »Meine Aussprache!«, »Nicht zu viel dazu erklären!«, 
»Kurze, ganze Sätze!«, »Nur ein Auftrag pro Frage!«, »Was 
ich sage, muss man wörtlich nehmen können!«. 

Sprachlich falsch – fachlich richtig? Möglichkeiten  
der Fehlerortung 

»Prüfungsstress lässt uns Gelerntes und Gewusstes verges
sen« (Schlenker-Schulte/Wagner 2006, S. 189). Dies 
trifft auch auf das Sprachwissen zu. Richtungsweisende 
sprachliche Signale in Aufgaben und Fragen werden über
lesen oder überhört, in der Antwort ungeeignete oder fal
sche sprachliche Elemente verwendet, die das eigentlich 

­
­
­

­

­

­

­
 

­

­

 

­
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­

­

­
­

Gemeinte für die Prüfer/-innen unklar und missverständ­
lich transportieren – oder auch ins Gegenteil verzerren. 
Zu erkennen, ob es sich um einen fachlichen Fehler oder 
nur um einen sprachlichen Fehlgriff handelt, wird von 
Prüferinnen und Prüfern häufig als Gratwanderung wahr­
genommen: Ein »gefühlsmäßiges« Nachsteuern birgt die 
Gefahr, die erwartete Antwort oder Teile davon indirekt 
vorwegzunehmen. Die eigene Ahnung zu ignorieren, dass 
womöglich ein rein sprachliches Missverständnis zu einer 
fehlerhaften Antwort geführt hat, sorgt ebenfalls für Unbe­
hagen und widerspricht dem Ziel, nicht die Sprach-, son­
dern die Fachkompetenz zu prüfen. 
Um diesem Wechselspiel zwischen Empathie und Anfech­
tungsbefürchtungen entgegenzuwirken, benötigen Prü­
fer/-innen eine grundlegende Expertise, wie sie in diesen 
Fällen agieren können. Einen fehlerhaft beschriebenen Ar­
beitsgang kann man z. B., sofern die Möglichkeit besteht, 
praktisch durchführen lassen; bei einem falsch erläuterten 
Rechenweg (»Ich ziehe den Preis vom Skonto ab«) kann 
das Vorrechnen-Lassen Klarheit bringen. Wird jedoch ein 
Gerüst zu Beginn der Arbeiten »abgebaut« statt »aufge­
baut«, können weiterführende oder nachsteuernde Fra­
gen eingesetzt werden. Sie eignen sich auch zur Klärung 
komplexerer Zusammenhänge: »Wie genau gehen Sie da­
bei vor?«, »Was machen Sie zuerst?«, oder auch: »Können 
Sie den Vorgang beschreiben/ein Beispiel dafür nennen?« 
Darüber hinaus wurde im Seminar auch der Ansatz des Pa­
raphrasierens diskutiert (»Habe ich es richtig verstanden, 
Sie sagen, dass …«). Das Paraphrasieren birgt jedoch die 
Gefahr, steuernd in eine Antwort einzugreifen, ggf. auch 
Wörter oder Inhalte vorzugeben. Es eignet sich daher in 
Prüfungen ausschließlich zur Verständnisprüfung, um bei 
Bedarf durch die Wiedergabe des Gehörten einen weite­
ren Denkanstoß zu bieten. Gerade bei dieser Frage, wie 
sprachliche von fachlichen Fehlern zu unterscheiden seien, 
wurde auch im Seminar der Bedarf an einem Bezugsrah­
men, in dem der Ermessensspielraum der Prüfer/-innen 
definiert wird, besonders deutlich. 

Wie können schriftliche Prüfungsaufgaben sprach-
sensibel gestaltet werden? 

Der schriftliche Aufgabenteil der praktischen Prüfung hat 
einen hohen Stellenwert. Für das Lesen und Erfassen des 
Textes steht jedoch nur eine knapp bemessene Zeit zur 
Verfügung. Eine sprachsensible Gestaltung unter Beibehal­
tung der fachsprachlichen Spezifik kann dazu beitragen, 
dass Prüflinge keine zusätzlichen Ressourcen benötigen, 
um sich im Text zu orientieren, komplizierte Sprachstruk­
turen zu entschlüsseln oder den Auftrag zu ermitteln. 
Mögliche Ansatzpunkte für die Überarbeitung, Kriterien 
und Checklisten für eine sprachsensible Gestaltung von 
Prüfungsaufgaben wurden bereits wiederholt beschrieben 
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Prüfer bei einer Maschineneinweisung zur Prüfungsvorbereitung – auch hier ist klare und 
verständliche Sprache gefragt. (Foto: IHK Ulm/Photodesign Armin Buhl) 

(u. a. Buschfeld/Jurkschat 2017; auch Bethschei­
der/Settelmeyer in diesem Heft) und können zur Orien­
tierung genutzt werden. Die Umsetzung erfordert zu Be­
ginn Zeit und v. a. die Ausbildung und Verbindung von 
sprachsensibler Routine mit fachlicher Expertise. Die Ent­
wicklung berufsspezifischer Standardvorlagen könnte dazu 
beitragen, die Erstellung von Prüfungsfragen unter sprach-
sensiblen Gesichtspunkten und im Rahmen der erwartba­
ren fachlichen und fachübergreifenden Sprachkompeten­
zen zu unterstützen. 

Seminarevaluation der IHK Ulm und Ausblick 

Gezielte Prüferschulungen sind ein Baustein der Maßnah­
men der IHK Ulm zur erfolgreichen Begleitung von Auszu­
bildenden bis zum Prüfungsabschluss. Das Tagesseminar 
»Sprachsensible Prüfungsgestaltung« für aktive Prüfer/-in­
nen (Arbeitgeber-, Arbeitnehmer- und Lehrervertreter/-in­
nen) in allen IHK-Ausbildungsberufen wurde von der IHK 
Ulm bereits zweimal durchgeführt. Das sehr große Interes­
se bestätigt die Dringlichkeit der Auseinandersetzung mit 
dieser Thematik. 
Die Evaluation zeigt, dass das Seminar als sehr positiv, 
nutzbringend, informativ und inspirierend für die Prü­
fungspraxis eingeschätzt wurde. Die Prüfer/-innen äußer­
ten sich dankbar, Handwerkszeug für die sprachliche Grat­
wanderung zwischen Empathie und Prüfungskonformität 
erhalten zu haben. Sie machten die Erfahrung, dass sie die 
Stellschrauben eines fachlich hochwertigen und zugleich 
sprachlich angemessenen Prüfungsablaufs selbst in die 
Hand nehmen können, indem sie bei sich und ihrer Vorbe­
reitung für die Prüfungen anfangen: »Zukünftig werde ich 
Prüfungsfragen sprachsensibler formulieren und auf be­

stimmte Signalwörter achtgeben, die 
das Verständnis erschweren«, so ein 
Teilnehmer. Die positive Resonanz 
hat auch Multiplikatorenwirkung: 
»Ich werde meine Kollegen schicken«, 
wurde mehrfach explizit geäußert. 
Dies sind wichtige Hinweise für eine 
Verstetigung des Angebots im Schu­
lungsprogramm. Den Prüferinnen 
und Prüfern war es zudem ein Anlie­
gen, die mit der Aufgabenerstellung 
für schriftliche Aufgaben betrauten 
Gremien für das Thema zu sensi­
bilisieren: »Sprachsensibilität«, so 
eine Prüferin, »müsste heutzutage in 
Schule wie Ausbildung mehr Beach­
tung geschenkt werden. Die Schüler 
und Auszubildenden können davon 
nur profitieren«. 
Für die Neuauflage des Seminars im 

Herbst 2019 wird das Konzept v. a. in zwei Punkten an die 
evaluierten Bedarfe angepasst: Das bisher eintägige Semi­
nar der Fachstelle FaberiS wird halbtags angeboten und 
direkt verknüpft mit der Erstellung von Prüfungsaufgaben 
im Anschluss. Dies ermöglicht einen direkten Transfer und 
kommt den engen zeitlichen Ressourcen ehrenamtlicher 
Prüfer/-innen entgegen. Der kommende Durchlauf rich­
tet sich zudem fokussiert an Prüfungsausschussmitglieder 
der Kaufleute für Büromanagement und der Kaufleute im 
Einzelhandel. Dadurch können berufsfeldtypische Beson­
derheiten von mündlich-praktischen Prüfungen gezielt be­
arbeitet werden. 
Die IHK Ulm beschäftigt sich weiterhin mit der Frage der 
nachhaltigen Verankerung sowie des wirksamen Transfers 
sprachsensibler Vorgehensweisen in Prüfungen. Der Er­
folg der initiierten Maßnahmen zeigt sich aktuell bereits 
bei den diesjährigen IHK-Ausbildungsabschlussprüfungen. 
Von den angetretenen Prüflingen mit Fluchthintergrund 
bei der IHK Ulm haben 75 Prozent die Prüfung erfolgreich 
bestanden. Dazu beigetragen haben die Ausbildungsan­
strengungen der Unternehmen und die von der IHK Ulm 
angebotenen Workshops zur Prüfungsvorbereitung. s
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Sprachbewusst prüfen – wen und wie?
 

MONIKA BETHSCHEIDER 
Dr., wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Grundsatzfragen, Angebote für die Praxis, 
Berufsorientierung« im BIBB 

ANKE SETTELMEYER 
Wiss. Mitarbeiterin im Arbeitsbereich 
»Kompetenzentwicklung« im BIBB 

Bei der Frage, wie Prüfungsaufgaben verständlich for

muliert werden können, werden meist Personen in den 

Blick  genommen, die Deutsch als Zweitsprache erlernt  

haben. Doch auch muttersprachliche Prüflinge profitie

ren von Aufgaben, die frei von vermeidbaren sprachli

chen Hürden sind. Der Beitrag benennt Gründe, warum 

die Diskussion um sprachbewusste Prüfungen aktuell  

wieder  verstärkt geführt wird, und stellt Anregungen  

vor, wie Prüfungsaufgaben verständlich formuliert wer

den können, ohne dabei den fachlichen Anspruch zu re

duzieren. 

Sprachbewusst prüfen – kein neues Thema für  
die Berufsbildung 

In der Fachdiskussion wird in diesem Kontext immer wie
der der Begriff »Sprachsensibilität« verwendet. Wir spre
chen in diesem Beitrag von »Sprachbewusstheit«, um zu 
verdeutlichen, dass es bei der Gestaltung von Prüfungs
aufgaben weniger um Empfindsamkeit und Feinfühligkeit 
geht, sondern vor allem um die begründete und gezielte 
Berücksichtigung sprachlicher Aspekte. 
Schon lange wird in der Berufsbildung diskutiert, wie die 
Verständlichkeit von schriftlichen Prüfungsfragen verbes
sert werden kann. Auch das BIBB hat schon vor Jahren in 
einem Forschungsprojekt zu Ausbildereignungslehrgän
gen untersucht, welche Anforderungen in Lehrgang und 
Prüfung gerade Teilnehmende nicht deutscher Mutterspra
che als besonders schwierig empfinden. Damit verbunden 
war auch die Frage, wie diese Schwierigkeiten abgebaut 
werden können – ohne Abstriche bei den inhaltlichen An
forderungen an Lehrgang und Prüfung zu machen (vgl. 
Bethscheider/Schwerin/Settelmeyer 2003). Ein sei
nerzeit erstelltes Gutachten (vgl. Knobloch 2003) kam 
zu dem Ergebnis, dass Prüfungsfragen »alle Merkmale der 

­

­

­

­

­

­
­

­

­

­

­

­

­

Amts- und Verwaltungssprache« (ebd. S. 25) aufweisen, 
die generell schwer verständlich ist; insbesondere für Per­
sonen, die Deutsch als Zweitsprache sprechen. Die Exper­
tise endet mit der Empfehlung, Fragen, Antwortvorgaben 
und erläuternde Textteile in Prüfungsaufgaben im Interes­
se einer besseren Verständlichkeit zu überarbeiten. 
Gegenwärtig gewinnt das Thema vor allem angesichts einer 
wachsenden Zahl von Flüchtlingen, die vor dem Abschluss 
ihrer Berufsausbildung stehen, an Bedeutung. Neben der 
sprachbewussten Gestaltung der Prüfungsaufgaben wird 
bislang auch diskutiert, Flüchtlingen in der Prüfung zwei­
sprachige Wörterbücher zur Verfügung zu stellen oder ih­
nen mehr Prüfungszeit zu gewähren. In beiden Fällen sind 
zunächst Vor- und Nachteile zu ermitteln und festzulegen, 
welcher Personenkreis diese Hilfe in Anspruch nehmen 
kann, um niemanden mit Bedarf auszuschließen. 

Aktuelle Situation 

Rund drei Viertel der Menschen, die seit 2015 in Deutsch­
land einen Antrag auf Asyl gestellt haben, waren jünger 
als 30 Jahre (vgl. Berlin-Institut/Stiftung Mercator 
2019, S. 6) und sind damit in einem Alter, in dem sich Fra­
gen der beruflichen Qualifizierung und der Erwerbstätig­
keit mit großer Dringlichkeit stellen. Im vergangenen Jahr 
lag die Zahl junger Flüchtlinge, die von Oktober 2017 bis 
September 2018 mit Unterstützung einer Arbeitsagentur 
oder eines Jobcenters eine duale Ausbildung gesucht ha­
ben, bei 38.300 (vgl. Bundesagentur für Arbeit [BA] 2018, 
S. 4); sie ist damit im Vergleich zum Vorjahreszeitraum 
um 11.900 gestiegen. Wie viele Flüchtlinge darüber hi­
naus ohne Unterstützung der BA in Ausbildung kamen, ist 
nicht bekannt, da das Merkmal Flucht- bzw. Migrations­
hintergrund bei Abschluss eines Ausbildungsvertrags nicht 
erfasst wird. Einer Online-Befragung des Deutschen Indus­
trie- und Handelskammertags (DIHK) zufolge bilden der­
zeit rund 16 Prozent der deutschen Unternehmen Flücht­
linge aus (DIHK 2019 a, S. 3). 
Unternehmervereinigungen und Kammern unterstützen 
sie bei der Rekrutierung, aber auch bei rechtlichen Fra­
gen und Anliegen im Zusammenhang mit der Sprach- und 
sonstigen Ausbildungsförderung. Erkenntnissen des DIHK 
zufolge besteht der größte Informations- und Beratungsbe­
darf nach wie vor bei rechtlichen Fragen und Anliegen rund 
um die Sprachförderung (vgl. DIHK 2019 b, S. 2). Ange­
sichts erster Erfahrungen im Ausbildungsalltag gewinnen 
die Begleitung während der Ausbildung und die Unterstüt­
zung bei Prüfungsvorbereitungen für die Unternehmen an 
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Bedeutung (ebd. S. 2). Damit stellen sich sprachbezogene 
Fragen nicht mehr allein in Bezug auf den Ausbildungspro­
zess, sondern auch mit Blick auf die Prüfung. Die Kammern, 
die für die Gestaltung von Prüfungsfragen zuständig sind, 
setzen sich ausdrücklich mit sprachlichen Aspekten aus­
einander, und auch über die Kammerebene hinaus wird 
das Thema in Fachkreisen diskutiert. So befasste sich z. B. 
der Hauptausschuss des BIBB in seiner Sitzung im Juni 
2019 mit dem Thema (vgl. Vollmer 2019, S. 58). 

Sprachbewusste Formulierung schriftlicher 
Prüfungsfragen 

Häufig wird befürchtet, dass die sprachliche Vereinfa­
chung von Prüfungsfragen mit einer Absenkung des fach­
lichen Niveaus einhergehen könnte. Dies wäre langfristig 
weder im Sinne der Arbeitgeber/-innen, die gut ausge­
bildete Fachkräfte benötigen, noch im Sinne der Arbeit­
nehmer/-innen, deren Beschäftigungsfähigkeit vor allem 
durch eine gute Ausbildung zu sichern ist. Darum wird im 
Folgenden beispielhaft gezeigt, dass eine sprachbewusste 
Formulierung der Prüfungsfragen die Fachlichkeitsprü­
fung keineswegs beeinträchtigen muss. Denn die Entlas­
tung der Prüfungsfragen von sprachlichen Stolpersteinen 
führt dazu, dass das Fachliche und die damit verbundenen 
sprachlichen Anforderungen geprüft werden, und nicht 
das Sprachniveau der Prüfungsteilnehmenden. Auch das 
Argument, insbesondere Personen mit Migrationshinter­
grund würden durch sprachbewusste Formulierungen be­
vorzugt, ist leicht zu entkräften. Denn eine sprachbewusste 
Gestaltung der Fragen ist für alle Prüflinge hilfreich, auch 
für solche mit deutscher Muttersprache. Entsprechende 
Effekte ließen sich unter Auszubildenden mit unterschied­
lichen Schulabschlüssen nachweisen: Insbesondere die 
Hauptschüler/-innen profitierten von einer Textoptimie­
rung der Aufgaben und konnten sie sowohl schneller als 
auch korrekter lösen (vgl. Schlenker-Schulte/Wagner 
2006, S. 206 ff.). 
Inzwischen liegen differenzierte Vorschläge vor (vgl. Ba­
dura 2015, Wagner/Schlenker-Schulte 2016; Busch­
feld/Jurkschat 2017), die deutlich machen, dass die 
Verständlichkeit von Prüfungsfragen ohne einen Verlust an 
Fachlichkeit verbessert werden kann. Notwendig dafür ist 
eine sprachbewusste Formulierung der Fragen, aber auch 
eine übersichtliche und klare formale Gestaltung der ge­
samten Aufgabe. 
Bei der formalen Gestaltung der Prüfungsaufgaben ist es 
zum Beispiel wichtig, dass in einer Aufgabe jeweils die 
Situationsbeschreibung, die Frage und der Arbeitsauftrag 
deutlich erkennbar voneinander abgesetzt werden. So 
kann jeder Prüfling die unterschiedlichen Teile auf den 
ersten Blick erkennen. Zur Klarheit trägt weiter bei, nume­
rische Fakten auf- oder absteigend zu sortieren und hierbei 

Ziffern zu verwenden, auch wenn der Duden vorsieht, dass 
die Zahlen von eins bis zwölf ausgeschrieben werden sol­
len (Wagner/Schlenker-Schulte 2016, S. 2). Des Wei­
teren sollte auf unnötige Hervorhebungen verzichtet wer­
den. Durch dieses Vorgehen werden die Prüfungsaufgaben 
übersichtlicher und einheitlicher und damit verständlicher. 
Auch die sprachliche Gestaltung der Aufgaben kann einen 
positiven Beitrag leisten. Die Beispiele im Infokasten sind 
einer Handreichung für schriftliche Prüfungsaufgaben der 
IHK Nürnberg für Mittelfranken sowie einer Expertise des 
Instituts für Textoptimierung (Halle) entnommen. (vgl. 
Badura 2015; Wagner/Schlenker-Schulte 2016). 
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Die Beispiele zeigen, dass die Erstellung bzw. Optimierung 
von Prüfungsaufgaben auf mehreren Ebenen ansetzen 
kann: auf der Wort-, Satz- und Textebene. Wichtig ist, dass 
sie von drei Fragen geleitet wird (vgl. Wagner/Schlen
ker-Schulte 2016, S. 5): 
•	 Welche sprachlichen Barrieren machen Prüfungstexte 

schwer verständlich? 
•	 Welche sprachlichen Einheiten sind als Fachsprache un

verzichtbar und müssen deshalb erhalten bleiben? 
•	 Welche sprachlichen Einheiten können textoptimiert 

werden, d.  h. wie kann derselbe Inhalt einfacher ausge
drückt werden? 

Sprachbewusst prüfen – und ausbilden! 

Wie gezeigt wurde, liegen bereits differenziert ausgear
beitete Vorschläge für die sprachliche und formale Gestal
tung von Prüfungsaufgaben vor. Dass in den kommenden 
Jahren immer mehr Flüchtlinge ihre Ausbildung werden 
abschließen wollen, ist ein neuerlicher Anlass, diese Vor
schläge nun zügig umzusetzen. Doch nicht nur Prüfungen 
müssen in den Blick genommen werden: Es ist vielmehr 
notwendig, gleich von Beginn der Ausbildung an in Berufs
schule und Betrieb sprachbewusst zu unterrichten bzw. 
auszubilden, denn auch Flüchtlinge, denen der Übergang 
in eine Ausbildung gelungen ist, äußern weiterhin großen 
Unterstützungsbedarf beim Spracherwerb (vgl. Matthes  
u.  a. 2018, S. 31  f.). Für alle Auszubildenden, die zusätz
lich eine gezielte Sprachförderung benötigen, müssen jetzt 
die dafür notwendigen Angebote erarbeitet und flächende
ckend zugänglich gemacht werden. 
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Prüfen von Zusatzqualifikationen in der Ausbildung 

Die industriellen Metall- und Elektroberufe als Stresstest? 

ANJA SCHWARZ 
Referatsleiterin Forschungs- und Strukturfragen, 
Metall und Elektroberufe DIHK e.V. Berlin 

Zusatzqualifikationen bieten die Möglichkeit, eine Aus­

bildung berufs- und betriebsspezifisch anzureichern 

oder auch neue Technologien als zusätzliche Optionen in 

die Ausbildung zu integrieren. Sie sind formal geregelt, 

werden von den zuständigen Stellen zusätzlich geprüft 

und separat bescheinigt. Der Beitrag beschreibt die ers­

ten Erfahrungen zur Prüfung der neuen Zusatzqualifika­

tionen in den industriellen Metall- und Elektroberufen 

und dem Beruf Mechatroniker/-in. Ihnen gelten beson­

dere Aufmerksamkeit und hohe Erwartungen im Zuge der 

fortschreitenden Qualifizierung für die Digitalisierung. 

Kodifizierte Zusatzqualifikationen in der 
Metall- und Elektroindustrie 

Hinter Zusatzqualifikationen stecken Kompetenzen, die 
Auszubildende über die Mindeststandards einer Ausbil­
dung hinaus erwerben können. Ihr Nachweis soll diese 
Kompetenzen ergänzend zum Abschlusszeugnis der Aus­
bildung sichtbar machen. Für »formale« Zusatzqualifika­
tionen bestehen rechtliche Vorgaben, insbesondere für die 
öffentlich-rechtliche Prüfung (vgl. § 49 BBiG). Grundsätz­
lich gilt, dass Zusatzqualifikationen von Betrieben freiwil­
lig angeboten, aber auch 
von Auszubildenden frei­
willig erworben werden 
können. 
Im Jahr 2017 haben sich 
die Sozialpartner in der 
Metall- und Elektroindus­
trie darauf verständigt, 
für zentrale, betriebliche 
Handlungsfelder der Digi­
talisierung Zusatzqualifika­
tionen zu entwickeln (vgl. 
Handlungsempfehlungen 
der Sozialpartner 2017; 
auch Conein/Zinke 2019). 

Mit der Teilnovellierung der industriellen Metall- und Elek­
troberufe und des Berufs Mechatroniker/-in wurden sieben 
Zusatzqualifikationen in einem beschleunigten Verfahren in 
die Ausbildungsordnungen von elf Berufen aufgenommen 
(vgl. Tab., S. 34). Die Änderungsverordnungen traten zum 
1. August 2018 in Kraft. 
Diese werden als kodifizierte Zusatzqualifikationen be­
zeichnet und sind im Unterschied zu regional geregelten 
Zusatzqualifikationen in eine Ausbildungsordnung inte­
griert und damit bundesweit einheitlich geregelt. 
Das Verbreitungspotenzial ist enorm: Jährlich werden 
bundesweit rund 42.000 neue Ausbildungsverträge in den 
industriellen Metall- und Elektroberufen und dem Beruf 
Mechatroniker/-in abgeschlossen. 
Jedoch kannten die meisten Betriebe in der Metall- und 
Elektroindustrie – über alle Betriebsgrößen hinweg – das 
Instrument der Zusatzqualifikationen bis 2018 nicht. Für 
die 79 Industrie- und Handelskammern (IHK) bedeutete 
die Teilnovellierung daher zum einen, innerhalb kürzester 
Zeit die Betriebe über die Neuerungen zu informieren. Zum 
anderen bestand die Herausforderung darin, schnellstmög­
lich qualitätsgesicherte und bundesweit vergleichbare Prü­
fungsstrukturen für diesen Qualifizierungsweg aufzubauen. 

Die Struktur der Prüfung 

Bei der Entwicklung der Zusatzqualifikationen haben die 
Sachverständigen ein sehr praxisnahes Prüfungsinstru­
ment gewählt (vgl. DIHK 2018, S. 10 ff.). Die schematische 
Darstellung umreißt die einzelnen Schritte der Prüfung 
(vgl. Abb. 1). 
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Ein wesentlicher Unterschied zum vergleichbaren Betrieb­
lichen Auftrag ist, dass den praxisbezogenen Aufgaben 
kein Genehmigungsverfahren vorgeschaltet ist. Der Ver­
zicht darauf soll den zusätzlichen Prüfungsaufwand so 
weit wie möglich begrenzen. 

Erste Zahlen zur Nachfrage von Prüfungen 

Die Anzahl der durchgeführten Prüfungen kann einen ers­
ten Eindruck über das Interesse von Betrieben und Auszu­
bildenden an den neuen Zusatzqualifikationen vermitteln. 
Der DIHK befragt regelmäßig alle IHK über eine Online-Er­
hebung in standardisierter Form zu den Prüfungszahlen 
wie auch mit ausgewählten, offenen Fragen zur Einschät­
zung von Rahmenbedingungen der Prüfungen. Die folgen­
den Daten basieren auf den Angaben von 79 IHK. Die Prü­
fungen der Zusatzqualifikationen können nur im Rahmen 
des Teils 2 der Abschlussprüfung stattfinden. Die ersten 
beiden Erhebungen zeigen: 62 IHK-Prüfungen wurden in 
der Sommerprüfung 2019 von den IHK bundesweit ge­
zählt, eine kleine Steigerung gegenüber den Zahlen der 
Winterprüfung 2018 (26 Prüfungen). 
Auf Basis der jüngsten Erhebung ist eine Konzentration auf 
zwei Zusatzqualifikationen erkennbar: »Programmierung« 
sowie »Additive Fertigungsverfahren«. Betrachtet man 
deren Verteilung auf die möglichen Berufe in der Som­

merprüfung 2019, so sind hier deutliche Schwerpunkte 
erkennbar: In den Berufen Industriemechaniker/-in (IM) 
und Werkzeugmechaniker/-in (WM) wurden die Zusatz­
qualifikation Additive Fertigungsverfahren und in den Be­
rufen Elektroniker/-in für Automatisierungstechnik (EAT) 
sowie Elektroniker/-in für Geräte und Systeme (EGS) die 
Zusatzqualifikation Programmierung am häufigsten ge­
prüft (vgl. Abb. 2). 
Die beiden bisherigen Prüfungsdurchläufe sind aber noch 
keineswegs repräsentativ. Die Winterprüfung 2018 fand 
sehr zeitnah zum Inkrafttreten der Änderungsverordnun­
gen statt. Und im Sommer eines Jahres treten bei einem 
3,5-jährigen Ausbildungsberuf i. d. R. Auszubildende zur 
Prüfung an, die entweder ihre Ausbildung verkürzen oder 
diese verlängert haben bzw. die Prüfung wiederholen. 
Auch für Betriebe könnte die Vorbereitungszeit noch zu 
kurz gewesen sein. Insofern sind für weitere Aussagen die 
kommende Winterprüfung 2019 und die Sommerprüfung 
2020 abzuwarten. 

Bewertung der Prüfungsanforderungen 
und -instrumente 

Die für die Zusatzqualifikationen festgelegten Prüfungs­
anforderungen bzw. das Prüfungsinstrument dürften kein 
Grund für die bislang geringe Nachfrage sein. Im Rahmen 
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der DIHK-Umfrage bezeichnet ein Drittel der IHK das fall­
bezogene Fachgespräch in Kombination mit einer praxis­
bezogenen Aufgabe und einem Report als gut oder sehr 
gut geeignet; die Hälfte aller IHK hat eher eine neutrale 
Haltung. Die Einschätzung teilten auch viele Mitglieder in 
IHK-Prüfungsausschüssen. Deren Bewertung ist insofern 
besonders wichtig, als für die Zusatzqualifikationen zu­
sätzliche Prüfungen organisiert werden und viele geeigne­
te Prüfer/-innen sich zusätzlich engagieren müssen. 
Verbesserungsvorschläge einiger IHK wie auch der Prü­
fer/-innen beziehen sich primär auf das Fehlen eines Ge­
nehmigungsverfahrens. Dies erschwere die Prüfung erheb­
lich, da erst mit Blick auf einen Report die Eignung einer 
Aufgabe offensichtlich werde. Die Chancen für die erfolg­
reiche Durchführung des Fachgesprächs würden damit 
sinken. Daher sollten unbedingt weitere Beispiele aus der 
Praxis für die Ausbildung und Prüfung von Zusatzqualifi­
kationen kommuniziert werden. 

Stresstest bestanden? 

Die im Titel formulierte Frage bezieht sich vor allem auf die 
Einführungsphase der Zusatzqualifikationen. Sie wurde 
von hohen Erwartungen und politischer Aufmerksamkeit 
begleitet. Aber auch viele Fragen und Unsicherheit bei Be­
trieben, Auszubildenden und den für die Organisation der 
Prüfung zuständigen Stellen wurden geäußert. Diese sind 
bislang noch nicht vollständig beantwortet, doch die ersten 
Erfahrungen nach gut einem Jahr bestätigen die großen 
Bedenken erst einmal nicht; die anfängliche Aufregung hat 
sich spürbar gelegt. Wahrscheinlich tragen auch die bis­

lang geringe Nutzung und die nachlassende bildungspoli­
tische Aufmerksamkeit dazu bei. Für eine sukzessive, aber 
auch nachhaltige Steigerung der Nachfrage kann dies gut 
sein. Doch sollten die neuen Zusatzqualifikationen auch 
eine Brückenfunktion bei der Weiterentwicklung von Aus­
bildungsberufen hinsichtlich der Digitalisierung erfüllen. 
In diesem Sinne wird künftig die Frage auftauchen, ob dies 
ein geeigneter Weg ist. Werden bundesweit einheitlich ge­
regelte Zusatzqualifikationen den sehr unterschiedlichen, 
individuellen Qualifizierungsbedarfen der Unternehmen 
in Aus- und Weiterbildung gerecht? Die Testphase der Prü­
fung von Zusatzqualifikationen in den Metall- und Elekt­
roberufen ist somit keineswegs abgeschlossen und muss in 
den nächsten zwei Jahren weiterhin aufmerksam verfolgt 
werden. s
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Schriftliche Prüfungen und Qualitätssicherung 
im Handwerk 

Aufbau von bundesweiten Prüfungsaufgabendatenbanken auf Meister- 
und Fortbildungsebene 

THOMAS-SEBASTIAN BERTRAM 
Mitarbeiter im Bereich Prüfen und Qualitäts­
sicherung, Zentralstelle für die Weiterbildung 
im Handwerk (ZWH), Düsseldorf 

MIRJAM BRAUTMEIER 
Dr., Bereichsleiterin Prüfen und Qualitäts­
sicherung in der ZWH 

ANGELIKA HOLSTEIN 
Stellvertretende Bereichsleiterin Prüfen und 
Qualitätssicherung in der ZWH 

Mit dem Aufbau von Prüfungsaufgabendatenbanken  

(PADB) steht den Handwerkskammern ein wachsendes  

Angebot von Prüfungsaufgaben für die schriftlichen  

Meister- bzw. Fortbildungsprüfungen zur  Verfügung. Alle  

Aufgaben sind im überregionalen Austausch entstanden 

und entsprechen gemeinsam vereinbarten Qualitäts

kriterien. In der Auswahl und Gestaltung der Prüfungs

aufgaben bleiben die Prüfungsausschüsse vollkommen  

autark. Der Beitrag gibt Einblick in die Verfahrensschrit

te bei der Erstellung  von PADB und zeigt die Rolle der  

ZWH bei der Qualitätssicherung auf. Deutlich werden die 

Vorzüge einer solchen kollaborativen Prüfungsaufgaben­  

erstellung mit Blick auf die hohe Rechtssicherheit der  

Aufgaben und hinsichtlich der Entlastung der ehrenamt

lich tätigen Prüfer/-innen. 

Merkmale des Prüfungswesens auf Meister-  
und Fortbildungsebene 

Bei der Abnahme von Meister- und Fortbildungsprüfungen 
sind die 53 Handwerkskammern die maßgeblichen Akteu
re. Meisterprüfungen unterliegen zwar bundesweit gelten
den Prüfungsverordnungen, die grundsätzliche Vorgaben 
zur Dauer und zum Inhalt der Prüfungen enthalten; über 
die konkrete Auswahl und Gestaltung der Aufgaben ent
scheiden aber die Prüfungsausschüsse in den Handwerks

­

­

­

­

­
­

­
­

kammern. Deshalb unterscheiden sich die letztlich in der 
Prüfung eingesetzten Aufgaben zwischen den Kammern. 
Dies macht es möglich, regionale Besonderheiten der Prü­
fungsinhalte zu berücksichtigen; zum Beispiel könnte die 
Herstellung von regionaltypischen Produkten eine Rolle 
spielen oder – in einer betriebswirtschaftlichen Aufgabe – 
die Höhe der jeweils geltenden Kirchensteuer wichtig 
sein. Fortbildungsprüfungen können bundeseinheitlichen 
Rechtsverordnungen unterliegen oder kammerspezifisch 
geregelt sein. Ergänzend und unter Beibehaltung dieser 
Vielfalt besteht seit einigen Jahren ein verstärkter Dialog 
zwischen den Handwerkskammern zur Optimierung des 
Prüfungswesens. In diesem Rahmen entstand auch die 
Idee, Prüfungsaufgabendatenbanken aufzubauen. 

Prüfungsaufgabendatenbanken 

Seit 2017 entwickelt die Zentralstelle für die Weiterbil­
dung im Handwerk (ZWH) gemeinsam mit 50 Handwerks­
kammern in einem überregionalen Austauschprozess 
Prüfungsaufgabensätze für Meister- und Fortbildungsprü­
fungen, die auf einer Onlineplattform den Prüfungsaus­
schüssen der Kammern zur Verfügung gestellt werden. In 
den PADB stehen die Aufgaben inklusive der Lösungskor­
ridore und Anlagen (Grafiken, Tabellen) zur Verfügung. 
Die Entwicklung der PADB geschieht unter Orientierung 
an den Rahmenlehrplänen und in Abstimmung mit dem 
jeweiligen Zentralfachverband. Die Autonomie der Prü­
fungsausschüsse bleibt vollständig gewahrt: Sie können 
selbstständig entscheiden, ob und welche Prüfungsaufga­
ben – oder ganze Prüfungssätze – in den Prüfungen einge­
setzt, ob nur Teile der Aufgabensätze verwendet, einzelne 
Aufgaben verändert werden oder auch ganz auf den Ein­
satz von Aufgaben aus den PADB verzichtet wird. Außer­
dem können sie auch die vorgeschlagenen Punkte- und 
Zeitangaben für einzelne Aufgaben jederzeit ändern. 
Die ZWH als Dienstleister koordiniert und moderiert den 
gesamten Prozess und lädt in diesem Rahmen zu Work­
shops ein, in denen Mitglieder der Prüfungsausschüsse aus 
den jeweiligen Gewerken an der inhaltlichen und didakti­
schen Gestaltung der Aufgaben arbeiten. Wie der Prozess 
vom Anstoß zu einer neuen Prüfungsaufgabendatenbank 
bis hin zur Onlinestellung von einsatzfähigen Aufgaben im 
Einzelnen erfolgt, ist in Abbildung 1 dargestellt. 
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Zum aktuellen Stand der PADB 

Zur Verfügung stehen derzeit PADB zu folgenden Prüfun­
gen/Gewerken: Geprüfte/-r Betriebswirt/-in (HwO), Ge­
prüfte/-r kaufm. Fachwirt/-in (HwO), Friseurmeister/-in, 
Installateur- und Heizungsbauermeister/-in, Metallbauer­
meister/-in, Feinwerkmechanikermeister/-in, Kosmetiker­
meister/-in und in aktueller Neuentwicklung Kfz-Techni­
kermeister/-in und Elektrotechnikermeister/-in. 
Das Aufgabenangebot wird kontinuierlich erweitert und 
auch solche Prüfungsaufgabendatenbanken, in die aktuell 

keine neuen Aufgaben eingespeist werden, werden bei Be­
darf aktualisiert. 
Die Vorteile der Prüfungsaufgabendatenbanken sind vor 
allem darin zu sehen, dass die bundesweite Vergleichbar­
keit der Prüfungen gestärkt wird und die Handwerkskam­
mern eine komfortable Möglichkeit erhalten, auf eine stän­
dig wachsende Zahl von Aufgaben zuzugreifen, die eine 
inhaltliche Qualitätskontrolle und eine didaktische Aufbe­
reitung durchlaufen haben. Dies trägt zu einer Entlastung 
der ehrenamtlich tätigen Mitglieder in den Prüfungsaus­
schüssen bei. Die Bereitstellung der Aufgaben, Lösungen 
und Anlagen erfolgt zudem in einem leicht editierbaren 
Format, sodass kammerspezifische Anpassungen mit ge­
ringem Aufwand vorgenommen werden können. Nicht 
zuletzt kann durch den Einsatz der Prüfungsaufgabenda­
tenbanken eine höhere Rechtssicherheit der Prüfungen 
erreicht werden. 

Anforderungen an rechtssichere Prüfungs­
aufgaben 

Anforderungen an rechtssichere Prüfungsaufgaben basie­
ren auf den Prüfungsverordnungen. Im Kern bedarf es ei­
ner sprachsensiblen Gestaltung der Prüfungsaufgaben und 
praxisnaher, handlungsorientierter Aufgabenstellungen. 
Hinsichtlich der sprachlichen Gestaltung der Prüfungs­
aufgaben gilt die keineswegs immer leicht umzusetzende 
Basisanforderung, dass Aufgaben absolut eindeutig und 
gleichzeitig klar verständlich formuliert sein müssen. Kon­
kret kann dies durch verschiedene Maßnahmen erreicht 
werden (vgl. Wagner/Schlenker-Schulte 2015; auch 
Bethscheider/Settelmeyer in diesem Heft). Multiple­
Choice-Aufgaben sind mit Rücksicht auf die aktuelle 
Rechtsprechung ebenso zu meiden wie in sehr offener 
Frageform (W-Fragen) gestellte Aufgaben. Zu bevorzugen 
sind stattdessen klare Arbeitsaufträge und die Nutzung 
von Operatoren, mit denen ein festgelegter Erwartungsho­
rizont verbunden ist. 
Dass die Prüfungsaufgaben keine reine Wissensabfrage 
darstellen, sondern auf den Nachweis der beruflichen 
Handlungsfähigkeit abzielen, ergibt sich durch die Vorga­
ben in den Prüfungsordnungen. Dieser Handlungs- und 
Fallorientierung tragen die Aufgaben in den PADB Rech­
nung, indem sie auf aufgabenübergreifenden Ausgangs­
situationen basieren. Es handelt sich bei diesen Ausgangs­
situationen um fiktive, aber realitätsnahe Musterunterneh­
men, in denen die Prüflinge vor ein typisches Problem aus 
dem Praxisalltag gestellt werden. Auf der Grundlage ihres 
Wissens müssen sie Zusammenhänge erkennen, Situatio­
nen analysieren, Wissen anwenden und Lösungen entwi­
ckeln und begründen. 
Um das Anforderungsniveau einer Aufgabe in den PADB zu 
klassifizieren und gleichzeitig die Erwartungen, die an die 
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Prüflinge gestellt werden, transparent zu machen, liegen 
allen Prüfungsaufgabendatenbanken dieselben Taxono­
miestufen zugrunde (vgl. Bloom 1972; Anderson u. a. 
2014). Die Aufgaben werden hierbei einer von sechs nach 
steigendem Anforderungsniveau sortierten Kategorien zu­
geordnet (vgl. Abb. 2). 
Die Taxonomiestufen sind einzeln definiert und geben den 
konkreten Erwartungshorizont je Stufe an. Dies hilft allen 
Prüfenden, die die Prüfungsaufgaben der PADB einsetzen 
möchten, bei der Einordnung und späteren Bewertung der 
Aufgaben. Ebenso können die Taxonomiestufen vor der 
Prüfung den Prüflingen zur Verfügung gestellt werden, um 
den Erwartungshorizont transparent aufzuzeigen. Dies 
steigert enorm die Rechtssicherheit der Prüfungen. Die 
unteren beiden Stufen entsprechen einer Wissensabfrage: 
Die Prüflinge sollen Gelerntes stichwortartig aufzählen 
(Nennen) oder in einem Fließtext Zusammenhänge ver­
deutlichen (Erklären/erläutern). Auf den mittleren bei­
den Stufen wird die Anwendung des Fachwissens verlangt, 
zum Beispiel ist eine Berechnung durchzuführen (Anwen­
den) oder ein Prozess in seine Bestandteile aufzugliedern 
(Analysieren). Die oberen beiden Stufen stellen die Prüflin­
ge vor die Aufgabe, basierend auf ihrem Fachwissen eine 
Stellungnahme mit einem begründeten Werturteil abzu­
geben (Bewerten) oder einen eigenen, neuen Lösungsvor­
schlag für ein Problem zu entwickeln (Entwickeln). Auf die 
Wissensabfrage der unteren Stufen muss natürlich nicht 
gänzlich verzichtet werden, es ist aber gewünscht, auch 
Aufgaben der höheren Stufen angemessen einzubinden. 
Angestrebt wird eine ungefähr symmetrische Verteilung, 
bei der die Mehrzahl der Aufgaben auf den mittleren bei­
den Stufen einzuordnen ist, während die beiden obersten 
und die beiden untersten mit einem gleichen, etwas nied­
rigeren Anteil vertreten sind. Dass einige Handwerkskam­
mern die Taxonomiestufen zusätzlich schon in weiteren 
Gewerken zugrunde legen, die bisher nicht Teil der Prü­
fungsaufgabendatenbanken sind, darf als positives Signal 
für die zukünftige Aufgabenentwicklung auf dieser Basis 
gesehen werden. 

Perspektiven 

Die Qualitätskriterien und Leitlinien der PADB sind als 
bewährte Grundlage, aber nicht als unveränderliche Kon­
stante zu verstehen: Die ZWH steht in kontinuierlichem 
Austausch mit den Handwerkskammern, um deren Erfah­
rungen in die weitere Entwicklung einfließen zu lassen, 
perspektivisch ggf. auch auf der Grundlage einer umfang­
reichen, systematischen Evaluation. Abgefragt werden 
können dann nicht nur Rückmeldungen zu den bisher 
eingesetzten Prüfungsaufgaben, sondern auch Anregun­
gen für die weitere Optimierung des Erstellungsprozesses. 
Sofern sich neue wissenschaftliche Erkenntnisse zum Bei­
spiel hinsichtlich der Textoptimierung von Prüfungsaufga­
ben ergeben, werden diese berücksichtigt. Als wichtigstes 
Ziel ist in der derzeitigen Aufbau- und Entwicklungsphase 
der PADB natürlich die rasche Erweiterung des Aufgaben­
angebots in den vorhandenen PADB zu betrachten, um den 
Handwerkskammern schnell eine größere Auswahlmög­
lichkeit für künftige Prüfungen zu bieten. s
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Wiedereinführung der Meisterpflicht im Handwerk?*
 

FRIEDRICH HUBERT ESSER 
Prof. Dr., Präsident des BIBB 

MARIA KORTZ 
Referentin im Referat »Recht, Organisations­
entwicklung, Büro Hauptausschuss« im BIBB 

Das Bundeskabinett hat am 9. Oktober 2019 einen Ge

setzesentwurf beschlossen, der  darauf abzielt, die so

genannte Meisterpflicht für  zwölf der 52 Handwerke, die 

derzeit zulassungsfrei betrieben werden  können, wie

der einzuführen. Eckpunkte der rechtlichen, ökonomi

schen und wirtschaftspädagogischen Diskussion um die 

Wiedereinführung der Meisterpflicht werden im Beitrag  

dargelegt. Zunächst wird ausgeführt, unter  welchen Vo

raussetzungen eine Meisterpflicht rechtlich überhaupt  

zulässig ist. Dann wird aus wirtschaftspädagogischer  

Perspektive die Bedeutung der Meisterprüfung für die  

Ausbildungsleistung im Handwerk erläutert. 

Kontext und Hintergrund  

Im Jahr 2004 wurde die Meisterpflicht für 53 der insgesamt 
94 Handwerke abgeschafft. Dies war Teil umfassender 
Deregulierungsmaßnahmen, die angesichts der damals 
hohen Arbeitslosenquote Existenzgründungen und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen erleichtern sollten. Mit Blick 
auf die derzeit bestehenden Herausforderungen, insbeson
dere den Mangel an gut ausgebildeten Fachkräften, sollen 
diese Maßnahmen teilweise rückgängig gemacht und für 
einige Handwerke – z.  B. Fliesenleger/-in, Rollladentechni
ker/-in und Raumausstatter/-in – die Meisterpflicht wieder 

­

­

­

­

­

­

­

eingeführt werden. 

* Der Beitrag basiert auf einer Stellungnahme des BIBB-Präsidenten 

Esser vor dem Bundestagsausschuss für Wirtschaft und Energie im Rah­

men einer Anhörung am 26. Juni 2019 in Berlin (www.bundestag.de/ 

dokumente/textarchiv/2019/kw26-pa-wirtschaft-644490; Stand: 

09.10.2019). 

Meisterpflicht 

Unterliegt ein Handwerk der Meisterpflicht, so bedeu­
tet dies, dass eine in dem betreffenden Handwerk ausge­
bildete Person sich in der Regel nicht niederlassen darf, 
ohne zuvor die Meisterprüfung absolviert zu haben. Die­
se Handwerke – insgesamt 41 – sind in der Anlage A zur 
Handwerksordnung aufgeführt. Die Anlage B zur Hand­
werksordnung listet derzeit 52 Gewerbe auf, die als zulas­
sungsfreie Handwerke (Abschnitt 1), sowie 54 Gewerbe, 
die als handwerksähnliche Gewerbe betrieben werden 
können (Abschnitt 2). 

Rechtliche Diskussion 

Die Frage, wie die Voraussetzung eines Meisterbriefs für 
die Niederlassung in einem Handwerksberuf rechtlich zu 
beurteilen ist, wird im Wirtschaftsverwaltungsrecht inten­
siv diskutiert. Gegenstand der Diskussion ist zunächst, ob 
eine Meisterpflicht gegen EU-Grundfreiheiten – die Dienst­
leistungs- bzw. die Niederlassungsfreiheit – sowie hieraus 
resultierende EU-Richtlinien verstößt. Allerdings gilt die 
Forderung eines Meisterbriefs als Voraussetzung für eine 
Niederlassung in Deutschland für Handwerker/-innen aus 
dem EU-Ausland in großen Teilen nicht. Daher benachtei­
ligt diese Bedingung Handwerker/-innen aus dem EU-Aus­
land nicht, sondern begünstigt sie allenfalls. Angesichts 
dieses sogenannten reinen Inlandssachverhalts steht die 
europarechtliche Debatte nicht im Mittelpunkt, ebenso 
wenig wie die Beschäftigung mit der Frage, ob eine Meis­
terpflicht gegen den allgemeinen Gleichheitsgrundsatz 
(Art. 3 Abs. 1 GG) verstößt. Schwerpunktmäßig diskutiert 
wird vielmehr, ob eine Meisterpflicht gegen die Berufsfrei­
heit (Art. 12 GG) verstößt. 
Weil eine Meisterpflicht, wie sie in der Handwerksordnung 
festgeschrieben ist, Handwerker/-innen daran hindern 
kann, sich in ihrem Beruf niederzulassen, greift sie in die­
ses Grundrecht ein. Ein solcher Grundrechtseingriff bedarf 
einer Rechtfertigung und diese erfordert legitime Ziele, 
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deren Erfüllung der Eingriff in geeigneter, erforderlicher 
und angemessener Weise dient. 

Ziele der  Wiedereinführung der Meisterpflicht 

Als mögliche legitime Ziele einer Meisterpflicht bringen 
Vertreter/-innen aus Gesetzgebung, Rechtsprechung und 
Rechtswissenschaft verschiedene Kriterien ins Spiel, die 
daraufhin überprüft werden, welche Ziele in Bezug auf 
welche Berufe in Betracht kommen und inwiefern sie im 
Einzelnen eine Grundrechtseinschränkung rechtfertigen 
können (vgl. Burgi 2018, S. 24  ff.). 
•	 Seit jeher soll eine Meisterpflicht – zumindest in Bezug 

auf einige Handwerke – der Abwehr von Gefahren für 
Leben und Gesundheit dienen. 

•	 Angeführt wird ferner das Ziel, Eigentum und Vermö
gen der Verbraucher/-innen, die oftmals nicht zur Be
urteilung der erbrachten Qualität in der Lage sind, zu 
schützen. 

•	 Das Ziel, die Leistungsfähigkeit des Handwerks zu er
halten, muss sich zunehmender Kritik stellen. So hat 
das Bundesverfassungsgericht in einer Entscheidung 
aus dem Jahr 2005 angezweifelt, dass der Meisterbrief 
zur Sicherung der Qualität der in Deutschland ange
botenen Handwerkerleistungen noch geeignet ist, da 
dieses Erfordernis für die in Deutschland tätige starke 
Konkurrenz aus dem EU-Ausland größtenteils gar nicht 
gilt. Weiterhin sei problematisch, ob angesichts dieser 
Konkurrenz deutschen Gesellinnen und Gesellen eine 
zeitlich, fachlich und finanziell aufwendige Weiterbil
dung, wie die zum/zur Meister/-in, noch zumutbar sei 
(Urteil vom 05.12.2005, Az. 1 BvR 1730/02; vgl. auch 
Kamp/Weiß 2018, S. 451). 
Allerdings ist das Bundesverwaltungsgericht dieser Ar
gumentation in mehreren Entscheidungen nicht gefolgt. 
Ein Verdrängungswettbewerb mit Handwerkerinnen
und Handwerkern aus dem EU-Ausland von so starkem 
Ausmaß, dass der Meisterbrief als Anforderung man
gels Anwendungsbereich praktisch wirkungslos würde, 
findet demnach nicht statt. Weiterhin sei Gesellinnen 
und Gesellen mit Rücksicht auf den hohen Rang der ge
schützten Rechtsgüter zumutbar, den zusätzlichen Zeit- 
und Kostenaufwand für die Meisterprüfung auf sich 
zu nehmen (vgl. Urteil vom 09.04.2014, Az. 8 C 9/10). 
Hierbei ist auch zu berücksichtigen, dass der Meister
brief als qualitätssteigerndes Merkmal zugleich unter
stützende Faktoren enthält. Er stellt einen europaweit 
anerkannten Bildungsabschluss dar, an den vielfältige 
Unterstützungs- und Qualifizierungsmaßnahmen an
knüpfen (vgl. Burgi 2018, S. 14  f.) 

•	 Aus Sicht der Berufsbildung sind zudem zwei weitere 
Aspekte von Bedeutung: das Ziel der Sicherstellung der 
Ausbildungsleistung, das auf die positiven Effekte einer 
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Meisterpflicht auf die Ausbildung im Handwerk abstellt, 
sowie das Ziel der Stärkung der beruflichen Bildung ins­
besondere in kleinbetrieblichen Strukturen. 

Im Folgenden werden diese positiven Effekte einer pflichti­
gen Meisterprüfung im Einzelnen dargestellt. 

Meisterpflicht als Beitrag zur Verwirklichung des 
Leistungsprinzips im Handwerk 

Ein Blick in die anspruchsvollen Meisterprüfungsberufsbil­
der verdeutlicht, dass geprüfte Meister/-innen im Hand­
werk nicht nur qualifiziert auf eine Existenzgründung 
vorbereitet sind. Mit ihrem Handwerk beherrschen sie ein 
komplexes Wissensgebiet in systematischer Art und Weise. 
Ihre Qualifikationen umfassen detaillierte gewerkspezifi­
sche theoretische Kenntnisse und praktische Fertigkeiten 
als (integrierte) Kompetenzen. Moderne Meisterprüfungs­
verordnungen setzen heute den Akzent auf die Unterneh­
merpersönlichkeit, die eigenverantwortlich betriebliche 
Prozesse steuern kann. 
Die Meisterprüfung beinhaltet auch die Ausbildereig­
nungsprüfung und trägt damit entscheidend zur Repro­
duktionsfähigkeit des dualen Systems bei. Kernprinzip 
des Meisterprüfungskonzepts ist die Kopplung der mit der 
Meisterkompetenz gegebenen Fähigkeit, den Beruf auf ho­
hem Expertiseniveau (fachlich-technisch) ausüben zu kön­
nen, mit der Ausbildungskompetenz. Damit ist die Meister­
qualifikation zugleich Garant einer qualitativ hochwertigen 
Berufsausbildung. Dieses Leistungsprinzip ist insbeson­
dere im Hinblick auf Fachkräftemangel, Digitalisierung 
und die Verpflichtung zu Integration und Inklusion von 
besonderer Bedeutung: Für potenzielle Nachwuchskräfte 
kann die Aussicht auf eine gleichermaßen anspruchsvol­
le wie vielseitige Tätigkeit (handwerklich, unternehme­
risch, berufspädagogisch) ein starker Anreiz sein. Gerade 
dieses »Leistungsversprechen«, auch als Standortfaktor 
begründbar, macht eine Ausbildung in einem Meisterbe­
trieb für immer noch viele junge Menschen attraktiv und 
gegenüber akademischer Bildung sowie Qualifizierungs­
maßnahmen, etwa in größeren Industrie- und Handels­
unternehmen, konkurrenzfähig. Daher stellt die seinerzeit 
umgesetzte Abschaffung der Meisterpflicht für ausgewähl­
te Handwerke einen Bruch mit diesem Leistungsverspre­
chen insofern dar, als dass in zulassungsfreien Handwer­
ken auch Beschäftigte Ausbildungsverantwortung tragen 
können, deren Fachqualifikation nicht dem Meisterniveau 
entspricht und auch nicht um die Meisterqualifikation der 
Betriebsinhaberin/des Betriebsinhabers ergänzt wird. Für 
Deutschland, das seine internationale Wettbewerbsfähig­
keit weniger über das Vorhandensein von Bodenschätzen 
als vor allem über ein möglichst großes Angebot an hoch­
wertigen Fachqualifikationen auf dem Arbeitsmarkt erhält, 
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lässt die vorgenommene Deregulierung aus berufs- und 
wirtschaftspädagogischer Sicht standortstrategische Weit­
sicht vermissen. 

Meisterpflicht als Förderung des Ausbildungs­
engagements von Handwerksbetrieben 

Die quantitative Entwicklung der neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge im Handwerk spricht zudem dafür, 
dass sich die Meisterpflicht positiv auf das Ausbildungs­
engagement auswirkt. So war von Mitte der 1990er-Jahre 
bis 2016 ein Rückgang der neu abgeschlossenen Ausbil­
dungsverträge im Handwerk zu verzeichnen. Dieser fiel 
in den seit 2004 zulassungsfreien Handwerken deutlich 
stärker aus als in den zulassungspflichtigen Handwerken. 
Der rückläufige Trend konnte in den zulassungspflichtigen 
Handwerken gestoppt werden, in den zulassungsfreien je­
doch nicht. 

Attraktivitätssteigernder Faktor des Berufslaufbahn­
konzepts 

Das Handwerk bietet mit einem eigenen Strukturmodell, 
dem sogenannten Berufslaufbahnkonzept, berufliche Ent­
wicklungsmöglichkeiten sowohl in horizontaler als auch in 
vertikaler Richtung. Es zeichnet sich dadurch aus, dass für 
den überwiegenden Teil der Handwerksberufe curriculare 
Angebote vorliegen, beginnend mit der vorberuflichen Bil­
dung über die berufliche Erstausbildung bis zum Erwerb 
von Fortbildungsqualifikationen auf Meisterebene und da­
rüber hinaus. Sie bewegen sich im gesetzlichen Ordnungs­
gefüge von Berufsbildungsgesetz und Handwerksordnung 
und sind über staatlich normierte Prüfungen qualitätsgesi­
chert. Das Ziel zahlreicher Berufsverläufe im Handwerk ist 
der Erwerb des Meisterbriefs, der berechtigterweise nach 
wie vor als die Spitzenqualifikation im Gefüge der hand­
werklichen Qualifikationen gilt. 

Motor für die Herstellung der Gleichwertigkeit von 
beruflicher und akademischer Bildung 

Ein Meisterbrief bietet in Verbindung mit Berufserfahrung 
ein zu Studienabschlüssen gleichwertiges Kompetenz­
niveau. Daher ist die Meisterqualifikation im Deutschen 
und Europäischen Qualifikationsrahmen (DQR und EQR), 
die die Gleichwertigkeit von Qualifikationen aufzeigen, ge­
nau wie der Bachelor dem Niveau 6 zugeordnet. Dies un­
terstreicht, dass eine Karriere im Handwerk gleichwertig 
mit einer Laufbahn im akademischen Bereich ist. 
Durch eine Einfassung des DQR in einen rechtlich verbind­
lichen Rahmen mit Relevanz für Bund und Länder könnte 
diese Bedeutung besonders hervorgehoben werden. 

Flankierung der  Wiedereinführung mit   
Maßnahmen aus Politik und Wirtschaft 

Handwerksmeister/-innen als Wirtschaftssubjekte mit ge
prüfter Qualifikation sind ein wichtiger Stabilitätsanker für 
den Wirtschaftsstandort Deutschland, den es weiterhin zu 
sichern gilt. Vor allem mit Blick auf die Erhaltung des für 
die Qualität des dualen Systems und die Wettbewerbsfä
higkeit von KMU so wichtigen Leistungsprinzips wird da
für plädiert, die Berechtigung zur Niederlassung wie auch 
zur Ausbildung in einem Handwerk an das Bestehen der 
Meisterprüfung oder eines gleichwertigen Nachweises zu 
koppeln – wie nun für zwölf Handwerke von der Bundes
regierung beabsichtigt. Damit sich die Wiedereinführung 
der Prüfungspflicht nicht negativ auf die Weiterbildungs
bereitschaft des potenziellen Nachwuchses und damit auf 
die Motivation, Betriebe zu übernehmen oder zu gründen, 
auswirkt, sollten Politik und Wirtschaft entsprechende An
reize setzen, wie z.  B. 
•	 attraktive Hilfen zur Existenzgründung, 
•	 Erleichterung des Zugangs zu Angeboten von Meister

vorbereitungslehrgängen und -prüfungen, deren Güte 
über ein im Bildungssystem akzeptiertes Qualitätssiche
rungssystem abgesichert sein muss, 

•	 weitgehende Freistellung von Gebühren und 
•	 flexible, auch durch Digitalisierung modernisierte An

gebote der Weiterbildung und Prüfung. 

Im Ergebnis ist also anzuraten, im Sinne einer »kontrollier
ten Deregulierung« nicht das »Ob« einer Meisterprüfung 
infrage zu stellen, sondern das »Wie?« einer Meisterprü
fung als Zulassungsvoraussetzung innovativ in den Blick 
zu nehmen. 
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Literaturauswahl zum Themenschwerpunkt:
 
»Prüfungen«
  

 

Monografien 

Die duale Kompetenzprüfung 
IG Metall (Hrsg.). 2019, 39 S. – URL: https://wap. 
igmetall.de/docs_Duale_Kompetenzpruefung_Langfas 
sung_c0a0d2a45a0e13c11d72ca159d7ba82d771dcff6. 
pdf (Stand: 07.10.2019) 
Mit dem Diskussionspapier schlägt die IG Metall die Weiter­
entwicklung der Abschlussprüfung zu einer dualen Kompe­
tenzprüfung vor (vgl. auch Ressel in diesem Heft). Neben 
dem Modell enthält das Papier eine kritische Auseinan­
dersetzung mit der aktuellen Prüfungspraxis und den Her­
ausforderungen im Prüfungswesen. 

Gesprächskompetenzen Auszubildender fördern 
M. König. wbv Media, Bielefeld 2019, 273 S., 

Diss. Universität Magdeburg 2018, 49,90 EUR, 

ISBN 978-3-7639-6041-5
 
Die Autorin berichtet über Konzeption und Wirkungen 

eines Lernarrangements mit gewerblich-technischen Aus­
zubildenden (vgl. Rezension in diesem Heft S. 53).
 

Kostenerhebung Qualifikationsverfahren 
B,S,S AG; M. Frey; A. Oswald. SBFI, Bern 2018, 48 S. – 
URL: www.sbfi.admin.ch/sbfi/de/home/bildung/beruf 
liche-grundbildung/qualifikationsverfahren.html 
(Stand: 07.10.2019) 
Die Qualifikationsverfahren mit Abschlussprüfung in der 
beruflichen Grundbildung sollen vereinfacht werden. Da­
für wurden die einzelnen Kostenelemente und die Gesamt­
kosten der Verfahren bei ausgewählten Akteuren unter­
sucht: Kantone, Trägerschaften und Ausbildungsbetriebe. 
Erforscht wurde u. a.: Wie hoch sind die durchschnittli­
chen Kosten pro Verfahren? Wie teilen sich diese Kosten 
nach Art des Aufwands auf? Was sind die Kostentreiber? 

IHK-Leitfaden zu den Änderungen in der Prüfungs  
organisation der Industriellen Metallberufe,  
Industriellen Elektroberufe und des Mechatronikers 
DIHK (Hrsg.). 2018, 43 S. 
Der Leitfaden mit Hinweisen für Ausbildungsbetriebe und 
Auszubildende ebenso wie Prüfer/-innen enthält die Neue
rungen zu insgesamt elf Berufen, die am 1.8.  2018 in Kraft 
traten: Teilnovellierung curricularer Vorgaben, Aufnahme 
optionaler Zusatzqualifikationen für zentrale Tätigkeitsbe
reiche sowie Gestaltungshinweise und Umsetzungshilfen 
für Aus- und Fortbildung in Industrie 4.0. 

Prüferehrenamt stärken – Berufliche Bildung sichern 
DIHK. 2018, 14 S. – URL: www.dihk.de/themenfelder/ 
aus-und-weiterbildung/ausbildung/ausbildungspolitik/ 
positionen/strategiepapier-prueferehrenamt  
(Stand: 07.10.2019) 
Für Prüfungen und bei der Erstellung von Prüfungsauf
gaben ist die IHK-Organisation auf engagiertes und qua
lifiziertes Ehrenamt angewiesen. Der DIHK-Bildungsaus
schuss hat im Rahmen der Strategie »Berufliche Bildung 
2025« dieses Papier zur Stärkung des Prüferehrenamts 
erarbeitet. 

Sprachsensible Gestaltung von Prüfungsaufgaben 
D. Buschfeld; J. Jurkschat. Köln 2017, 27 S. – URL: 
www.fbh.uni-koeln.de/sites/default/files/Leitfaden_ 
sprachsensiblePruefungen_0.pdf (Stand: 07.10.2019) 
Aus dem Forschungsinstitut für Berufsbildung im Hand
werk an der Universität Köln kommt ein Leitfaden zum 
Thema Sprachsensibilität für Prüfer/-innen, der zusammen 
mit der Arbeitsgemeinschaft der bayerischen Handwerks
kammern erarbeitet wurde. Inhalte sind Standards für die 
Erstellung von Aufgaben, Darstellung von sprachsensiblen 
Aspekten an einem Aufgabenbeispiel, eine Checkliste und 
Literaturhinweise. 

Prüfungen in der dualen Berufsausbildung 
A. Stöhr. BIBB, Bonn 2017, 36 S., ISBN 978-3-945981-66-5 
 –  URL: www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publi  
cation/download/id/8276 (Stand: 07.10.2019) 
Die Broschüre gibt einen Überblick über die Gestaltungs
möglichkeiten von Prüfungsregelungen in Ausbildungs
ordnungen und richtet sich insbesondere an Sachverstän
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dige in Neuordnungsverfahren. 
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Beiträge in Zeitschriften und Sammelbänden 

Neuordnung des Prüfungswesens durch die 
angekündigte BBiG-Novelle 
C. Hewlett. In: denk-doch-mal.de (2019) 2, 8 S.* 
Die Bewertung von Prüfungsleistungen ist eine zentra­
le Aufgabenstellung im Prüfungswesen. Sie gehört daher 
zum Kernbereich der Prüfungsabnahme, die das BBiG den 
Prüfungsausschüssen zugewiesen hat. Der Entwurf des 
Berufsbildungsmodernisierungsgesetzes (BBiMoG) sieht 
auch Veränderungen für das Prüfungswesen vor. Hewlett 
stellt dar, welche Folgen die vorgesehene Prüferdelegation 
haben wird: Dem BMBF gehe es nicht um eine Moderni­
sierung des Prüfungsverfahrens, sondern um den Versuch, 
hergebrachte, gerichtlich bestätigte Prüfungsgrundsätze 
per Gesetz auszuhebeln, indem u.a. das Prinzip der höchst­
persönlichen Wahrnehmung von Prüfungsleistungen 
durch das Prüfungspersonal unterlaufen wird. 

Das berufliche Prüfungswesen in der dualen Ausbildung 
S. Zipter. In: denk-doch-mal.de (2019) 2, 5 S.* 
Für das Prüfungswesen gilt wie für die gesamte duale Be­
rufsbildung: Es ist kein rein staatliches System, sondern 
basiert auf dem Zusammenspiel von Arbeitgebern, Ge­
werkschaften und Staat. In ihrer Darstellung des Prüfungs­
wesens nennt Zipter Probleme und Herausforderungen. 

Fortbildungen brauchen einen verbindlichen Rahmen­
plan und bessere Prüfungen 
G. Labusch. In: denk-doch-mal.de (2019) 2, 6 S.* 
Prüfungen nach dem Berufsbildungsgesetz sind nicht 
gleich Prüfungen, es gibt Unterschiede. Der Beitrag weist 
auf die gänzlich andere Bedeutung von Prüfungen in der 
Aufstiegsfortbildung im Vergleich zur Berufsausbildung 
hin: Während bei der Berufsausbildung die berufliche 
Handlungsfähigkeit für die Ausübung einer qualifizierten 
beruflichen Tätigkeit in einem geordneten Ausbildungs­
gang erworben wird, bleibt bei der Fortbildung offen, wie 
die berufliche Handlungsfähigkeit erworben worden ist. 

Lust und Frust mit Prüfungen 
K. Kramer. In: denk-doch-mal.de (2019) 2, 3 S.* 
Ohne die ehrenamtliche Tätigkeit von Prüferinnen und 
Prüfern in Prüfungsausschüssen, in Prüfungsaufgaben­
erstellungsausschüssen oder Berufsbildungsausschüssen 
würde die duale Berufsausbildung, aber auch die geregelte 
Aufstiegsfortbildung, nicht funktionieren. Kramer, selber 
Prüferin, beschreibt Herausforderungen sowie vermeidba­
re Hürden bei der Durchführung von Prüfungen. 

* http://denk-doch-mal.de/wp/Ausgaben/02-19-zwei-zentrale­

elemente-der-beruflichen-bildung-pruefungen-und-betriebliches-aus­

und-weiterbildungspersonal/ (Stand: 07.10.2019) 

Ersetzen Algorithmen Prüfer? 
Prüfungswesen der beruflichen Bildung: Neue 

Strukturen durch Vernetzung und Digitalisierung? 

G. Steffens. In: denk-doch-mal.de (2018) 2, S. 1–4 – 

URL: http://denk-doch-mal.de/wp/gunther-steffens­
ersetzen-algorithmen-pruefer/?format=pdf (Stand: 

07.10.2019)
 
Bedeutet Digitalisierung das endgültige Aus für das de­
mokratische Prüfungswesen? Die Rolle der Prüfer/-innen, 

der Einsatz von Programmen zur Auswertung von schrift­
lichen Prüfungsaufgaben sowie Vorschläge von DIHK und 

ZDH zur Änderung von Prüfungsvorschriften im BBiG wer­
den skizziert.
 

Veränderungen der Prüfungsbestimmungen im 
Wechselspiel von betrieblichen Impulsen und (unter-) 
gesetzlichen Vorgaben 
B. Lorig. In: BWP 47 (2018) 2, S. 51–55 – URL: 
www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/down 
load/8682 (Stand: 07.10.2019) 
Das Prüfungswesen nimmt eine Schlüsselstellung bei Re­
formen der Berufsbildung ein, da es unmittelbare Auswir­
kungen auf Lernprozesse und Strukturen hat. Gleichzeitig 
wirken bei seiner Weiterentwicklung viele Akteure mit, die 
unterschiedliche Interessen verfolgen. Dieser Beitrag zeigt 
vor dem Hintergrund des Wechselspiels zwischen Impul­
sen aus der Praxis und ordnungspolitischer bzw. gesetzge­
bender Rahmung auf, welche Veränderungen es bezogen 
auf Prüfungsstruktur, Prüfungsinstrumente und Leitbilder 
in den letzten Jahrzehnten gegeben hat. Im Ausblick wer­
den diese Entwicklungen und ihre Auswirkungen auf die 
Prüfungspraxis reflektiert. 

Kompetenzorientierte Assessments in der beruflichen 
Bildung zur Grundlegung eines kompetenzorientierten 
Prüfungswesens 
K. V. Klotz; E. Winther. In: A. Dietzen u. a. (Hrsg.): 
Kompetenzorientierung: berufliche Kompetenzen ent­
wickeln, messen und anerkennen. Bielefeld 2016, 
ISBN 978-3-7639-1185-1, S. 173–188 
Die Umsetzung der formal festgelegten Leitgedanken be­
ruflicher Bildung in konkrete Prüfungsformate stellt das 
berufliche Prüf- und Berechtigungswesen vor nicht triviale 
Übersetzungsaufgaben. Der Beitrag versucht, eine solche 
Übersetzung zu leisten: zum einen über eine theoretische 
Ausdefinition des Leitgedankens kompetenzorientierten 
Prüfens in greifbare Designstandards; zum anderen soll 
basierend auf diesen Standards ein Einblick gegeben wer­
den, wie sie in konkrete Aufgaben umgesetzt werden könn­
ten. 

(Zusammengestellt von Karin Langenkamp 
und Markus Linten) 

www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/down
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http://www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/download/8682
http://denk-doch-mal.de/wp/Ausgaben/02-19-zwei-zentrale-elemente-der-beruflichen-bildung-pruefungen-und-betriebliches-aus-und-weiterbildungspersonal/
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Kompetenzen für den digitalen Wandel selbstgesteuert 
erwerben 

JOST BUSCHMEYER 
Forscher und Berater der GAB  
München – Gesellschaft für  
Ausbildungsforschung und  
Berufsentwicklung eG,  
München 

FLORIAN GASCH  
Forscher und Berater der GAB  
München – Gesellschaft für  
Ausbildungsforschung und  
Berufsentwicklung eG,  
München 

Digitale Medien und Technologien verändern die Arbeitswelt. Die hohe Dy­

namik macht künftige Kompetenzanforderungen an Beschäftigte schwer 

vorhersehbar. Im vom BMBF geförderten Projekt MEDEA wurde ein Qualifizie­

rungskonzept erprobt, das weniger auf die Vermittlung spezifischer techno­

logischer Inhalte setzt, als vielmehr das Ziel verfolgt, die Selbstlernkompe­

tenzen der Beschäftigten zu fördern. Damit sollen sie befähigt werden, den 

digitalen Wandel nicht nur zu bewältigen, sondern partizipativ mitgestalten 

zu können. Der Beitrag stellt das Konzept vor und reflektiert anschließend 

Erfahrungen aus der Erprobung. 

Qualifizierung in der digitalen Arbeitswelt 

Viele Unternehmen oder ganze Branchen befinden sich 
derzeit mitten in einem Transformationsprozess von Tech­
nologien, Geschäftsmodellen und Arbeitsprozessen. Und 
das Zusammenspiel dieser Wandlungsprozesse verläuft 
nicht (nur) technologiegetrieben, sondern rekursiv und 
dialogisch. So ist oft nicht vorhersehbar, welche digitalen 
Technologien sich dauerhaft durchsetzen werden. 
In diesem Spanungsfeld braucht es Qualifizierungsansätze, 
welche die Kompetenzen von Beschäftigten fördern, »sich 
in einer vernetzten Lebens- und Arbeitswelt zu bewegen, 
deren konkrete Form [sie] heute noch nicht kennen« (Sau­
ter 2018, S. 6). Klar ist, dass es dabei um weit mehr als 

technisches Anwendungswissen geht. Vielmehr geht es um 
die Handlungskompetenzen von Beschäftigten, digitale 
Technologien in ganz unterschiedlichen Handlungssitua­
tionen und Anwendungsbereichen sinnvoll und situations­
angemessen zu nutzen, ihre Potenziale realistisch einzu­
schätzen und zu verstehen, sie in ihren Wirkungen kritisch 
zu reflektieren und zu steuern, sie aktiv und wirksam mit­
zugestalten und mit den Folgen des durch sie ausgelösten 
Wandels selbstgesteuert umzugehen. 
Gleichzeitig werden Beschäftigte sich immer stärker selbst-
organisiert um die Entwicklung ihrer Kompetenzen küm­
mern müssen. Klassische, zentral gesteuerte und veranstal­
tete Lernformate sind oft nicht geeignet, um Beschäftigte 
fit für die dynamischen Entwicklungen und Veränderun­
gen einer digitalisierten Arbeitswelt zu machen. Nicht 
umsonst gibt es in der beruflichen Bildung derzeit einen 
deutlichen Trend zum selbstorganisierten und selbstver­
antworteten Lernen (vgl. SGD 2018). 
Im Rahmen des Projekts MEDEA (vgl. Infokasten) wurde 
vor diesem Hintergrund ein Qualifizierungsansatz zum 
selbstorganisierten Erwerb von digitalen Medienkompe­
tenzen entwickelt und erprobt. Der Ansatz folgt einem 
konstruktivistischen Lernverständnis (vgl. Arnold/Sie­
bert 2006). Der Aktivitätspunkt des Lernens liegt bei den 
Lernenden selbst, sie bestimmen Tempo und Ausgestal­
tung des Lernprozesses und wählen in der Umsetzung eige­
ne individuelle Lernwege, mit denen sie die Kompetenzen 
weiterentwickeln, die sie für sich als relevant erachten. Zu­
dem wird auf Ansätze des arbeitsintegrierten Lernens (vgl. 
Bauer u. a. 2004) zurückgegriffen. Der eigentliche Kom­
petenzerwerb findet in der Echtarbeit statt: Die Lernenden 
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entwickeln ihre Kompetenzen im konkreten Umgang mit 
digitalen Medien und dessen Reflexion. 
Schließlich verfolgt das Konzept einen partizipativen An­
satz: Die Beschäftigten werden an der Gestaltung des di­
gitalen Wandels in ihrem Unternehmen aktiv beteiligt und 
lernen so, nicht nur Betroffene, sondern Mitgestaltende 
dieser Transformation zu werden (vgl. Buschmeyer/ 
Gasch/Munz 2016). 

Aufbau von digitalen Medienkompetenzen durch 
selbstgesteuertes Lernen 

Der entwickelte Qualifizierungsansatz besteht aus sechs 
Bausteinen, die nach Bedarf digital oder analog durchge­
führt werden können (vgl. Abb. 1). 

Im Zentrum: selbstorganisierte Lernprojekte 
in der Echtarbeit 

Im Zentrum des Lernens stehen Veränderungsprojekte 
als Lernprojekte, die die Lernenden selbst entwickeln und 
umsetzen und die auf den Einsatz digitaler Medien in der 
eigenen Arbeit abzielen. Dabei ist deren genaue inhaltli­
che Ausrichtung und die verwendete digitale Technik sehr 
vom Arbeitskontext der Lernenden und dem Stand der 
Digitalisierung im Unternehmen abhängig. Entscheidend 
ist, dass die selbstgewählten Lernprojekte hinreichend 

komplex sind und zugleich anschlussfähig an bestehende 
Arbeitsprozesse bleiben. Um Raum zum Experimentieren 
und Ausprobieren zu bieten, sollten sie in einem Kontext 
stattfinden, der für das Unternehmen wichtig, jedoch nicht 
erfolgskritisch ist. Ausgangspunkt der Lernprojekte ist also 
der konkrete Arbeitszusammenhang der Lernenden. In 
diesem müssen sich digitale Technologien bewähren (vgl. 
Infokasten). 
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Im konkreten Projekt ging es beispielsweise darum, die 
Potenziale, die digitale Lösungen etwa für den Wissensaus
tausch bieten, auch wirklich zu nutzen. So sollten nicht 
nur bisherige Kommunikationsformen und -formate digi
talisiert, sondern auch neue Austauschformen und -regeln 
etabliert werden. Der Veränderungsprozess im Kontext der 
Lernprojekte wurde durch die Lernenden selbst gesteuert 
und entwickelt. Sie suchten sich ggf. die Expertinnen und 
Experten, die sie unterstützten, stimmten sich mit ihren 
Führungskräften ab und gewannen auch Kolleginnen und 
Kollegen für das Projekt, die nicht Teil der Lerngruppe  
waren. 

Situative Lernprozessbegleitung und eingesetzte  
Lernformate 

Unterstützt werden die Mitglieder der Lernprojekte durch 
eine flexibel und situativ gestaltete Lernprozessbegleitung. 
Diese greift auf verschiedene Lernformate zurück, die 
wahlweise digital oder analog umgesetzt werden können: 
•	 Selbstlernimpulse initiieren und strukturieren die Lern

prozesse in der Arbeit. Dabei kann es sich um Selbstrefle
xionsfragen, Erkundungs-, Planungs- oder Erprobungs
aufgaben handeln. 

•	 Peer-Lernen verbindet das Ausprobieren von bestimm
ten Vorgehensweisen mit gemeinsamer Reflexion der 
Lernenden untereinander. Dies kann etwa der regelmä
ßige Austausch über ein digitales Medium sein oder ein 
kurzer Peer-Teaching-Prozess am Arbeitsplatz. 

•	 Beim moderierten Gruppenlernen  kommt die Lern
gruppe in regelmäßigen Abständen analog und digital 
zusammen, um sich über die in den Lernprojekten ge
machten Erfahrungen auszutauschen, diese systema
tisch auszuwerten, mit Theorieinhalten zu verknüpfen 
und die nächsten Schritte zu planen. 

Die Lernprozessbegleitung folgt bei all dem den Erfahrun
gen der Teilnehmenden und nicht etwa umgekehrt. Theo
rieinputs und Lernimpulse werden dann gesetzt, wenn die 
Teilnehmenden in ihrer Praxis auf konkrete Fragen gesto
ßen sind und diese aktiv benennen. 
Durch das Arbeiten mit digitalen Technologien geraten die 
für einen kompetenten Umgang relevanten Fragen in den 
Blick (vgl. Infokasten). Sie werden nicht von außen an die 
Lernenden herangetragen, sondern entstehen im Prozess 
und müssen aktiv durch die Lernbegleitung aufgegriffen 
werden. Im Rahmen des Projekts wurde die Lernbegleitung 
durch den berufspädagogischen Projektpartner durchge
führt. Gleichzeitig wurden aber intern in den Unterneh
men Lernbegleiter/-innen ausgebildet, die diese Aufgabe 
über das Projekt hinaus übernehmen. 
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Abschließend: individuelle Kompetenzbilanzierung 

Die Durchführung der Lernprojekte in der Arbeit ähnelt 
auf der Handlungsebene stark einem Problemlösungspro­
zess. Damit die in diesem wenig standardisierten Quali­
fizierungskonzept gewonnenen Erfahrungen und Kom­
petenzen sichtbar werden, ist ein Auswertungsprozess 
erforderlich, mit dem der Kompetenzzuwachs dokumen­
tiert wird. Der MEDEA-Qualifizierungsprozess schließt 
daher mit einer individuellen Kompetenzbilanzierung der 
Lernenden auf der Grundlage ihrer konkreten Tätigkeit im 
Rahmen der Lernprojekte ab. Diese Bilanzierung erfolgt in 
einem dreischrittigen Verfahren (vgl. Abb. 2). Mit einem 
individuellen Teilnahmezertifikat wird diese Validierung 
der Kompetenzen schließlich dokumentiert. 
Als Grundlage für die Kompetenzbilanzierung dient ein im 
Projekt entwickelter Kompetenzrahmen (vgl. Buschmeyer 
u. a. 2019). Auf der empirischen Basis einer Branchenstu­
die mit den Praxispartnern wurden – in Anlehnung an den 
europäischen Referenzrahmen für digitale Kompetenzen 
(DigComp 2.1 – vgl. Carretero u. a. 2017) 33 Kompeten­
zen, gegliedert in neun Kompetenzfelder, identifiziert, die 
für den Umgang mit dem digitalen Wandel entscheidend 
sind. Neben anwendungsorientierten Kompetenzen, digi­
tale Medien und Technologien reflektiert und situations­
adäquat im Arbeitsalltag einzusetzen, finden sich darunter 
auch organisationale Aspekte wie z. B. die Verortung der 
eigenen Tätigkeit im Gesamtarbeitsprozess und subjektbe­
zogene Kompetenzanforderungen wie z. B. die Gestaltung 
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des eigenen Lernens und die Selbstführung im Kontext 
entgrenzter Arbeit. 
Den Lernbegleiterinnen und -begleitern kommt bei der 
Kompetenzbilanzierung nicht die Rolle einer Prüferin 
oder eines Prüfers zu. Vielmehr ist es ihre Aufgabe, durch 
Fragen den Selbstreflexionsprozess der Lernenden zu un­
terstützen, an der einen oder anderen Stelle durch Bereit­
stellung eigener Beobachtungen fehlende Aspekte in den 
Prozess einzubringen und im letzten Schritt gemeinsam 
mit den Lernenden die gezeigten Kompetenzen zu belegen. 
Ergebnis der Bilanzierung ist die Befähigung der Lernen­
den, selbst über ihre Lernerträge zu sprechen und diese ge­
genüber Dritten zu vertreten. Damit betont der Qualifizie­
rungsansatz konsequent die Selbstverantwortlichkeit der 
Lernenden für ihren persönlichen Qualifizierungsprozess. 

Erfahrungen in der Umsetzung 

Die bei der Erprobung des Qualifizierungsansatzes ge­
machten Erfahrungen werden im Projektteam regelmäßig 
ausgewertet und mit der wissenschaftlichen Begleitung, 

den Unternehmensvertreterinnen und -vertretern und den 
Lernenden selbst prozessbegleitend diskutiert. Dabei zeigt 
sich, dass die wirksame Gestaltung und Begleitung von 
selbstorganisierten Lernprozessen an eine Reihe von Rah­
menbedingungen geknüpft ist. 
Zum einen bedarf es einer wirksamen Verzahnung von Or­
ganisationsentwicklungs- und Qualifizierungsstrategie in 
den Unternehmen. Zwar gestalten die Lernenden die kon­
kreten Veränderungsprojekte selbstorganisiert, sie brau­
chen dafür aber eine klare Orientierung durch die Führung 
darüber, welche organisatorischen und geschäftspoliti­
schen Ziele mit der Einführung der digitalen Technologien 
verbunden sind. Sie brauchen eine Zielrichtung, die jedoch 
noch nicht die konkreten Ergebnisse ihrer Entwicklungsar­
beit determiniert. Gleichzeitig sind Unternehmen gut bera­
ten, die Ergebnisse solcher Lernprojekte wiederum in ihrer 
Organisationsentwicklungsstrategie zu berücksichtigen, 
da sie wichtige Hinweise darauf enthalten, wie digitale 
Technologien Arbeitsprozesse effektiv verbessern können. 
Zum Zweiten bedarf es tatsächlicher Handlungsspielräu­
me für die Lernenden. Die Entwicklung und Umsetzung 
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der Lernprojekte fördert und fordert unternehmerisches 
Handeln der Beschäftigten, die kreativ und selbstständig 
mit neuen Arbeitsformen experimentieren, dabei die »gän­
gigen Spielregeln« innovativ verändern und im Rahmen 
von vorgegeben Leitplanken selbstverantwortlich Arbeit 
gestalten. Dies ist für die Lernenden zunächst oft unge­
wohnt. Umso wichtiger ist vor allem das Signal der direk­
ten Vorgesetzten, dass genau dieses selbstverantwortliche 
Handeln explizit gewünscht ist, auch wenn es vielleicht nur 
bedingt der bisherigen Führungspraxis entspricht. Hier 
tun sich insbesondere für die Führungskultur in Unterneh­
men interessante Spannungsfelder auf. Gleichzeitig zeigt 
sich, dass viele Veränderungen, wie sie derzeit im Kontext 
von »New Work« oder »Arbeiten 4.0« diskutiert werden, 
nicht nur die Folge von Digitalisierungsprozessen sind, 
sondern eben auch ein Stück weit eine Voraussetzung für 
die wirksame Einbindung von digitalen Technologien in 
Arbeitsprozesse. 
Schließlich, und dies mag auf den ersten Blick banal klin­
gen, ist es für die Umsetzung des Ansatzes entscheidend, 
dass Beschäftigte in ihrem Arbeitsalltag Zugang zu di­
gitalen Lösungen haben, die es ermöglichen, die eigene 
Arbeitsweise weiterzuentwickeln. Dafür ist aber nicht nur 
die Bereitstellung von entsprechender Hard- und Software 
notwendig, sondern auch deren Einbettung in und Ver­
knüpfung mit bestehenden Systemen. Theoretisch ist so 
ein Aspekt schnell abgehakt, die Erfahrung des Qualifizie­
rungsansatzes zeigt aber, dass sich dieser in der Praxis als 
durchaus komplex und voraussetzungsreich darstellt, er­
fordert er doch oft die Umstellung und Anpassung von Sys­
temen bzw. von Geschäftsprozessen und betriebsinternen 
Standards. Beschäftigen sich die Teilnehmenden hingegen 

mit digitalen Technologien, die nicht bereits zu einem ge­
wissen Grad in den Arbeitsprozess eingebettet sind, son­
dern mit Insellösungen rund um die »neueste Technik«, so 
verliert der Lernprozess sehr schnell den Bezug zum realen 
Arbeitsprozess und wird verstellt durch technische Kinder­
krankheiten und alltagsferne »Showlösungen«. 
Wenn diese Rahmenbedingungen erfüllt sind, ist der Qua­
lifizierungsansatz sehr wirksam in der Förderung von 
Handlungskompetenzen im Kontext digitaler Technolo­
gien. Dies zeigen nicht nur die Ergebnisse der individuel­
len Kompetenzbilanzierungen der Lernenden. Zum Ab­
schluss jeder Qualifizierungsreihe wird darüber hinaus der 
Lernprozess gemeinsam mit den Lernenden systematisch 
ausgewertet. Am Ende steht ein persönliches Fazit (vgl. 
Infokasten). 
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Digitale Medien in Betrieben
�

MIRIAM GENSICKE, SEBASTIAN BECHMANN, MICHAEL HÄRTEL, 
TANJA SCHUBERT, ISABEL GARCIA-WÜLFING, BETÜL GÜN-
TÜRK-KUHL 

Digitale Medien in Betrieben - heute und morgen 
Eine repräsentative Bestandsanalyse 

Wissenschaftliche Diskussionspapiere Nr. 177 
2. Aufl. 2016, 105 S., ISBN 978-3-945981-60-3 

Lernen im Prozess der Arbeit: Das ist 
eines der grundlegenden Merkmale 
der Berufsausbildung zur Förderung 
beruflicher Handlungskompetenz. 

•	� Wie sieht das im Betriebsalltag aus? 

•	� Welche digitalen Geräte und Anwendungen 

werden in den Betrieben für Lern- und 

Arbeitsprozesse eingesetzt, welche nicht? 

•	� Welche Barrieren existieren, die den Einsatz 

digitaler Medien zum betrieblichen Lehren, 

Lernen und Arbeiten einschränken? 

•	� Welche digitalen Medien werden 

von  Auszubildenden, Fachkräften und 

Ausbildungspersonal wie und wozu genutzt? 

•	� Wie schätzen Betriebe den Stellenwert 

und Nutzungsgrad digitaler Medien in den 

nächsten Jahren ein? 

•	� Wie kann die Digitalisierung in den Betrieben 

unterstützt werden? 

Die Publikation dokumentiert die Ergebnisse 

einer repräsentativen Betriebsbefragung in 

Deutschland, die das BIBB im Auftrag des 

Bundesministeriums für Bildung und Forschung 

zusammen mit TNS Infratest Sozialforschung, 

München, durchgeführt hat. 

Kostenloser Download unter: www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8106 

www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/8106
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Fortbildungsprüfungsregelung oder Fortbildungsordnung?
 

Unterschiede zwischen Regelungen der zuständigen Stellen und des Bundes 

MARKUS BRETSCHNEIDER 
Wiss. Mitarbeiter im Arbeitsbereich 
»Gewerblich-technische Berufe« im BIBB 

Regelungen für die berufliche Fortbildung gibt es sowohl  

mit bundesweiter als auch mit regionaler Gültigkeit. An

hand welcher Aspekte lässt sich entscheiden, welche  

der beiden Alternativen angemessen ist? Ausgehend  

von einer quantitativen Betrachtung greift der Beitrag  

die wesentlichen Unterschiede der beiden Möglichkei

ten auf und geht der Frage nach, in welcher Form die  

Qualität sichergestellt wird. Am Beispiel der künftigen  

Fortbildungsordnung zum/zur Geprüften Restaurator/-in 

im Handwerk  wird die Überführung zahlreicher Kammer  

regelungen in eine Bundesregelung dargestellt. 

Hintergrund 

Gemeinsam mit Sachverständigen aus der Praxis hat das 
BIBB aktuell den Entwurf einer Fortbildungsordnung zum/ 
zur Geprüften Restaurator/-in im Handwerk erarbeitet.* 
Damit wird unter anderem das Ziel verfolgt, den Erhalt des 
handwerklich-immateriellen Kulturerbes – unter Berück
sichtigung gewerkespezifischer Techniken und Verfahren, 
Materialien sowie Geräte und Maschinen – auf eine ein
heitliche qualifikatorische Grundlage zu stellen. Insge
samt 19 unterschiedliche Gewerke, für die bislang jeweils 
eigenständige Fortbildungsprüfungsregelungen auf Kam
merebene existieren, werden hierzu unter das Dach einer 
bundeseinheitlichen Fortbildungsordnung gebracht. Im 
Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe (vgl. BIBB 
2019) sind für diese 19 Gewerke aktuell etwa 300 Fortbil
dungsprüfungsregelungen zu finden. 
Dieses im Hinblick auf die hohe Zahl an Gewerken und Re
gelungen außergewöhnliche Beispiel wirft die Frage auf, 
welche Kriterien zur Überführung von Kammerregelungen 
in Fortbildungsordnungen des Bundes zugrunde zu legen 
sind und wie sich dieser Prozess vollzieht. 

­

­

­

­

­
­

­

­

­

* Dem Verordnungsentwurf wurde bereits vom BIBB-Hauptausschuss 

zugestimmt. Er soll noch vor Jahresende in Kraft treten. 

Entwicklungen seit 2000 

Die Abbildung zeigt, dass sich die Anzahl der Regelungen 
des Bundes seit 2000 auf einem vergleichbaren Niveau 
bewegt und lediglich einen moderaten Anstieg erkennen 
lässt. Im selben Zeitraum, zwischen 2000 und 2018, ist die 
Anzahl der Regelungen zuständiger Stellen um gut 60 Pro­
zent angewachsen. 
Da mehrere zuständige Stellen Fortbildungsregelungen 
für einen Beruf erlassen können, ist die Zahl der geregel­
ten Fortbildungen höher als die Zahl der geregelten Berufe. 
So gab es 2018 insgesamt 2.512 Fortbildungsregelungen 
bei einer Zahl von 736 geregelten Berufen (vgl. BIBB 2019, 
S. 458). Die Spanne erstreckt sich dabei von Regelungen 
für lediglich eine zuständige Stelle, wie »Funeralmas­
ter/-in (Bestattermeister/-in)« aus dem Jahr 2003 oder die 
ab 2008 für einige Jahre bestehende Regelung »Yogaleh­
rer/-in«, bis hin zur Regelung »Gebäudeenergieberater/-in 
im Handwerk«, welche zwischen 1996 und 2015 in 42 von 
53 Handwerkskammern erlassen wurde. 

Bezeichnung von Abschlüssen 

Die Zahl von zuletzt 736 Kammerregelungen erstreckt sich 
gleichermaßen auf die geregelten Berufe und die damit 
verbundenen Berufsbezeichnungen. Grundsätzlich sollte 
der Zusatz »Geprüfte/-r« als Erkennungszeichen den bun­
desweit geregelten beruflichen Fortbildungen vorbehalten 
sein, es findet sich jedoch eine Reihe von Beispielen für 
Abschlussbezeichnungen der zuständigen Stellen, welche 
diesen Zusatz ebenso beinhalten. Irritierenderweise gibt 
es auch Fälle, in denen von ein und derselben zuständigen 
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Stelle Regelungen mit und ohne diesen Zusatz erlassen 
worden sind, beispielsweise (Geprüfte/-r) Restaurator/-in 
im Maler- und Lackiererhandwerk an der Handwerkskam­
mer Hamburg (1996 und 1998) oder Mittelfranken (1985 
und 2004). 

Regelung der zuständigen Stelle oder Regelung 
des Bundes? 

Welche Aspekte begünstigen die Entscheidung, ob eine 
Regelung auf Ebene der zuständigen Stelle oder des Bun­
des erlassen wird? Als Ausgangspunkt wird der Blick zu­
nächst auf Kammerregelungen gerichtet. Grundlage ist 
die Feststellung entsprechender Bedarfe, beispielsweise 
durch Fachverbände oder Berufsbildungszentren. Beim 
Umfang der zu prüfenden Qualifikationsinhalte gehen sie 
über den Rahmen von Zertifikatslehrgängen und Anpas­
sungsweiterbildungen hinaus, erstrecken sich im Unter­
schied zu Bundesregelungen aber auf die regionale Ebene 
und erlauben daher eine schnelle und flexible Reaktion. 
Beispiel für einen regional begrenzten Bedarf ist die Re­
gelung Stackwerker/-in aus Hamburg aus dem Jahr 2006, 
die im Rahmen der Tätigkeit der Hafenbehörde die Siche­
rung und Weiterentwicklung von Flüssen als Verkehrswe­
gen zum Gegenstand hat. Derartige Regelungen bieten 
die Möglichkeit, kleinräumige Bedarfe aufzugreifen und 
in eine Qualifizierung zu überführen. Ein Beispiel für das 
Aufgreifen technologisch innovativer Entwicklungen ist 
die Regelung Geprüfte/-r Meister/-in Faserverbundtech­
nologie der Industrie- und Handelskammer Schwaben von 

2012. Werden solche Regelungen für mehrere Kammerbe
zirke erlassen, so können sich diese aufgrund eines regio­  
nalspezifischen Zuschnitts in Form und Inhalt graduell je
doch auch voneinander unterscheiden. Steigt die Zahl der 
zuständigen Stellen, die Fortbildungsregelungen für einen 
Beruf erlassen, allmählich an, kann es zur Sicherung der 
Fachkräftemobilität sinnvoll sein, diese auf eine bundes
weit einheitliche Grundlage zu stellen – nicht zuletzt im 
Hinblick auf ein konsistentes Laufbahnkonzept. 
Diesbezügliche Kriterien wurden 2008 zwischen den Spit
zenverbänden der Sozialpartner neu gefasst (vgl. DGB/
KWB 2008). So muss neben der Bedarfsfeststellung eine 
Abgrenzung im Hinblick auf Anforderungen anderer Fort
bildungsregelungen erkennbar sein und ein organisierter 
Lernprozess, der auf die Prüfung vorbereitet, mehr als  
200 Stunden umfassen. Als weitere Voraussetzung (be
gründete Ausnahmen sind möglich) sollen in der Regel 
•	 inhaltlich eine Aufstiegsfortbildung vorliegen, 
•	 die Regelungen der zuständigen Stellen seit mindestens 

fünf Jahren in mindestens fünf Bundesländern bestehen 
und 

•	 die durchschnittliche Zahl der Prüfungsteilnehmer/-in
nen der letzten drei Jahre bundesweit über 500 liegen. 

Darüber hinaus sollen entsprechende Vorläuferregelungen 
nach Abschluss eines Verfahrens aufgehoben werden, um 
Doppelstrukturen zu vermeiden. 
Für die Entwicklung von Verordnungen auf Ebene des 
Bundes erfolgt die »Qualitätssicherung durch systemati
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Akteure« (vgl. BIBB-Hauptausschuss 2014, S. 5 ff.). Grund­
lage sind zwischen Sozialpartnern und Bund abgestimmte 
Eckwerte, welche eine umfassende berufliche Handlungs­
kompetenz zum Gegenstand haben, an der sich auch Prü­
fungsinstrumente und -methoden orientieren. Auf Ebene 
der zuständigen Stellen gibt es etwa eine Empfehlung des 
Deutschen Handwerkskammertages (DHKT) zur Struk­
tur und Dauer von Prüfungen aus dem Jahr 2003. Für die 
Durchführung von Prüfungen existiert für Regelungen der 
zuständigen Stellen wie auch des Bundes eine Richtlinie 
des BIBB-Hauptausschusses für Fortbildungsprüfungen 
(vgl. BIBB-Hauptausschuss 2008a und 2008b). 

Geprüfte/r Restaurator/-in im Handwerk 
im Spiegel der Zeit 

Basierend auf den oben genannten Kriterien stellt die Auf­
stiegsfortbildung Geprüfte/-r Restaurator/-in im Hand­
werk ein gutes Beispiel für die Weiterentwicklung von 
Regelungen der zuständigen Stellen zu einer bundesein­
heitlichen Fortbildungsordnung dar. Seinen Ursprung 
als geregelte Fortbildung hat dieses Berufsbild Mitte der 
1980er-Jahre als Reaktion auf ein wachsendes Bewusstsein 
für die historisch gewachsene Umwelt, insbesondere histo­
rische Gebäude (vgl. hier und im Folgenden Gerner/Gärt­
ner/Stein 1994, S. 11 ff.). Im Rahmen des Wiederaufbaus 
nach dem Zweiten Weltkrieg wurden beispielsweise mit 
industriell hergestelltem Zement neue Bau- und Instand­
setzungsweisen möglich, welche häufig einen Verlust der 
traditionellen Werkstoffe ebenso wie der handwerklichen 
Fähigkeiten mit sich brachten. Vor diesem Hintergrund 
wurden 1986 die ersten Geprüften Restauratorinnen und 
Restauratoren im Handwerk durch die Handwerkskam­
mern Münster und Kassel ausgezeichnet. Ebenfalls 1986 
gründete sich der »Arbeitskreis Restaurator im Handwerk«, 
welcher die inhaltliche Akzentuierung der Qualifizierung, 
beispielsweise im Hinblick auf zunehmend praktische 
Fortbildungsanteile, weiter vorangetrieben hat. Im Laufe 

der beiden vergangenen Jahrzehnte entstanden so etwa 
300 Aufstiegsfortbildungen für die unterschiedlichen Ge
werke in unterschiedlichen Kammerbezirken im gesamten 
Bundesgebiet. In jüngster Vergangenheit sind nun traditio­  
nelle Handwerkstechniken als handwerklich-immateriel
les Kulturerbe immer stärker in den Fokus der Aufmerk
samkeit gerückt. Dies und die zuletzt rückläufige Zahl an 
Prüfungsteilnahmen waren der Anlass, das Berufsbild zu 
modernisieren und im Sinne einer »Markenbildung« zu
gleich auf eine bundeseinheitliche Grundlage zu stellen. 
Vor diesem Hintergrund wurde etwa die Wiedergewin
nung, Erhaltung und Weiterentwicklung historischer und 
traditioneller Methoden als Qualifikationsinhalt aufge
nommen. 

Fazit 

Unterschiede zwischen Regelungen der zuständigen Stel
len und des Bundes finden sich in 
• der Rechtsgrundlage, 
• den Zuständigkeiten und beteiligten Akteuren, 
• der Art und Weise der Erarbeitung, 
• der räumlichen Geltung und 
• den Berufen, auf die sie abzielen. 

Während Regelungen der zuständigen Stellen vergleichs
weise schnelle Antworten auf kleinräumige Bedarfe und 
Innovationen ermöglichen, setzen Verordnungen auf 
Bundesebene an einheitlichen Inhalten beruflicher Fort
bildungen auf Grundlage eines bundesweiten Bedarfs im 
Hinblick auf arbeitsmarktbezogene Mobilität und Wieder
erkennbarkeit an. Regelungen auf diesen beiden Ebenen 
stellen dabei keinen Widerspruch dar, im Gegenteil, als 
Ausdruck unterschiedlicher Bedarfslagen stehen sie in  
einem Ergänzungsverhältnis und können im Einzelfall 
auch unterschiedliche Entwicklungsstadien eines Berufs
bilds darstellen. 

 
s

­

­
­

­

­

­

­

­

­

­

­

Literatur 

BIBB: Bekanntmachung des Verzeichnisses der anerkannten Ausbildungs­

berufe und des Verzeichnisses der zuständigen Stellen vom 15. Mai 2019. 

In: BAnz AT 06.09.2019 

BIBB-Hauptausschuss: Richtlinie des Hauptausschusses des Bundes­

instituts für Berufsbildung. Musterprüfungsordnung für Fortbildungsprü­

fungen gem. §42c Abs. 1 in Verbindung mit §38 Handwerksordnung. 

2008a – URL: www.bibb.de/dokumente/pdf/HA127.pdf (Stand: 

10.09.2019) 

BIBB-Hauptausschuss: Richtlinie des Hauptausschusses des Bundes­

instituts für Berufsbildung. Musterprüfungsordnung für Fortbildungsprü­

fungen gem. §56 Abs. 1 in Verbindung mit §47 Abs. 1 Berufsbildungs­

gesetz. 2008b – URL: www.bibb.de/dokumente/pdf/HA128.pdf (Stand: 

10.09.2019) 

BIBB-Hauptausschuss: Empfehlung des Hauptausschusses des Bundes­

instituts für Berufsbildung vom 12. März 2014 für Eckpunkte zur Struktur 

und Qualitätssicherung der beruflichen Fortbildung nach Berufsbildungs­

gesetz (BBiG) und Handwerksordnung (HwO). Bonn 2014 – URL: 

www.bibb.de/dokumente/pdf/HA159.pdf (Stand: 10.09.2019) 

Deutscher Gewerkschaftsbund/Kuratorium der Deutschen Wirtschaft 

für Berufsbildung (DGB/KWB): Vereinbarung zur beruflichen Fortbil­

dung gemäß §53/54 BBiG und §42/42a HwO zwischen DGB und Spitzen­

organisationen der Wirtschaft vertreten im Kuratorium der Deutschen 

Wirtschaft für Berufsbildung. Berlin 2008 

Gerner, M.; Gärtner, D.; Stein, G.: Handbuch Restaurator im Handwerk. 

Fulda 1994 

www.bibb.de/dokumente/pdf/HA159.pdf
www.bibb.de/dokumente/pdf/HA128.pdf
www.bibb.de/dokumente/pdf/HA127.pdf


 

 
 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

B W P  6 / 2 0 1 9  R E Z E N S I O N E N  5 3  

Sprachliche Handlungskompetenz fördern
 

CHRISTINA WIDERA 
Dr., Stabsstelle »Forschungskoordination« 
im BIBB 

Gesprächskompetenzen Auszubildender fördern – 
Konzeption und Wirkung eines Lernarrangements in 
einer gewerblich-technischen Berufsausbildung 
Maria König. wbv Media, Bielefeld 2019, 275 S., 
49,90 EUR, ISBN 978-3-7639-6041-5 

Beruflich zu handeln, heißt auch, sprachlich zu handeln. 
Wie aber kann die sprachliche Handlungskompetenz ge­
fördert werden? In ihrer Dissertation entwickelt Maria 
König für die Ausbildungsberufe Industrie- und Werkzeug­
mechaniker/-in und Elektroniker/-in für Automatisie­
rungstechnik ein Lernarrangement zur Förderung der 
mündlichen Kommunikationsfähigkeit von Auszubilden­
den. 
Mit der Einführung kompetenzorientierter Ausbildungs­
ordnungen steht nicht nur die berufliche Fachkompetenz 
im Mittelpunkt der Ausbildung, sondern es sollen auch 
Fähigkeiten gefördert werden, auf denen berufliche Hand­
lungskompetenz aufbaut. Anhand der Ordnungsmittel der 
Metall- und Elektroberufe erläutert die Autorin die Kom­
petenzvermittlung nach dem Modell der vollständigen 
Handlung und die Rolle der mündlichen Kommunikation 
in Ausbildung und Abschlussprüfung. Im Mittelpunkt steht 
hier das auftragsbezogene Fachgespräch (Kap. 2). 
Überzeugend stellt die Autorin die kommunikative Kom­
petenz als Teil der beruflichen Kompetenz dar und entwi­
ckelt auf Grundlage des Kompetenzmodells von Bader/ 
Müller (2002) und verschiedenen Kommunikationstheo­
rien ein Konstrukt der mündlichen Kommunikationsfähig­
keit (Kap. 3). Dieses Modell bildet die Basis für ein Lern­
arrangement zur Förderung ebendieser. Ausgehend vom 

Strukturmodell systematischer Lehr- und Lernprozesse 
nach Nickolaus (2014) wird ein Ablaufplan des Lern­
arrangements erstellt (Kap. 4). 
Im empirischen Teil der Dissertation werden zuerst Indika­
toren für die Kommunikationsfähigkeit auf verbaler (z. B. 
Wortwahl), nonverbaler (z. B. Gestik) und paraverbaler 
(z. B. Sprechgeschwindigkeit) Ebene, meist aufgrund von 
Ratgebern für Vorträge und Präsentationen, abgeleitet 
und operationalisiert (Kap. 5). Damit wählt die Autorin 
eine durchaus pragmatische Vorgehensweise; aus linguis­
tischer Sicht wäre jedoch eine kritische Auseinanderset­
zung mit den Operationalisierungen empfehlenswert. Es 
folgt die Beschreibung der Untersuchung, in der die Auto­
rin akribisch auf Forschungsdesign, Datenerhebung und 
-auswertung sowie die Qualität der Daten eingeht. Sie 
erörtert die verwendeten Erhebungsinstrumente und be­
gründet detailliert die eingesetzten statistischen Verfah­
ren. Umso überraschender ist es, dass Rangkorrelationen 
zwischen ordinal- und nominalskalierten Daten berechnet 
werden (S. 176 f., S. 191, S. 203). Dies schmälert das Er­
gebnis der Studie jedoch nicht. Weitere statistische Ana­
lysen stellen überzeugend dar, dass das Lernarrangement 
Teilaspekte der Kommunikationsfähigkeit fördert (Kap. 6). 
Eine differenzierte Erörterung einzelner Indikatoren der 
Kommunikationsfähigkeit und ihrer Interaktion, z. B. 
Sprechgeschwindigkeit, Deutlichkeit von Lauten, Laut­
stärke, hätte dennoch die Diskussion bereichern können 
(Kap. 7). Abschließend werden nicht nur Einsatzmöglich­
keiten des Lernarrangements in Aus- und Weiterbildung, 
sondern auch des Beobachtungsbogens aufgezeigt. Künf­
tige Forschungsideen zur Weiterentwicklung des Lern­
arrangements werden angerissen (Kap. 8). 

Fazit: Die Dissertation ist verständlich geschrieben, die ver­
wendeten Konstrukte und Vorgehensweisen sind nachvoll­
ziehbar hergeleitet und werden durch zusammenfassende 
Abbildungen anschaulich präsentiert. Der empirische Teil 
wird transparent dargestellt, verwendete Materialien sind 
im Anhang umfangreich dokumentiert. Somit bietet die 
Dissertation nicht nur für die wissenschaftlich versierte 
Leserschaft interessante Einblicke in den Themenbereich 
berufliche Handlungsfähigkeit und mündliche Kommuni­
kationsfähigkeit, sondern gibt auch Akteuren der Berufs­
bildungspraxis ein Instrument an die Hand, mit dessen 
Hilfe die Kommunikationsfähigkeit von Auszubildenden 
beurteilt und gefördert werden kann. s
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Berufliche Interessen und Motivationen 
junger Geflüchteter 




ULRICH BEST 
Dr., wiss. Mitarbeiter im Arbeitsbereich 
»Anerkennung von ausländischen Berufs­
qualifikationen« im BIBB 

Deutschland ist das Land der Chancen 
Berufsorientierungen junger Geflüchteter. 

Eine qualitative SINUS-Studie 

Marc Calmbach, James Edwards
 
Springer VS, Wiesbaden 2019, 102 S., 53,49 EUR, 

ISBN 978-3-658-24965-6, Open Access: www.springer.
 
com/de/book/9783658249656
 

Die beruflichen Interessen und Motivationen junger Ge­
flüchteter stehen im Mittelpunkt der Veröffentlichung von 

Marc Calmbach und James Edwards vom Sinus-Institut. 

Das Thema ist so aktuell wie relevant, und die Studie liefert 

umfangreiche Informationen und Eindrücke. 80 qualitati­
ve Einzelinterviews wurden hierzu in ganz Deutschland 

geführt. Das Sampling folgte einer Schichtung nach Ge­
schlecht und Herkunftsland, die die Hauptherkunftslän­
der junger Geflüchteter abdeckt (Syrien, Afghanistan, Irak 

und Eritrea). Aufbauend auf den Interviews entwickeln 

die Autoren sogenannte »Mindsets«, die sie als Vorstufe 

der Sinus-Milieus bezeichnen und die sich an zwei Achsen 

aufspannen: einer der »Werte« und einer der »Ziele« oder 

Bildungsaspirationen. Das Spektrum reicht von den »ord­
nungsliebenden Aufstiegsorientierten« (Mindset »Moving 

Up«) über die »kosmopolitischen Emanzipationsorientier­
ten« (»Breaking Free«), die »verunsicherten Traditionsver­
hafteten« (»Holding On«) bis zu den »anpassungswilligen 

Sicherheitsorientierten« (»Blending In«).
 
Vor diesem Hintergrund gruppieren die Autoren die Aus­
sagen der Jugendlichen thematisch. Hier wird auch dif­
ferenziert nach den besonderen Umständen, z. B. nach 

Aufenthaltsstatus, Familiensituation und Herkunftsland. 


Deutlich wird so zum Beispiel, welche Rolle eine unsiche­
re Bleibeperspektive oder drohende Abschiebung spielen 
können. Ebenso zeigen sich deutliche geschlechtsspezifi­
sche Unterschiede: Ärztin ist der meistgewünschte Beruf 
der weiblichen und Kfz-Mechatroniker der der männli­
chen Jugendlichen. Die Studie bestätigt den Stand der 
Forschung darin, dass junge Frauen deutlich häufiger als 
junge Männer akademische Berufe anstreben. Ein weiteres 
Ergebnis ist, dass die intrinsische Motivation, also das In­
teresse und die Freude am Beruf, zentral genannt und ex­
trinsische Faktoren wie Einkommen oder Prestige diesen 
untergeordnet werden. Allerdings zeigen sich auch hier 
Geschlechtsunterschiede. So betonen im »traditionellen« 
Mindset männliche Befragte die Versorgerrolle und ma­
terielle Ansprüche an einen Beruf. Der Informationsstand 
über die beruflichen Möglichkeiten und auch über die An­
forderungen bestimmter Berufe ist aber bei vielen Jugend­
lichen, so ein weiteres Ergebnis der Studie, noch deutlich 
ausbaufähig. 

Fazit: Insgesamt liefert die Publikation durch ihren stark 
empirischen Charakter und die umfangreichen Zitate aus 
den Interviews sehr viel Material, um die eigenen Aussa­
gen zu stützen, aber auch, um zukünftige Fragestellungen 
zu schärfen. Sie erhebt weder den Anspruch, theoriebil­
dend vorzugehen, noch eine Gesamtdarstellung der be­
ruflichen Situation junger Geflüchteter vorzulegen. Den­
noch wäre es hilfreich, wenn die Ergebnisse etwas besser 
im Stand der Forschung zur Berufswahl oder zur Berufs­
orientierung eingebettet wären. Auch bleibt trotz der de­
taillierten Differenzierung nach Faktoren wie Fluchtstatus 
und Herkunftsort eine Differenzierung z. B. nach dem Bil­
dungsstand der Eltern aus, der oft ein wesentlicher Faktor 
von Berufsentscheidungen ist und in den Interviewzitaten 
sogar erwähnt wird. Auch ein Vergleich mit den Aspiratio­
nen nicht geflüchteter Jugendlicher in Deutschland wäre 
sehr interessant. Unabhängig von diesen offenen Fragen ist 
die Studie sowohl in der Jugendarbeit und für Lehrkräfte 
als auch für Wissenschaftler/-innen sehr interessant und 
empfehlenswert. s

 

www.springer
http://www.springer.com/de/book/9783658249656
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K U R Z  U N D  A K T U E L L  

V E R Ö F F E N T L I C H U N G E N  

Berufsbildung 4.0 – 
 
Branchen- und Berufescreening
 

Exemplarisch wurde untersucht,  
wie sich berufliche Aufgabenfelder  
durch Digitalisierung verändern 
und was das für die Aus- und  
Weiterbildung von Fachkräften  
bedeutet. Aus dem Ergebnisver
gleich werden Handlungsempfeh
lungen für die Gestaltung von Aus- 
und Weiterbildung und für die  
Weiterentwicklung systemischer  
Rahmenbedingungen sowie die  
Weiterentwicklung von bundes

einheitlichen Aus- und Weiterbildungsregelungen abgeleitet.  
Gert Zinke: Berufsbildung 4.0 – Fachkräftequalifikationen und Kom

petenzen für die digitalisierte Arbeit von morgen: Branchen- und  

Berufescreening (WDP 213). Opladen 2019. Kostenloser Download/ 

kostenpflichtige Bestellung: www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/ 

publication/show/10371 

Sprache und Fach in der Berufsvorbereitung  
für Geflüchtete 

Geflüchtete Menschen im aus
bildungsfähigen Alter können in 
speziellen Programmen der Be
rufsorientierung und Berufsvor
bereitung Sprach- und berufliche  
Handlungskompetenz erwerben.  
Für diese Angebote gelten didakti
sche Ansätze der integrierten Ver
mittlung von Sprache und Fach  
als besonders erfolgversprechend.  
Wie wird dieses didaktische Kon
zept angewendet? Die Ergebnisse  

der Untersuchung von Programmen in Deutschland, Öster
reich und Schweden zeigen, dass das Konzept weit verbreitet  
ist. Seine konkrete Ausgestaltung muss an die jeweiligen  
organisatorischen, personellen und pädagogischen Ziele  
angepasst werden. 
Gesa Münchhausen; Kerstin Schneider; Anke Settelmeyer: 

Integriertes Lernen von Sprache und Fach in der Berufsorientierung 

und Berufsvorbereitung von Geflüchteten. Wissenschaftliche Expertise  

zum Programm »Berufsorientierung für Flüchtlinge« (BOF) (WDP 207).  

Opladen 2019. Kostenloser Download/kostenpflichtige Bestellung:  

www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/10599 

­
­

­

­

­

­
­

­
­

­

­

Ersetzungspotenziale von Berufen 
Viele Studien behandeln das Erset
zungspotenzial von Berufen, das 
durch die Anzahl an Tätigkeiten
entsteht, die in Zukunft durch
Maschinen übernommen werden  
können. Inwiefern tatsächlich aus  
Potenzial auch Ersetzung wird
wird in dieser Publikation anhand  
mehrerer unterschiedlicher Indi
zes diskutiert. Ein Ergebnis: Vor
allem in den Branchen »Chemie
und Pharmazie« sowie »Verkehr

Lagerei und Post« ist ein größerer Rückgang der Arbeits
kräftenachfrage möglich.
 
Anna Cristin Lewalder; Felix Lukowski; Caroline Neuber-Pohl; 

Michael Tiemann: Operationalisierung von Ersetzungspotenzialen
 

in Erwerbstätigkeiten durch Technologie (WDP 203). Opladen 2019.

Kostenloser Download/kostenpflichtige Bestellung: www.bibb.de/

veroeffentlichungen/de/publication/show/10569
  

Anerkennungsverfahren bei den akademischen
Heilberufen 

Die Anerkennung von Berufsab
schlüssen ausländischer Fach
kräfte ist für den Berufszugang
bei reglementierten Berufen eine  
grundlegende Voraussetzung
Personen mit einem Drittstaats
abschluss, die in einem akademi
schen Heilberuf arbeiten möchten,
müssen bei nicht ausgleichbaren  
wesentlichen Unterschieden eine  
Kenntnisprüfung absolvieren. Das  
BIBB-Anerkennungsmonitoring

hat mit einer Umfrage 2017 die Erfolgsquote ermittelt. Fa
zit: Die Mehrheit meistert diese Hürde auf dem Weg zur
Approbation. 
Robert Koch, Rebecca Atanassov; Jessica Erbe: Die Kenntnisprü

fung im Anerkennungsverfahren bei den akademischen Heilberufen  

(Schwerpunkt Humanmedizin). Ergebnisse des BIBB-Anerkennungs

monitorings (Fachbeiträge im Internet). Bonn 2019. Kostenloser Down

load: www.bibb.de/veroeffentlichungen/de/publication/show/10614 
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Digitalisierung möglich 
machen – Neue JOBSTARTER 
plus-Projekte starten ab 
Dezember 2019 
Kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) für die Aus- und Weiterbildung 
in der Wirtschaft 4.0 fit machen – das 
ist das Ziel der 28 neuen JOBSTARTER 
plus-Projekte, die ab Dezember 2019 
starten. Thema der fünften Förder­
runde JOBSTARTER plus ist »Aus- und 
Weiterbildung in der Wirtschaft 4.0 – 
Unterstützung für KMU zur Anpassung 
an den digitalen Wandel«. 
Das Interesse an der Förderrichtlinie 
war groß: Knapp 90 Förderanträge gin­
gen ein. Das Thema Digitalisierung und 
Wirtschaft 4.0 beschäftigt auch KMU 
in immer stärkerem Ausmaß. Aller­
dings zeigen die Erfahrungen aus der 
Projektarbeit von JOBSTARTER plus 
ebenso wie zahlreiche Studien, dass 
KMU gegenüber größeren Unterneh­
men bei der Digitalisierung einen Ent­
wicklungsrückstand haben. 

Gleichzeitig wird durch noch laufen­
de JOBSTARTER plus-Projekte aus der 
dritten Förderrunde deutlich, dass ge­
rade die Aus- und Weiterbildung einen 
Schlüsselprozess für die Digitalisierung 
darstellt, dies aber von den Unterneh­
men noch zu wenig erkannt wird. 
Für die Betriebe ist das vorrangige Prob­
lem vielmehr die Auszubildendensuche. 
Von einem »Ausbildungsmarketing 4.0« 
versprechen sie sich neue Möglichkei­
ten. Dieses Thema ist daher auch ein 
Schwerpunkt der Projekte der fünften 
Förderrunde. Hiervon ausgehend wer­
den die Unternehmen dann zu weiteren 
Fragen beraten. Dazu zählt vor allem 
die Unterstützung bei der Umsetzung 
neuer oder geänderter Ausbildungsord­
nungen, die Vermittlung von Basiskom­
petenzen zur Digitalisierung oder von 
Zusatzqualifikationen und teilweise 
auch die Entwicklung branchenspezi­
fischer Lernangebote in Bezug auf die 
Digitalisierung. Dabei sollen nachhal­
tige strukturelle Veränderungen ange­
stoßen werden. 

Die 28 Projekte verteilen sich über 
zwölf Bundesländer und werden von 
Bildungsträgern, Kammern und kam­
mernahen Trägern, branchenbezoge­
nen Akteuren, kommunalen Trägern 
bzw. Wirtschaftsförderungen und Uni­
versitäten umgesetzt. 
Mit dem Programm JOBSTARTER plus 
fördert das Bundesministerium für Bil­
dung und Forschung Projekte, um klei­
ne und mittlere Unternehmen für die 
Zukunft zu stärken und die duale Be­
rufsausbildung attraktiver zu gestalten. 
Inhaltlich reagiert das Förderprogramm 
stets auf aktuelle Herausforderungen 
am Ausbildungsmarkt. 
Das BIBB setzt das Programm JOB­
STARTER plus um. 
www.jobstarter.de 

Shell-Jugendstudie 2019 
Am 15. Oktober wurde die 18. Shell-Ju­
gendstudie vorgestellt. Zentrale Re­
sultate sind, dass sich Jugendliche 
vermehrt zu Wort melden und ihre 
Interessen und Ansprüche nicht nur un­
tereinander, sondern zunehmend auch 
gegenüber Politik, Gesellschaft und Ar­
beitgebern artikulieren. Dabei blickt die 
Mehrheit der Jugendlichen eher positiv 
in die Zukunft. Ihre Zufriedenheit mit 
der Demokratie nimmt zwar weiterhin 

zu, allerdings kritisieren mehr als zwei 
Drittel, dass sich Politiker/-innen nicht 
um ihre Belange kümmern. Die EU wird 
überwiegend positiv wahrgenommen. 
Jugendliche sind mehrheitlich tolerant 
und gesellschaftlich liberal. Am meisten 
Angst macht Jugendlichen die Umwelt­
zerstörung. 
Seit 1953 beauftragt Shell unabhängige 
Wissenschaftler/-innen und Institute 
mit der Erstellung von Studien, um 
Sichtweisen, Stimmungen und Erwar-

tungen von Jugendlichen in Deutsch
land zu dokumentieren. Die Studie  
zeichnet nach, auf welche Weise jun
ge Menschen mit Herausforderungen  
umgehen und welche Verhaltensweisen,  
Einstellungen und Mentalitäten sie da
bei herausbilden. 
Die aktuelle Studie wurde von Prof. Dr.  
Mathias Albert (Leitung, Universität  
Bielefeld), Prof. Dr. Gudrun Quen
zel (Universität Vorarlberg), Prof. Dr. 
Klaus Hurrelmann (Hertie School  
of Governance) sowie einem Experten
team des Münchner Forschungsinstituts  
Kantar um Ulrich Schneekloth ver
fasst. Sie stützt sich auf eine repräsen
tativ zusammengesetzte Stichprobe von  
2.572 Jugendlichen im Alter von zwölf  
bis 25 Jahren, die von Kantar-Intervie
wern zu ihrer Lebenssituation, ihren  
Einstellungen und Orientierungen per
sönlich befragt wurden. 
www.shell.de/jugendstudie  
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www.shell.de/jugendstudie
http:www.jobstarter.de
http://www.jobstarter.de
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Hermann-Schmidt-Preis 2019: 

Frauen für die duale MINT-Ausbildung gewinnen
 

Foto: BIBB 

Zahlreiche Initiativen engagieren sich 
seit vielen Jahren dafür, Mädchen 
und jungen Frauen die MINT-Berufe 
näherzubringen. Doch trotz allen En­
gagements und aller Erfolge verläuft die 
Entwicklung auf zwei Ebenen: Während 
der Anteil von Studienanfängerinnen 
insbesondere in den technischen Fä­
chern sowie in Physik und Informatik 
zum Teil überproportional angestiegen 
ist, hat sich der Anteil von Frauen in 
den dualen MINT-Berufen in den letz­
ten Jahren insgesamt kaum verändert. 
Der Verein Innovative Berufsbildung 
e.V. fragte daher im Rahmen des Wett­
bewerbs 2019 gezielt nach Projekten 
und Initiativen, die Konzepte und Mo­
delle zur Gewinnung und Förderung 
von Frauen in dualer Ausbildung in 
MINT-Berufen entwickelt und erfolg­
reich umgesetzt haben. Antragsberech­
tigt waren Betriebe, berufliche Schulen 
und berufliche Bildungseinrichtungen 
in Kooperation mit Betrieben und/oder 
beruflichen Schulen. 
Das mit dem Hermann-Schmidt-Preis 
2019 ausgezeichnete Projekt »girlsa­
tec – Junge Frauen erobern technische 
Berufe« wurde unter insgesamt zehn 
Bewerbungen durch eine unabhän­
gige Fachjury ausgewählt und erhielt 
ein Preisgeld in Höhe von 3.000 Euro. 
Darüber hinaus hat die Jury drei wei­

tere Wettbewerbsbeiträge mit einem 
Sonderpreis ausgezeichnet. 
Das Gewinner-Projekt des ABB Ausbil­
dungszentrums in Berlin richtet sich 
explizit an junge Frauen und Schüle­
rinnen mit dem Ziel, sie an technische 
Berufe heranzuführen. Das Projekt be­
steht im Kern aus zwei Schwerpunkten: 
Zum einen werden junge Frauen, die 
sich in der Ausbildung in technischen 
Berufen befinden oder diese bereits 
abgeschlossen haben, zu sogenannten 
»girlsatec-Botschafterinnen« ernannt. 
Die Botschafterinnen sollen dabei nicht 
nur bei jungen Frauen und Schülerin­
nen für eine technische Ausbildung 
werben, sondern auch im sozialen 
Umfeld der Schülerinnen bei Eltern, 
Lehrkräften und Berufsberater/-innen 
tätig werden. 
Zum anderen führt das Projekt regelmä­
ßig einwöchige Veranstaltungen durch, 
in denen junge Frauen und Schülerin­
nen die Welt der Technik in handlungs­
und praxisorientierten Projekten und 
Aufgabenstellungen kennenlernen 
können. Das Projekt richtet sich zudem 
auch direkt an kleine und mittlere Un­
ternehmen in Berlin, um diese für das 
Thema »Frauen in technischen Berufen« 
zu sensibilisieren. Insgesamt wurden in 
den vergangenen sechs Jahren über die 
Aktivitäten des Projekts und den Einsatz 

der 37 ehrenamtlichen Botschafterin­
nen etwa 4.500 Schülerinnen direkt 
erreicht. Es wurden außerdem über 
100 Schulbesuche, Betriebsbesichtigun­
gen, 21 Technik-Camps, sieben Tage der 
offenen Tür und zahlreiche Messebe­
suche und Fachtagungsteilnahmen rea­
lisiert sowie Handreichungen für Un­
ternehmen und praktische Anleitungen 
für junge Mädchen und Schülerinnen 
produziert. Jede zweite der Schülerin­
nen im ausbildungsfähigen Alter, die 
seit 2013 an den Technik-Camps teilge­
nommen haben, hat im Anschluss daran 
eine gewerblich-technische Ausbildung 
aufgenommen. 
Die Preisverleihung fand anlässlich der 
Konferenz »Berufsbildung im Span­
nungsfeld künstlicher Intelligenz und 
Digitalisierung« am 29. Oktober 2019 
im ABB Ausbildungszentrum in Berlin 
statt. Die zweitägige Fachkonferenz bil­
dete den Auftakt zu einer neuen Ver­
anstaltungsreihe des BIBB zum Thema 
»Digitalisierung der Arbeits- und Beru­
fewelt – Umsetzungsbeispiele aus der 
Praxis«. 
Eine Broschüre mit Kurzdarstellungen 
der prämierten und weiterer zum Wett­
bewerb eingereichter Projekte steht 
zum kostenlosen Download zur Ver­
fügung unter www.bibb.de/hermann 
schmidtpreis 

www.bibb.de/hermann
http://www.bibb.de/hermannschmidtpreis
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Herausforderungen der   
betrieblichen Ausbildung 
Seit geraumer Zeit verschärfen sich die  
Passungsprobleme auf dem deutschen  
Ausbildungsmarkt: Einer steigenden  
Zahl an unbesetzten Ausbildungsplät
zen steht eine nach wie vor hohe Zahl 
an unversorgten Bewerberinnen und  
Bewerbern um einen Ausbildungsplatz  
gegenüber. Dies trifft insbesondere  
Kleinstbetriebe. Sie können fast 40 Pro­  
zent der von ihnen angebotenen Aus
bildungsstellen nicht besetzen. 
In dem Beitrag »Betriebliche Ausbil
dung – die Herausforderungen bleiben«  
im IAB-Forum, dem Online-Magazin  
des Instituts für Arbeitsmarkt und Be
rufsforschung, geben die Autorinnen  
Sandra Dummert und Ute Leber  
Aufschluss über die betriebliche Seite 
der Ausbildung auf Basis der Daten des  
IAB-Betriebspanels. 
www.iab-forum.de/betriebliche-ausbil  
dung-die-herausforderungen-bleiben 

Neue Kooperationen in der  
beruflichen Pflegeausbildung 
Das BIBB hat auf der Grundlage der  
Ergebnisse eines in Zusammenar
beit mit dem Bundesamt für Familie  
und zivilgesellschaftliche Aufgaben   
(BAFzA) sowie gemeinsam mit Exper
tinnen und Experten der Partner der  
Ausbildungsoffensive  Pflege durch
geführten Fachworkshops konkrete  
Empfehlungen für die Ausgestaltung  
von Kooperationsverträgen in der be
ruflichen Pflegeausbildung nach dem  
Pflegeberufegesetz erarbeitet. 
Kooperationsverträge sind nach dem  
Pflegeberufegesetz Voraussetzung da
für, als Träger der praktischen Ausbil
dung überhaupt tätig werden und die 
praktische Ausbildung durchführen zu  
können. Um den theoretischen und den  
praktischen Unterricht gewährleisten zu  
können, schließt der Träger der prak
tischen Ausbildung zunächst einen  
Vertrag zur Zusammenarbeit mit einer  
Pflegeschule ab. Durch den Abschluss 
von Kooperationsverträgen mit weite
ren Einrichtungen stellt er sicher, dass  

­
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die praktische Ausbildung dem Ausbil
dungsplan entsprechend durchgeführt  
werden kann. 
Die Handreichung bietet Orientierung  
für die individuelle Ausgestaltung von  
Vertragswerken zwischen den Koopera
tionspartnern. Es werden sowohl erklä
rende Textelemente als auch konkrete 
Formulierungshilfen für unterschied
liche Kooperationsformen angeboten.  
Neben Empfehlungen für die Organisa
tion der Ausbildung werden auch Tipps  
und Hinweise für die Sicherstellung der  
Ausbildungsqualität und zur Abwick
lung der Refinanzierung zwischen den  
Kooperationspartnern aufgeführt. 
Die Handreichung steht unter https:// 
lit.bibb.de/vufind/Record/DS-183668  
zur Verfügung. 

Gutachten zu praxisintegrie
renden dualen Studiengängen 
Das Bundesministerium für Bildung  
und Forschung (BMBF) hat bei Prof.  
Dr. Friedhelm Hufen (Universität  
Mainz) ein Rechtsgutachten erstellen  
lassen. Anlass waren die vor allem von  
Gewerkschaftsseite bemängelten Defi
zite in praxisintegrierenden dualen Stu
diengängen, wie fehlende Verzahnung  
zwischen Hochschule und Praxispartner  
und bei der Stellung der Studierenden  
beim betrieblichen Praxispartner. 
Dem Gutachten zufolge besitzt der  
Bund keine Zuständigkeit, um die Vor
schriften des Berufsbildungsgesetzes  
(BBiG) auch auf die Praxisphasen in  
praxisintegrierenden dualen Studien
gängen auszudehnen. Bei diesen dualen  
Studiengängen stellt die Praxisphase  
– anders als bei ausbildungsintegrie
renden dualen Studiengängen – eben  
keine selbstständige, abschlussfähige  
Ausbildung dar. Vielmehr ist sie etwa  
in Gestalt von Praktika integraler Be
standteil des Studiums. Da im Rahmen  
der Praxisphase, anders als bei der ab
schlussfähigen Ausbildung, kein Ar
beitsverhältnis zwischen Studierenden  
und Betrieb begründet werde, könne  
der Bund diesbezüglich keinerlei Vor
schriften erlassen. Dies betreffe neben  

­
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dem BBiG auch die Tarif- und Mindest
lohnbindung sowie eine Beteiligung an  
Betriebsräten bzw. Personalvertretun
gen. Zu einer rechtlichen Ausgestaltung  
seien Länder und Hochschulen gefragt. 
Das Rechtsgutachten steht zum Down
load zur Verfügung: www.bmbf.de/de/ 
die-novellierung-des-berufsbildungs  
gesetzes-bbig-10024.htm 

Ohne Berufsausbildung fünf
mal so hohe Arbeitslosenquote 
Das Risiko, arbeitslos zu werden, hängt  
stark mit dem erzielten Abschluss zu
sammen. Aktuelle Berechnungen des  
Instituts für Arbeitsmarkt- und Be
rufsforschung (IAB) zeigen, dass die  
Arbeitslosenquote bei Personen mit  
abgeschlossener Berufsausbildung im 
Jahr 2018 bei 3,4 Prozent lag. Damit lag  
sie unter dem Gesamtdurchschnitt der  
bundesdeutschen Bevölkerung (5,3 %).  
Für Personen ohne Berufsausbildung  
lag die Quote bei 17,4 Prozent. Bei Aka
demikerinnen und Akademikern betrug  
die Arbeitslosigkeit zwei Prozent. Noch  
niedriger war die Quote bei Personen 
mit Meister- oder Technikerabschluss. 
Deren Erwerbslosenquote betrug 1,2  
Prozent. 
Zwischen Ost- und Westdeutschland be
stehen zwar immer noch Unterschiede,  
aber der Osten konnte den Rückstand 
mittlerweile deutlich verringern. Die  
Gesamtquote nach Qualifikation lag  
im Osten im Jahr 2018 bei 6,7 Prozent 
(Vorjahr 7,3  %), im Westen bei 5,0 Pro
zent (Vorjahr 5,4  %). Die Arbeitslosen
quote für Hochschulabsolventinnen und  
-absolventen lag 2018 im Westen bei   
1,9 Prozent und im Osten bei 2,7 Pro­  
zent. Bei den Personen mit einer be
ruflichen Ausbildung betrug die Ar
beitslosenquote im Westen 2,9 Pro
zent, im Osten 5,1 Prozent. Die Quote 
für Geringqualifizierte lag in beiden  
Landesteilen erheblich höher: im Wes
ten bei 16,1 Prozent und im Osten bei  
26,5 Prozent. 
http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/ 
qualo_2019.pdf 

­
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http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten
www.bmbf.de/de
www.iab-forum.de/betriebliche-ausbil
http://www.iab-forum.de/betriebliche-ausbildung-die-herausforderungen-bleiben
http://www.bmbf.de/de/die-novellierung-des-berufsbildungsgesetzes-bbig-10024.htm
http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/qualo_2019.pdf
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OECD-Indikatoren 2019: 

Bildung auf einen Blick
 

Der jährliche OECD-Bericht betrachtet 
neben der allgemeinen Schulbildung 
auch die berufliche Aus- und Wei­
terbildung. Dabei wurde erneut die 
Bedeutung der beruflichen Bildung 
hervorgehoben. Im internationalen Ver­
gleich bescheinigen die OECD-Zahlen 
Deutschland eine überdurchschnittlich 
hohe Beteiligung an Aus- und Weiter­
bildung. 
Nachholbedarf ergibt sich bei den Bil­
dungschancen für Zugewanderte und 
zielgerichteten Bildungsangeboten für 
Geringqualifizierte. Mit Blick auf die 
Geschlechterrollen wird in der Studie 
kritisch angemerkt, dass mehr Männer 
für ein Lehramtsstudium begeistert wer­
den sollten, Frauen hingegen sieht die 
OECD in der beruflichen Bildung un­
terrepräsentiert. 
»Bildung auf einen Blick 2019 – OECD-
Indikatoren« ist eine maßgebliche 
Quelle für Informationen zum Stand 
der Bildung weltweit. Die Publikation 
bietet Daten zu den Strukturen, der 
Finanzierung und der Leistungsfähig­
keit der Bildungssysteme der einzelnen 
OECD-Länder sowie einer Reihe von 
Partnerländern. 
Ein Schwerpunkt des neuen Berichts 
liegt auf dem Tertiärbereich mit neuen 
Indikatoren zu den Erfolgsquoten im 
Tertiärbereich, zu Promovierten und 
ihren Arbeitsmarktergebnissen sowie 
zu den Zulassungssystemen des Terti­
ärbereichs. 
www.oecd-ilibrary.org/education/ 
bildung-auf-einen-blick-2019_ 
ae29148c-de 

»Digiscouts«: Preisverleihung 
für die besten Digitalisierungs­
ideen 
In Kooperation mit dem Deutschen In­
dustrie und Handelskammertag (DIHK) 
hat das Rationalisierungs- und Innova­
tionszentrum der Deutschen Wirtschaft 
e.V. (RKW) Auszubildende ausgezeich­
net, die als »Digiscouts« in ihrem Be­
trieb Digitalisierungspotenziale iden­
tifiziert haben. Seit dem Projektstart 
2018 sind deutschlandweit insgesamt 
360 Digiscouts ins Rennen gegangen. 
Aus den daraus resultierenden 70 Pro­
jekten wurden zwölf Finalisten und da­
raus wiederum die Gewinner gekürt. 
Ausschlaggebend für die Nominierung 
war, ob ein Projekt im Unternehmen 
nachhaltig zu einem digitalen Fort­

schritt führt, ob sich die Arbeitsweisen 
verändern und digitale Kompetenzen 
aufgebaut wurden. Die Gewinner wur­
den von Elke Büdenbender, Ehefrau 
des Bundespräsidenten Frank-Walter 
Steinmeier, ausgezeichnet. 
Hinter dem Projekt steht die Idee, das 
Interesse der Jugendlichen an Digita­
lisierung nutzen, um die duale Ausbil­
dung im Betrieb attraktiver zu gestalten 
und zugleich für das Unternehmen Nut­
zen zu gewinnen. Jeweils mindestens 
zwei Azubis in einem Unternehmen 
finden im Rahmen eines Azubiprojekts 
heraus, wo im Betrieb Potenzial für Di­
gitalisierung steckt. 
Weitere Informationen unter 
www.digiscouts.de 

Berufsbildung 4.0 – Videos zur Auftaktveranstaltung 
Zusammen mit dem ABB-Ausbildungszentrum lud das BIBB am 29./30. Oktober 
2019 zur Auftaktveranstaltung »Berufsbildung im Spannungsfeld Künstlicher Intel­
ligenz und Digitalisierung« ein. Mit der neuen Veranstaltungsreihe zur Gestaltung 
einer Berufsbildung 4.0 soll der Dialog zwischen Akteuren, Multiplikatoren und 
Interessierten gefördert werden. Weitere Veranstaltungen, die in dieser Reihe ge­
plant sind, werden sich über das Jahr 2020 verteilen. Dabei werden wegweisende 
Projekte und Umsetzungsbeispiele aus verschiedenen Berufsbereichen vorgestellt, 
z. B. aus der Textilindustrie, Ausbildungspersonal 4.0, Neuordnung der IT-Berufe, 
Land-/Baumaschinentechnik und kaufmännische Berufe. 

Podiumsdiskussion mit v.l. Prof. Dr. Friedrich Hubert Esser, BIBB; Oliver Suchy, DGB; Prof. Dr. Sascha 

Stowasser, ifaa; Anne Kahnt, IHK Berlin; Jan-Christoph Schüler, ABB; Kerstin Stromberg-Mallmann, 

Moderation (Foto: BIBB) 

Die Vorträge sowie die Podiumsdiskussion, die während der Auftaktveranstaltung 
im Livestream abrufbar waren, wurden als Videomitschnitte aufbereitet. 
www.bibb.de/de/113523.php 

www.bibb.de/de/113523.php
http:www.digiscouts.de
www.oecd-ilibrary.org/education
http://www.oecd-ilibrary.org/education/bildung-auf-einen-blick-2019_ae29148c-de
http://www.digiscouts.de
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T E R  M I N E  

Textile goes digital – Lernen in 
der digitalen Berufsschule 
12. Februar 2020  
in Mönchengladbach 
Nach dem Auftakt der neuen BIBB-Ver
anstaltungsreihe zur Gestaltung einer 
Berufsbildung 4.0 am 29./30.Oktober 
in Berlin folgt nun eine weitere Veran
staltung, auf der es um wegweisende  
Projekte und Umsetzungsbeispiele aus  
der Textilindustrie geht. Mit der Ver
anstaltungsreihe soll der Dialog zur  
Umsetzung zwischen Akteuren, Mul
tiplikatoren und Interessierten geför
dert werden. 
Hinweise zur Veranstaltung in Kürze  
unter www.berufsbildungvierpunkt  
null.de 

Wirtschaft und Arbeit  
im Umbruch 
13.–14. Februar 2020 in Berlin 
»Wie wird der Strukturwandel gestal
tet?« fragt die Jahrestagung 2020 der  
Deutschen Vereinigung für sozialwis
senschaftliche Arbeitsmarktforschung  
(SAMF e.V.). 
https://samf.de  

Hauptsache digital?!  
Sprachliche Bildung in der   
digitalisierten Gesellschaft 
17.–18. Februar 2020 in Köln 
Welche Herausforderungen und Po
tenziale entstehen durch die Digitali
sierung für sprachliche Bildung? Wie  
unterstützen digitale Tools, Apps und 
Programme sprachliches Lernen? Wie  
können digitale Medien sinnvoll in die  
Schul- und Unterrichtsentwicklung ein
gebunden werden? Und wie sehen gute  
Fortbildungsangebote für Lehrkräfte  
sowie Erzieherinnen und Erzieher aus?  
Diesen und weiteren Fragen widmet  
sich die siebte Jahrestagung des Mer
cator-Instituts. 
Am 17. Februar findet zum gleichen  
Thema eine Tagung für den wissen
schaftlichen Nachwuchs statt, die diese  
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viel diskutierten Fragen ebenfalls auf­
greift und sich interdisziplinär mit dem 
Themenkomplex sprachliche Bildung 
in der digitalisierten Gesellschaft be­
schäftigt. 
www.mercator-institut-sprachfoerde 
rung.de/de/termine 

»Grenzen.Gänge.Zwischen. 
Welten«
 
25.–28. Februar 2020 in Wien
 
Die 34. Jahrestagung der Inklusions­
forscher/-innen wird von der Univer­
sität Wien, der Pädagogischen Hoch­
schule Wien und der Bildungsdirektion 
für Wien ausgerichtet. 
https://ifo2020.ssr-wien.at/ 

27. DgfE-Kongress 
15.–18. März 2020 in Köln 
Optimierung ist in vielen Lebensberei­
chen eine leitende Strategie, so auch in 
Erziehung und Bildung. In den Erzie­
hungswissenschaften ist Optimierung 
daher in sehr unterschiedlichen theo­
retischen und praktischen Spielarten 
ein elementarer Topos. Der Kongress 
2020 der Deutschen Gesellschaft für 
Erziehungswissenschaft lädt dazu ein, 
sich mit den Möglichkeiten, Grenzen 
und Wirkungen von Optimierung im 
Bildungsbereich auseinanderzusetzen. 
dgfe2020.uni-koeln.de 

didacta 
24.–28. März 2020 in Stuttgart 

Weltweit größte Messe für den gesam­
ten Bildungssektor mit über 800 Aus­
stellern und einem Veranstaltungs­
programm mit über 1.500 Vorträgen, 
Workshops und Seminaren. 
www.messe-stuttgart.de/didacta 

Vorschau auf die nächsten 
Ausgaben 

1 / 2020 – Weiterbildung 
Die berufliche Weiterbildung gewinnt 
infolge des rasanten Wandels in Arbeit  
und Beruf zunehmend an Bedeutung.  
Individuen und  Unternehmen  sind   
mehr denn je gefordert, in die Kom
petenzentwicklung zu investieren. Die  
nationale Weiterbildungsstrategie ruft  
gar eine neue Weiterbildungskultur  
aus. Die Frage, die im Mittelpunkt der 
BWP-Ausgabe steht, lautet: Welche  
Rahmenbedingungen finden Individuen  
und Unternehmen vor? Und wie muss 
sich Weiterbildung künftig aufstellen, 
um nicht nur passende Angebote, son
dern vor allem auch passende Rahmen
bedingungen zu bieten? 
Erscheint Februar 2019 

2 / 2020 – Qualifizierung in  
der Pflege 
Erscheint Mai 2020 

3 / 2020 – Berufsbildung  
in Europa 
Erscheint August 2020 

Nutzen Sie die umfassenden Recherche
möglichkeiten im BWP-Online-Archiv, 
das alle Ausgaben und Beiträge seit  
2000 im zitierfähigen Format enthält. 
www.bwp-zeitschrift.de/archiv 

­

­
­

­

www.bwp-zeitschrift.de/archiv
www.messe-stuttgart.de/didacta
http:dgfe2020.uni-koeln.de
http:https://ifo2020.ssr-wien.at
www.mercator-institut-sprachfoerde
http:https://samf.de
www.berufsbildungvierpunkt
http://www.berufsbildungvierpunktnull.de
https://samf.de
http://www.mercator-institut-sprachfoerderung.de/de/termine
https://ifo2020.ssr-wien.at/
http://dgfe2020.uni-koeln.de
http://www.messe-stuttgart.de/didacta
http://www.bwp-zeitschrift.de/archiv
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BWP im digitalen Wandel 

Neuerungen für unsere Leserinnen und Leser ab 2020 

»Digitaler Wandel« ist ein Schlagwort, das die Berufsbildung intensiv be­

schäftigt. Auch in der BWP haben wir uns diesem Thema in den vergangenen 

Jahren immer wieder gewidmet. Nun verändert der digitale Wandel nicht nur 

die Arbeits- und Berufswelt, sondern auch die Medienlandschaft, mithin die 

BWP selbst. Das wirft Fragen auf: Sollen wir die BWP zu einer Online-Zeit­

schrift weiterentwickeln? Hat bedrucktes Papier noch Zukunft? Bei der Suche 

nach Antworten waren uns Ihre Hinweise aus der Leserbefragung 2018 eine 

große Hilfe. Wir möchten Ihnen nun einen kleinen Vorgeschmack auf das 

geben, was Sie ab 2020 erwartet. 

Print oder digital? 

Bei der Weiterentwicklung der BWP in 
digitalen Zeiten geht es um eine sinn­
volle Verbindung von gedrucktem und 
digitalem Medium. Das konnten wir als 
klares Plädoyer aus der Leserbefragung 
mitnehmen. So nutzt zwar eine Mehr­
heit der Befragten das E-Paper und legt 
großen Wert darauf, dass es die BWP 
digital – zum kostenfreien Download – 
gibt, aber eine beachtliche Gruppe von 
Leserinnen und Lesern bevorzugt das 
gedruckte Heft und möchte dies auch 
weiterhin lesen – als willkommene Ab­
wechslung zur Arbeit am Bildschirm. 
Daher haben wir uns entschieden, den 
Weg fortzusetzen, den wir bereits in den 
vergangenen Jahren eingeschlagen ha­
ben – nämlich doppelgleisig zu fahren. 
Beide Kanäle haben ihre Vorzüge, die 
sich vortrefflich ergänzen: So eignet 
sich das digitale Medium hervorragend 
für die gezielte Suche und das schnelle 
Auffinden von Texten. Das gedruckte 
Heft lädt demgegenüber zum Blättern, 
Entdecken und Verweilen ein und wird 
bevorzugt, wenn es um das Lesen län­
gerer Texte geht. 
Beides sollte eine attraktive Fachzeit­
schrift leisten und beides wollen wir 
Ihnen ab 2020 zusammen mit unserem 
Verlagspartner, dem Franz Steiner Ver­
lag, in einem überarbeiteten redaktio­
nellen Konzept bieten. 

Was wird sich ändern? 

Fangen wir bei unserem digitalen 
Angebot an: Das Archiv als Kern un­
serer BWP-Website wird geöffnet und 
erweitert. Künftig stehen Ihnen alle 
Beiträge mit Erscheinen der Hefte 
zum Download und für den privaten 
Gebrauch kostenfrei zur Verfügung. 
Zudem haben wir die alten Jahrgänge 
der BWP digitalisiert, sodass Sie künftig 
in allen seit 1972 erschienenen Aus­
gaben recherchieren können. Damit 
wird ein historischer Schatz gehoben, 
der es ermöglicht, aktuelle Themen 
der Berufsbildung stärker als bisher 
in ihren zeitgeschichtlichen Bezügen 
zu betrachten. Zudem möchten wir 
Ihnen über unser Online-Angebot er­
gänzende Materialien zu den im Heft 
veröffentlichten Beiträgen anbieten, z.B. 
Grafiken oder auch Podcasts. Das alles 
finden Sie unter der gewohnten Adres­
se www.bwp-zeitschrift.de ab Februar 
in einem neuen Layout. 
Und wie geht es mit dem gedruckten 
Heft weiter? Mit dem erweiterten Inter­
net-Angebot reduzieren wir die Erschei­
nungsweise der BWP von sechs auf vier 
Ausgaben pro Jahr. Beibehalten wird 
der Umfang von 60 Seiten mit einem 
Themenschwerpunkt pro Ausgabe und 
weiteren Beiträgen aus Wissenschaft 
und Praxis. Auch das war ein klares 
Votum der Leserbefragung. 

Damit die Zeit zwischen den Erschei­
nungsterminen nicht zu lang wird, 
melden wir uns – sofern Sie wollen – 
zwischendurch bei Ihnen mit unserem 
Newsletter, der Sie fortan achtmal im 
Jahr über Aktuelles und Wissenswertes 
rund um die BWP auf dem Laufenden 
hält. Diesen Newsletter können Sie ab 
Februar über unsere neue Website kos­
tenfrei abonnieren. 

Und warum lohnt es sich dann 
noch, die BWP zu abonnieren? 

Mit dem kostenpflichtigen Abo genie­
ßen Sie den Vorzug, viermal im Jahr 
informiert zu werden, ohne sich selbst 
auf die Suche zu machen. Die Zeitschrift 
landet zuverlässig auf Ihrem Schreib­
tisch oder in Ihrem Briefkasten. Neben 
einer Zusammenstellung von Fach- und 
Informationsbeiträgen in gewohnter 
Qualität möchten wir Ihnen mit neu­
en Rubriken und Serien im Heft mehr 
Lesevergnügen und Abwechslung berei­
ten, z.B. mit Berufe-Steckbriefen, mit 
der neuen Rubrik »Wiederentdeckt – 
neu gelesen« zur Erschließung unseres 
Archivs oder mit einer doppelseitigen 
Infografik, die es für BWP-Abonnen­
tinnen und -Abonnenten künftig auch 
als Poster geben wird. Zudem ist es uns 
ein Anliegen, mit interaktiven Elemen­
ten und in Verbindung mit unserer In­
ternet-Seite den Austausch zwischen 
Ihnen und uns und den Dialog zwischen 
Wissenschaft, Politik und Praxis noch 
lebendiger zu gestalten. 
Also: Seien Sie gespannt und bleiben 
Sie uns gewogen! 

Christiane Jäger 
(Chefredakteurin) 

http:www.bwp-zeitschrift.de
mailto:bwp@bibb.de
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Vorschau auf die Themenschwerpunkte 2020 
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Die BWP als E-Paper
www.bwp-zeitschrift.de

Lesen Sie die BWP bequem zu Hause oder unterwegs 
auf dem Desktop, dem Smartphone oder Tablet.

Das E-Paper erscheint zeitgleich mit der BWP und steht Abonnentinnen und 
Abonnenten kostenlos zur Verfügung.

Das Online-Archiv enthält alle Ausgaben seit 2000. Sie können jeden Jahrgang 
und jede Ausgabe der BWP aufrufen und in mehr als 2.300 Datensätzen recher-
chieren, z.B. nach Schlagwörtern und Autorennamen.
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